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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1/2003 DES RATES
vom 16. Dezember 2002

zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln

(Text von Bedeutung für den EWR)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 83,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Zur Schaffung eines Systems, das gewährleistet, dass der Wettbewerb im Gemeinsamen Markt nicht
verfälscht wird, muss für eine wirksame und einheitliche Anwendung der Artikel 81 und 82 des
Vertrags in der Gemeinschaft gesorgt werden. Mit der Verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar
1962, Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln 81 und 82 (*) des Vertrags (4), wurden die
Voraussetzungen für die Entwicklung einer Gemeinschaftspolitik im Bereich des Wettbewerbsrechts
geschaffen, die zur Verbreitung einer Wettbewerbskultur in der Gemeinschaft beigetragen hat. Es ist
nunmehr jedoch an der Zeit, vor dem Hintergrund der gewonnenen Erfahrung die genannte Verord-
nung zu ersetzen und Regeln vorzusehen, die den Herausforderungen des Binnenmarkts und einer
künftigen Erweiterung der Gemeinschaft gerecht werden.

(2) Zu überdenken ist insbesondere die Art und Weise, wie die in Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags
enthaltene Ausnahme vom Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen anzuwenden ist.
Dabei ist nach Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe b) des Vertrags dem Erfordernis einer wirksamen
Überwachung bei möglichst einfacher Verwaltungskontrolle Rechnung zu tragen.

(3) Das durch die Verordnung Nr. 17 geschaffene zentralisierte System ist nicht mehr imstande, diesen
beiden Zielsetzungen in ausgewogener Weise gerecht zu werden. Dieses System schränkt die
Gerichte und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der gemeinschaftli-
chen Wettbewerbsregeln ein, und das mit ihm verbundene Anmeldeverfahren hindert die Kommis-
sion daran, sich auf die Verfolgung der schwerwiegendsten Verstöße zu konzentrieren. Darüber
hinaus entstehen den Unternehmen durch dieses System erhebliche Kosten.

(4) Das zentralisierte Anmeldesystem sollte daher durch ein Legalausnahmesystem ersetzt werden, bei
dem die Wettbewerbsbehörden und Gerichte der Mitgliedstaaten nicht nur zur Anwendung der nach
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften direkt anwendbaren Artikel
81 Absatz 1 und Artikel 82 des Vertrags befugt sind, sondern auch zur Anwendung von Artikel 81
Absatz 3 des Vertrags.
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(1) ABl. C 365 E vom 19.12.2000, S. 284.
(2) ABl. C 72 E vom 21.03.2002, S. 305.
(3) ABl. C 155 vom 29.5.2001, S. 73.
(*) Der Titel der Verordnung Nr. 17 wurde angepasst, um der Umnummerierung der Artikel des EG-Vertrags gemäß

Artikel 12 des Vertrags von Amsterdam Rechnung zu tragen; ursprünglich wurde auf die Artikel 85 und 86 Bezug
genommen.

(4) ABl. 13 vom 21.2.1962, S. 204/62. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1216/1999 (ABl. L 148 vom
15.6.1999, S. 5).



(5) Um für die wirksame Durchsetzung der Wettbewerbsvorschriften der Gemeinschaft zu sorgen und
zugleich die Achtung der grundlegenden Verteidigungsrechte zu gewährleisten, muss in dieser
Verordnung die Beweislast für die Artikel 81 und 82 des Vertrags geregelt werden. Der Partei oder
Behörde, die den Vorwurf einer Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 Absatz 1 oder Artikel 82 des
Vertrags erhebt, sollte es obliegen, diese Zuwiderhandlung gemäß den einschlägigen rechtlichen
Anforderungen nachzuweisen. Den Unternehmen oder Unternehmensverbänden, die sich gegenüber
der Feststellung einer Zuwiderhandlung auf eine Rechtfertigung berufen möchten, sollte es obliegen,
im Einklang mit den einschlägigen rechtlichen Anforderungen den Nachweis zu erbringen, dass die
Voraussetzungen für diese Rechtfertigung erfüllt sind. Diese Verordnung berührt weder die natio-
nalen Rechtsvorschriften über das Beweismaß noch die Verpflichtung der Wettbewerbsbehörden
und Gerichte der Mitgliedstaaten, zur Aufklärung rechtserheblicher Sachverhalte beizutragen, sofern
diese Rechtsvorschriften und Anforderungen im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen des
Gemeinschaftsrechts stehen.

(6) Die wirksame Anwendung der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft setzt voraus, dass die Wettbe-
werbsbehörden der Mitgliedstaaten stärker an der Anwendung beteiligt werden. Dies wiederum
bedeutet, dass sie zur Anwendung des Gemeinschaftsrechts befugt sein sollten.

(7) Die einzelstaatlichen Gerichte erfüllen eine wesentliche Aufgabe bei der Anwendung der gemein-
schaftlichen Wettbewerbsregeln. In Rechtsstreitigkeiten zwischen Privatpersonen schützen sie die
sich aus dem Gemeinschaftsrecht ergebenden subjektiven Rechte, indem sie unter anderem den
durch die Zuwiderhandlung Geschädigten Schadenersatz zuerkennen. Sie ergänzen in dieser Hinsicht
die Aufgaben der einzelstaatlichen Wettbewerbsbehörden. Ihnen sollte daher gestattet werden, die
Artikel 81 und 82 des Vertrags in vollem Umfang anzuwenden.

(8) Um die wirksame Durchsetzung der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft und das reibungslose
Funktionieren der in dieser Verordnung enthaltenen Formen der Zusammenarbeit zu gewährleisten,
müssen die Wettbewerbsbehörden und die Gerichte in den Mitgliedstaaten verpflichtet sein, auch die
Artikel 81 und 82 des Vertrags anzuwenden, wenn sie innerstaatliches Wettbewerbsrecht auf Verein-
barungen und Verhaltensweisen, die den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen
können, anwenden. Um für Vereinbarungen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen gleiche Bedingungen im Binnenmarkt zu schaffen, ist es
ferner erforderlich, auf der Grundlage von Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe e) des Vertrags das
Verhältnis zwischen dem innerstaatlichen Recht und dem Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft zu
bestimmen. Dazu muss gewährleistet werden, dass die Anwendung innerstaatlichen Wettbewerbs-
rechts auf Vereinbarungen, Beschlüsse und abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne von Artikel 81
Absatz 1 des Vertrags nur dann zum Verbot solcher Vereinbarungen, Beschlüsse und abgestimmten
Verhaltensweisen führen darf, wenn sie auch nach dem Wettbewerbsrecht der Gemeinschaft
verboten sind. Die Begriffe Vereinbarungen, Beschlüsse und abgestimmte Verhaltensweisen sind
autonome Konzepte des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft für die Erfassung eines koordinierten
Verhaltens von Unternehmen am Markt im Sinne der Auslegung dieser Begriffe durch die Gerichte
der Gemeinschaft. Nach dieser Verordnung darf den Mitgliedstaaten nicht das Recht verwehrt
werden, in ihrem Hoheitsgebiet strengere innerstaatliche Wettbewerbsvorschriften zur Unterbindung
oder Ahndung einseitiger Handlungen von Unternehmen zu erlassen oder anzuwenden. Diese stren-
geren einzelstaatlichen Rechtsvorschriften können Bestimmungen zum Verbot oder zur Ahndung
missbräuchlichen Verhaltens gegenüber wirtschaftlich abhängigen Unternehmen umfassen. Ferner
gilt die vorliegende Verordnung nicht für innerstaatliche Rechtsvorschriften, mit denen natürlichen
Personen strafrechtliche Sanktionen auferlegt werden, außer wenn solche Sanktionen als Mittel
dienen, um die für Unternehmen geltenden Wettbewerbsregeln durchzusetzen.

(9) Ziel der Artikel 81 und 82 des Vertrags ist der Schutz des Wettbewerbs auf dem Markt. Diese
Verordnung, die der Durchführung dieser Vertragsbestimmungen dient, verwehrt es den Mitglied-
staaten nicht, in ihrem Hoheitsgebiet innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen, die andere legi-
time Interessen schützen, sofern diese Rechtsvorschriften im Einklang mit den allgemeinen
Grundsätzen und übrigen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts stehen. Sofern derartige Rechts-
vorschriften überwiegend auf ein Ziel gerichtet sind, das von dem des Schutzes des Wettbewerbs auf
dem Markt abweicht, dürfen die Wettbewerbsbehörden und Gerichte in den Mitgliedstaaten solche
Rechtsvorschriften in ihrem Hoheitsgebiet anwenden. Dementsprechend dürfen die Mitgliedstaaten
im Rahmen dieser Verordnung in ihrem Hoheitsgebiet innerstaatliche Rechtsvorschriften anwenden,
mit denen unlautere Handelspraktiken — unabhängig davon, ob diese einseitig ergriffen oder
vertraglich vereinbart wurden — untersagt oder geahndet werden. Solche Rechtsvorschriften
verfolgen ein spezielles Ziel, das die tatsächlichen oder vermuteten Wirkungen solcher Handlungen
auf den Wettbewerb auf dem Markt unberücksichtigt lässt. Das trifft insbesondere auf Rechtsvor-
schriften zu, mit denen Unternehmen untersagt wird, bei ihren Handelspartnern ungerechtfertigte,
unverhältnismäßige oder keine Gegenleistungen umfassende Bedingungen zu erzwingen, zu erhalten
oder den Versuch hierzu zu unternehmen.
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(10) Aufgrund von Verordnungen des Rates wie 19/65/EWG (1), (EWG) Nr. 2821/71 (2), (EWG) Nr.
3976/87 (3), (EWG) Nr. 1534//91 (4) oder (EWG) Nr. 479/92 (5) ist die Kommission befugt, Artikel
81 Absatz 3 des Vertrags durch Verordnung auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen,
Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen
anzuwenden. In den durch derartige Verordnungen bestimmten Bereichen hat die Kommission so
genannte Gruppenfreistellungsverordnungen erlassen, mit denen sie Artikel 81 Absatz 1 des Vertrags
auf Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen oder aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen für
nicht anwendbar erklärt, und sie kann dies auch weiterhin tun. Soweit Vereinbarungen, Beschlüsse
oder aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, auf die derartige Verordnungen Anwendung finden,
dennoch Wirkungen haben, die mit Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags unvereinbar sind, sollten die
Kommission und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten die Befugnis haben, in einem
bestimmten Fall den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellungsverordnung zu entziehen.

(11) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe, für die Anwendung des Vertrags Sorge zu tragen, sollte die Kommis-
sion an Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen Entscheidungen mit dem Ziel richten
können, Zuwiderhandlungen gegen die Artikel 81 und 82 des Vertrags abzustellen. Sie sollte, sofern
ein berechtigtes Interesse besteht, auch dann Entscheidungen zur Feststellung einer Zuwiderhandlung
erlassen können, wenn die Zuwiderhandlung beendet ist, selbst wenn sie keine Geldbuße auferlegt.
Außerdem sollte der Kommission in dieser Verordnung ausdrücklich die ihr vom Gerichtshof zuer-
kannte Befugnis übertragen werden, Entscheidungen zur Anordnung einstweiliger Maßnahmen zu
erlassen.

(12) Mit dieser Verordnung sollte der Kommission ausdrücklich die Befugnis übertragen werden, unter
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit alle strukturellen oder auf das Verhalten abzie-
lenden Maßnahmen festzulegen, die zur effektiven Abstellung einer Zuwiderhandlung erforderlich
sind. Maßnahmen struktureller Art sollten nur in Ermangelung einer verhaltensorientierten
Maßnahme von gleicher Wirksamkeit festgelegt werden, oder wenn letztere im Vergleich zu
Maßnahmen struktureller Art mit einer größeren Belastung für das betroffene Unternehmen
verbunden wäre. Änderungen an der Unternehmensstruktur, wie sie vor der Zuwiderhandlung
bestand, sind nur dann verhältnismäßig, wenn ein erhebliches, durch die Struktur eines Unterneh-
mens als solcher bedingtes Risiko anhaltender oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegeben ist.

(13) Bieten Unternehmen im Rahmen eines Verfahrens, das auf eine Verbotsentscheidung gerichtet ist,
der Kommission an, Verpflichtungen einzugehen, die geeignet sind, die Bedenken der Kommission
auszuräumen, so sollte die Kommission diese Verpflichtungszusagen durch Entscheidung für die
Unternehmen bindend erklären können. Ohne die Frage zu beantworten, ob eine Zuwiderhandlung
vorgelegen hat oder noch vorliegt, sollte in solchen Entscheidungen festgestellt werden, dass für ein
Tätigwerden der Kommission kein Anlass mehr besteht. Entscheidungen bezüglich Verpflichtungszu-
sagen lassen die Befugnisse der Wettbewerbsbehörden und der Gerichte der Mitgliedstaaten, das
Vorliegen einer Zuwiderhandlung festzustellen und über den Fall zu entscheiden, unberührt.
Entscheidungen bezüglich Verpflichtungszusagen sind für Fälle ungeeignet, in denen die Kommission
eine Geldbuße aufzuerlegen beabsichtigt.
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(14) In Ausnahmefällen, wenn es das öffentliche Interesse der Gemeinschaft gebietet, kann es auch
zweckmäßig sein, dass die Kommission eine Entscheidung deklaratorischer Art erlässt, mit der die
Nichtanwendung des in Artikel 81 oder Artikel 82 des Vertrags verankerten Verbots festgestellt
wird, um die Rechtslage zu klären und eine einheitliche Rechtsanwendung in der Gemeinschaft
sicherzustellen; dies gilt insbesondere in Bezug auf neue Formen von Vereinbarungen oder Verhal-
tensweisen, deren Beurteilung durch die bisherige Rechtsprechung und Verwaltungspraxis noch
nicht geklärt ist.

(15) Die Kommission und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten sollen gemeinsam ein Netz von
Behörden bilden, die die EG-Wettbewerbsregeln in enger Zusammenarbeit anwenden. Zu diesem
Zweck müssen Informations- und Konsultationsverfahren eingeführt werden. Nähere Einzelheiten
betreffend die Zusammenarbeit innerhalb des Netzes werden von der Kommission in enger Abstim-
mung mit den Mitgliedstaaten festgelegt und überarbeitet.

(16) Der Austausch von Informationen, auch solchen vertraulicher Art, und die Verwendung solcher
Informationen zwischen den Mitgliedern des Netzwerks sollte ungeachtet anders lautender einzel-
staatlicher Vorschriften zugelassen werden. Diese Informationen dürfen für die Anwendung der
Artikel 81 und 82 des Vertrags sowie für die parallel dazu erfolgende Anwendung des nationalen
Wettbewerbsrechts verwendet werden, sofern letztere Anwendung den gleichen Fall betrifft und
nicht zu einem anderen Ergebnis führt. Werden die ausgetauschten Informationen von der empfan-
genden Behörde dazu verwendet, Unternehmen Sanktionen aufzuerlegen, so sollte für die Verwen-
dung der Informationen keine weitere Beschränkung als nur die Verpflichtung gelten, dass sie
ausschließlich für den Zweck eingesetzt werden, für den sie zusammengetragen worden sind, da
Sanktionen, mit denen Unternehmen belegt werden können, in allen Systemen von derselben Art
sind. Die Verteidigungsrechte, die Unternehmen in den einzelnen Systemen zustehen, können als
hinreichend gleichwertig angesehen werden. Bei natürlichen Personen dagegen können Sanktionen
in den verschiedenen Systemen erheblich voneinander abweichen. In solchen Fällen ist dafür Sorge
zu tragen, dass die Informationen nur dann verwendet werden, wenn sie in einer Weise erhoben
wurden, die hinsichtlich der Wahrung der Verteidigungsrechte natürlicher Personen das gleiche
Schutzniveau wie nach dem für die empfangende Behörde geltenden innerstaatlichen Recht
gewährleistet.

(17) Um eine einheitliche Anwendung der Wettbewerbsregeln und gleichzeitig ein optimales Funktio-
nieren des Netzwerks zu gewährleisten, muss die Regel beibehalten werden, dass die Wettbewerbs-
behörden der Mitgliedstaaten automatisch ihre Zuständigkeit verlieren, sobald die Kommission ein
Verfahren einleitet. Ist eine Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats in einem Fall bereits tätig und
beabsichtigt die Kommission, ein Verfahren einzuleiten, sollte sie sich bemühen, dies so bald wie
möglich zu tun. Vor der Einleitung eines Verfahrens sollte die Kommission die betreffende nationale
Behörde konsultieren.

(18) Um eine optimale Verteilung der Fälle innerhalb des Netzwerks sicherzustellen, sollte eine allgemeine
Bestimmung eingeführt werden, wonach eine Wettbewerbsbehörde ein Verfahren mit der Begrün-
dung aussetzen oder einstellen kann, dass sich eine andere Behörde mit demselben Fall befasst hat
oder noch befasst. Ziel ist es, dass jeder Fall nur von einer Behörde bearbeitet wird. Diese Bestim-
mung sollte nicht der der Kommission durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs zuerkannten
Möglichkeit entgegenstehen, eine Beschwerde wegen fehlenden Gemeinschaftsinteresses abzuweisen,
selbst wenn keine andere Wettbewerbsbehörde die Absicht bekundet hat, sich des Falls anzu-
nehmen.

(19) Die Arbeitsweise des durch die Verordnung Nr. 17 eingesetzten Beratenden Ausschusses für Kartell-
und Monopolfragen hat sich als sehr befriedigend erwiesen. Dieser Ausschuss fügt sich gut in das
neue System einer dezentralen Anwendung des Wettbewerbsrechts ein. Es gilt daher, auf der Grund-
lage der Bestimmungen der Verordnung Nr. 17 aufzubauen und gleichzeitig die Arbeit effizienter zu
gestalten. Hierzu ist es zweckmäßig, die Möglichkeit eines schriftlichen Verfahrens für die Stellung-
nahme vorzusehen. Der Beratende Ausschuss sollte darüber hinaus als Diskussionsforum für die von
den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten gerade bearbeiteten Fälle dienen können, um auf
diese Weise dazu beizutragen, dass die Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft einheitlich angewandt
werden.

(20) Der Beratende Ausschuss sollte sich aus Vertretern der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten
zusammensetzen. In Sitzungen, in denen allgemeine Fragen zur Erörterung stehen, sollten die
Mitgliedstaaten einen weiteren Vertreter entsenden dürfen. Unbeschadet hiervon können sich die
Mitglieder des Ausschusses durch andere Experten des jeweiligen Mitgliedstaats unterstützen lassen.
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(21) Die einheitliche Anwendung der Wettbewerbsregeln erfordert außerdem, Formen der Zusammenar-
beit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten und der Kommission vorzusehen. Dies gilt für alle
Gerichte der Mitgliedstaaten, die die Artikel 81 und 82 des Vertrags zur Anwendung bringen,
unabhängig davon, ob sie die betreffenden Regeln in Rechtsstreitigkeiten zwischen Privatparteien
anzuwenden haben oder ob sie als Wettbewerbsbehörde oder als Rechtsmittelinstanz tätig werden.
Insbesondere sollten die einzelstaatlichen Gerichte die Möglichkeit erhalten, sich an die Kommission
zu wenden, um Informationen oder Stellungnahmen zur Anwendung des Wettbewerbsrechts der
Gemeinschaft zu erhalten. Der Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten
wiederum muss die Möglichkeit gegeben werden, sich mündlich oder schriftlich vor einzelstaatlichen
Gerichten zu äußern, wenn Artikel 81 oder 82 des Vertrags zur Anwendung kommt. Diese Stellung-
nahmen sollten im Einklang mit den einzelstaatlichen Verfahrensregeln und Gepflogenheiten,
einschließlich derjenigen, die die Wahrung der Rechte der Parteien betreffen, erfolgen. Hierzu sollte
dafür gesorgt werden, dass die Kommission und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten über
ausreichende Informationen über Verfahren vor einzelstaatlichen Gerichten verfügen.

(22) In einem System paralleler Zuständigkeiten müssen im Interesse der Rechtssicherheit und der
einheitlichen Anwendung der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft einander widersprechende
Entscheidungen vermieden werden. Die Wirkungen von Entscheidungen und Verfahren der Kommis-
sion auf Gerichte und Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten müssen daher im Einklang mit der
Rechtsprechung des Gerichtshofs geklärt werden. Von der Kommission angenommene Entschei-
dungen bezüglich Verpflichtungszusagen berühren nicht die Befugnis der Gerichte und der Wettbe-
werbsbehörden der Mitgliedstaaten, die Artikel 81 und 82 des Vertrags anzuwenden.

(23) Die Kommission sollte die Befugnis haben, im gesamten Bereich der Gemeinschaft die Auskünfte zu
verlangen, die notwendig sind, um gemäß Artikel 81 des Vertrags verbotene Vereinbarungen,
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen sowie die nach Artikel 82 des Vertrags
untersagte missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung aufzudecken. Unternehmen,
die einer Entscheidung der Kommission nachkommen, können nicht gezwungen werden, eine Zuwi-
derhandlung einzugestehen; sie sind auf jeden Fall aber verpflichtet, Fragen nach Tatsachen zu beant-
worten und Unterlagen vorzulegen, auch wenn die betreffenden Auskünfte dazu verwendet werden
können, den Beweis einer Zuwiderhandlung durch die betreffenden oder andere Unternehmen zu
erbringen.

(24) Die Kommission sollte außerdem die Befugnis haben, die Nachprüfungen vorzunehmen, die
notwendig sind, um gemäß Artikel 81 des Vertrags verbotene Vereinbarungen, Beschlüsse und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen sowie die nach Artikel 82 des Vertrags untersagte
missbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden Stellung aufzudecken. Die Wettbewerbsbehörden
der Mitgliedstaaten sollten bei der Ausübung dieser Befugnisse aktiv mitwirken.

(25) Da es zunehmend schwieriger wird, Verstöße gegen die Wettbewerbsregeln aufzudecken, ist es für
einen wirksamen Schutz des Wettbewerbs notwendig, die Ermittlungsbefugnisse der Kommission zu
ergänzen. Die Kommission sollte insbesondere alle Personen, die eventuell über sachdienliche Infor-
mationen verfügen, befragen und deren Aussagen zu Protokoll nehmen können. Ferner sollten die
von der Kommission beauftragten Bediensteten im Zuge einer Nachprüfung für die hierfür erforder-
liche Zeit eine Versiegelung vornehmen dürfen. Die Dauer der Versiegelung sollte in der Regel 72
Stunden nicht überschreiten. Die von der Kommission beauftragten Bediensteten sollten außerdem
alle Auskünfte im Zusammenhang mit Gegenstand und Ziel der Nachprüfung einholen dürfen.

(26) Die Erfahrung hat gezeigt, dass in manchen Fällen Geschäftsunterlagen in der Wohnung von Führ-
ungskräften und Mitarbeitern der Unternehmen aufbewahrt werden. Im Interesse effizienter Nach-
prüfungen sollten daher die Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr ermächtigten
Personen zum Betreten aller Räumlichkeiten befugt sein, in denen sich Geschäftsunterlagen befinden
können, einschließlich Privatwohnungen. Die Ausübung der letztgenannten Befugnis sollte jedoch
eine entsprechende gerichtliche Entscheidung voraussetzen.

(27) Unbeschadet der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist es sinnvoll, die Tragweite der Kontrolle darzu-
legen, die das nationale Gericht ausüben kann, wenn es, wie im innerstaatlichen Recht vorgesehen
und als vorsorgliche Maßnahme, die Unterstützung durch Verfolgungsbehörden genehmigt, um sich
über einen etwaigen Widerspruch des betroffenen Unternehmens hinwegzusetzen, oder wenn es die
Vollstreckung einer Entscheidung zur Nachprüfung in anderen als Geschäftsräumen gestattet. Aus
der Rechtsprechung ergibt sich, dass das nationale Gericht insbesondere von der Kommission
weitere Klarstellungen anfordern kann, die es zur Ausübung seiner Kontrolle benötigt und bei deren
Fehlen es die Genehmigung verweigern könnte. Ferner bestätigt die Rechtsprechung die Befugnis der
nationalen Gerichte, die Einhaltung der für die Durchführung von Zwangsmaßnahmen geltenden
Vorschriften des innerstaatlichen Rechts zu kontrollieren.
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(28) Damit die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten mehr Möglichkeiten zu einer wirksamen
Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags erhalten, sollten sie einander im Rahmen von Nach-
prüfungen und anderen Maßnahmen zur Sachaufklärung Unterstützung gewähren können.

(29) Die Beachtung der Artikel 81 und 82 des Vertrags und die Erfüllung der den Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen in Anwendung dieser Verordnung auferlegten Pflichten sollten durch
Geldbußen und Zwangsgelder sichergestellt werden können. Hierzu sind auch für Verstöße gegen
Verfahrensvorschriften Geldbußen in angemessener Höhe vorzusehen.

(30) Um für eine tatsächliche Einziehung der Geldbußen zu sorgen, die Unternehmensvereinigungen
wegen von ihnen begangener Zuwiderhandlungen auferlegt werden, müssen die Bedingungen festge-
legt werden, unter denen die Kommission von den Mitgliedern der Vereinigung die Zahlung der
Geldbuße verlangen kann, wenn die Vereinigung selbst zahlungsunfähig ist. Dabei sollte die
Kommission der relativen Größe der der Vereinigung angehörenden Unternehmen und insbesondere
der Lage der kleinen und mittleren Unternehmen Rechnung tragen. Die Zahlung der Geldbuße durch
eines oder mehrere der Mitglieder einer Vereinigung erfolgt unbeschadet der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften, die einen Rückgriff auf andere Mitglieder der Vereinigung zur Erstattung des
gezahlten Betrags ermöglichen.

(31) Die Regeln über die Verjährung bei der Auferlegung von Geldbußen und Zwangsgeldern sind in der
Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 des Rates (1) enthalten, die darüber hinaus Sanktionen im Verkehrs-
bereich zum Gegenstand hat. In einem System paralleler Zuständigkeiten müssen zu den Hand-
lungen, die die Verjährung unterbrechen können, auch eigenständige Verfahrenshandlungen der
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten gerechnet werden. Im Interesse einer klareren Gestaltung
des Rechtsrahmens empfiehlt es sich daher, die Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 so zu ändern, dass
sie im Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung keine Anwendung findet, und die Verjäh-
rung in der vorliegenden Verordnung zu regeln.

(32) Das Recht der beteiligten Unternehmen, von der Kommission gehört zu werden, sollte bestätigt
werden. Dritten, deren Interessen durch eine Entscheidung betroffen sein können, sollte vor Erlass
der Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden, und die erlassenen Entscheidungen
sollten auf breiter Ebene bekannt gemacht werden. Ebenso unerlässlich wie die Wahrung der Vertei-
digungsrechte der beteiligten Unternehmen, insbesondere des Rechts auf Akteneinsicht, ist der
Schutz der Geschäftsgeheimnisse. Es sollte sichergestellt werden, dass die innerhalb des Netzwerks
ausgetauschten Informationen vertraulich behandelt werden.

(33) Da alle Entscheidungen, die die Kommission nach Maßgabe dieser Verordnung erlässt, unter den im
Vertrag festgelegten Voraussetzungen der Überwachung durch den Gerichtshof unterliegen, sollte
der Gerichtshof gemäß Artikel 229 des Vertrags die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachprü-
fung bei Entscheidungen der Kommission über die Auferlegung von Geldbußen oder Zwangsgeldern
erhalten.

(34) Nach den Regeln der Verordnung Nr. 17 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des
Vertrags niedergelegten Grundsätze kommt den Organen der Gemeinschaft eine zentrale Stellung
zu. Diese gilt es zu bewahren, doch müssen gleichzeitig die Mitgliedstaaten stärker an der Anwen-
dung der Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft beteiligt werden. Im Einklang mit dem in Artikel 5
des Vertrags niedergelegten Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsprinzip geht die vorliegende
Verordnung nicht über das zur Erreichung ihres Ziels einer wirksamen Anwendung der Wettbe-
werbsregeln der Gemeinschaft Erforderliche hinaus.

(35) Um eine ordnungsgemäße Anwendung des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts zu erreichen,
sollten die Mitgliedstaaten Behörden bestimmen, die sie ermächtigen, Artikel 81 und 82 des Vertrags
im öffentlichen Interesse anzuwenden. Sie sollten die Möglichkeit erhalten, sowohl Verwaltungs-
behörden als auch Gerichte mit der Erfüllung der den Wettbewerbsbehörden in dieser Verordnung
übertragenen Aufgaben zu betrauen. Mit der vorliegenden Verordnung wird anerkannt, dass für die
Durchsetzung der Wettbewerbsregeln im öffentlichen Interesse in den Mitgliedstaaten sehr unter-
schiedliche Systeme bestehen. Die Wirkung von Artikel 11 Absatz 6 dieser Verordnung sollte sich
auf alle Wettbewerbsbehörden erstrecken. Als Ausnahme von dieser allgemeinen Regel sollte, wenn

4.1.2003L 1/6 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 des Rates vom 26. November 1974 über die Verfolgungs- und Vollstreckungsverjäh-
rung im Verkehrs- und Wettbewerbsrecht der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (ABl. L 319 vom 29.11.1974,
S. 1).



eine mit der Verfolgung von Zuwiderhandlungen betraute Verwaltungsbehörde einen Fall vor ein
von ihr getrenntes Gericht bringt, Artikel 11 Absatz 6 für die verfolgende Behörde nach Maßgabe
der Bedingungen in Artikel 35 Absatz 4 dieser Verordnung gelten. Sind diese Bedingungen nicht
erfüllt, sollte die allgemeine Regel gelten. Auf jeden Fall sollte Artikel 11 Absatz 6 nicht für Gerichte
gelten, soweit diese als Rechtsmittelinstanzen tätig werden.

(36) Nachdem der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung klargestellt hat, dass die Wettbewerbsregeln
auch für den Verkehr gelten, muss dieser Sektor den Verfahrensvorschriften der vorliegenden
Verordnung unterworfen werden. Daher sollte die Verordnung Nr. 141 des Rates vom 26.
November 1962 über die Nichtanwendung der Verordnung Nr. 17 des Rates auf den Verkehr (1)
aufgehoben werden und die Verordnungen des Rates (EWG) Nr. 1017/68 (2), (EWG) Nr. 4056/86 (3)
und (EWG) Nr. 3975/87 (4) sollten so geändert werden, dass die darin enthaltenen speziellen Verfah-
rensvorschriften aufgehoben werden.

(37) Diese Verordnung wahrt die Grundrechte und steht im Einklang mit den Prinzipien, die insbeson-
dere in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verankert sind. Demzufolge ist diese
Verordnung in Übereinstimmung mit diesen Rechten und Prinzipien auszulegen und anzuwenden.

(38) Rechtssicherheit für die nach den Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft tätigen Unternehmen trägt
zur Förderung von Innovation und Investition bei. In Fällen, in denen ernsthafte Rechtsunsicherheit
entsteht, weil neue oder ungelöste Fragen in Bezug auf die Anwendung dieser Regeln auftauchen,
können einzelne Unternehmen den Wunsch haben, mit der Bitte um informelle Beratung an die
Kommission heranzutreten. Diese Verordnung lässt das Recht der Kommission, informelle Beratung
zu leisten, unberührt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL I

GRUNDSÄTZE

Artikel 1

Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags

(1) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne von Artikel 81
Absatz 1 des Vertrags, die nicht die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrags erfüllen, sind
verboten, ohne dass dies einer vorherigen Entscheidung bedarf.

(2) Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne von Artikel 81
Absatz 1 des Vertrags, die die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrags erfüllen, sind nicht
verboten, ohne dass dies einer vorherigen Entscheidung bedarf.

(3) Die missbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung im Sinne von Artikel 82 des
Vertrags ist verboten, ohne dass dies einer vorherigen Entscheidung bedarf.
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Artikel 2

Beweislast

In allen einzelstaatlichen und gemeinschaftlichen Verfahren zur Anwendung der Artikel 81 und 82 des
Vertrags obliegt die Beweislast für eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 Absatz 1 oder Artikel 82 des
Vertrags der Partei oder der Behörde, die diesen Vorwurf erhebt. Die Beweislast dafür, dass die Vorausset-
zungen des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrags vorliegen, obliegt den Unternehmen oder Unternehmensver-
einigungen, die sich auf diese Bestimmung berufen.

Artikel 3

Verhältnis zwischen den Artikeln 81 und 82 des Vertrags und dem einzelstaatlichen Wettbewerbs-
recht

(1) Wenden die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten oder einzelstaatliche Gerichte das einzelstaat-
liche Wettbewerbsrecht auf Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereini-
gungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen im Sinne des Artikels 81 Absatz 1 des Vertrags an,
welche den Handel zwischen Mitgliedstaaten im Sinne dieser Bestimmung beeinträchtigen können, so
wenden sie auch Artikel 81 des Vertrags auf diese Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweisen an. Wenden die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten oder einzelstaatliche
Gerichte das einzelstaatliche Wettbewerbsrecht auf nach Artikel 82 des Vertrags verbotene Missbräuche an,
so wenden sie auch Artikel 82 des Vertrags an.

(2) Die Anwendung des einzelstaatlichen Wettbewerbsrechts darf nicht zum Verbot von Vereinbarungen
zwischen Unternehmen, Beschlüssen von Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen führen, welche den Handel zwischen Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen geeignet sind,
aber den Wettbewerb im Sinne des Artikels 81 Absatz 1 des Vertrags nicht einschränken oder die Bedin-
gungen des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrags erfüllen oder durch eine Verordnung zur Anwendung von
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags erfasst sind. Den Mitgliedstaaten wird durch diese Verordnung nicht
verwehrt, in ihrem Hoheitsgebiet strengere innerstaatliche Vorschriften zur Unterbindung oder Ahndung
einseitiger Handlungen von Unternehmen zu erlassen oder anzuwenden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten unbeschadet der allgemeinen Grundsätze und sonstigen Vorschriften des
Gemeinschaftsrechts nicht, wenn die Wettbewerbsbehörden und Gerichte der Mitgliedstaaten einzelstaat-
liche Gesetze über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen anwenden, und stehen auch nicht
der Anwendung von Bestimmungen des einzelstaatlichen Rechts entgegen, die überwiegend ein von den
Artikeln 81 und 82 des Vertrags abweichendes Ziel verfolgen.

KAPITEL II

ZUSTÄNDIGKEIT

Artikel 4

Zuständigkeit der Kommission

Zur Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags verfügt die Kommission über die in dieser Verordnung
vorgesehenen Befugnisse.

Artikel 5

Zuständigkeit der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten

Die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten sind für die Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags
in Einzelfällen zuständig. Sie können hierzu von Amts wegen oder aufgrund einer Beschwerde Entschei-
dungen erlassen, mit denen

— die Abstellung von Zuwiderhandlungen angeordnet wird,

— einstweilige Maßnahmen angeordnet werden,
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— Verpflichtungszusagen angenommen werden oder

— Geldbußen, Zwangsgelder oder sonstige im innerstaatlichen Recht vorgesehene Sanktionen verhängt
werden.

Sind die Voraussetzungen für ein Verbot nach den ihnen vorliegenden Informationen nicht gegeben, so
können sie auch entscheiden, dass für sie kein Anlass besteht, tätig zu werden.

Artikel 6

Zuständigkeit der Gerichte der Mitgliedstaaten

Die einzelstaatlichen Gerichte sind für die Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags zuständig.

KAPITEL III

ENTSCHEIDUNGEN DER KOMMISSION

Artikel 7

Feststellung und Abstellung von Zuwiderhandlungen

(1) Stellt die Kommission auf eine Beschwerde hin oder von Amts wegen eine Zuwiderhandlung gegen
Artikel 81 oder Artikel 82 des Vertrags fest, so kann sie die beteiligten Unternehmen und Unternehmens-
vereinigungen durch Entscheidung verpflichten, die festgestellte Zuwiderhandlung abzustellen. Sie kann
ihnen hierzu alle erforderlichen Abhilfemaßnahmen verhaltensorientierter oder struktureller Art
vorschreiben, die gegenüber der festgestellten Zuwiderhandlung verhältnismäßig und für eine wirksame
Abstellung der Zuwiderhandlung erforderlich sind. Abhilfemaßnahmen struktureller Art können nur in
Ermangelung einer verhaltensorientierten Abhilfemaßnahme von gleicher Wirksamkeit festgelegt werden,
oder wenn letztere im Vergleich zu Abhilfemaßnahmen struktureller Art mit einer größeren Belastung für
die beteiligten Unternehmen verbunden wäre. Soweit die Kommission ein berechtigtes Interesse hat, kann
sie auch eine Zuwiderhandlung feststellen, nachdem diese beendet ist.

(2) Zur Einreichung einer Beschwerde im Sinne von Absatz 1 befugt sind natürliche und juristische
Personen, die ein berechtigtes Interesse darlegen, sowie die Mitgliedstaaten.

Artikel 8

Einstweilige Maßnahmen

(1) Die Kommission kann in dringenden Fällen, wenn die Gefahr eines ernsten, nicht wieder gutzuma-
chenden Schadens für den Wettbewerb besteht, von Amts wegen auf der Grundlage einer prima facie fest-
gestellten Zuwiderhandlung durch Entscheidung einstweilige Maßnahmen anordnen.

(2) Die Entscheidung gemäß Absatz 1 hat eine befristete Geltungsdauer und ist — sofern erforderlich
und angemessen — verlängerbar.

Artikel 9

Verpflichtungszusagen

(1) Beabsichtigt die Kommission, eine Entscheidung zur Abstellung einer Zuwiderhandlung zu erlassen,
und bieten die beteiligten Unternehmen an, Verpflichtungen einzugehen, die geeignet sind, die ihnen von
der Kommission nach ihrer vorläufigen Beurteilung mitgeteilten Bedenken auszuräumen, so kann die
Kommission diese Verpflichtungszusagen im Wege einer Entscheidung für bindend für die Unternehmen
erklären. Die Entscheidung kann befristet sein und muss besagen, dass für ein Tätigwerden der Kommission
kein Anlass mehr besteht.
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(2) Die Kommission kann auf Antrag oder von Amts wegen das Verfahren wieder aufnehmen,

a) wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse in einem für die Entscheidung wesentlichen Punkt geändert
haben,

b) wenn die beteiligten Unternehmen ihre Verpflichtungen nicht einhalten oder

c) wenn die Entscheidung auf unvollständigen, unrichtigen oder irreführenden Angaben der Parteien
beruht.

Artikel 10

Feststellung der Nichtanwendbarkeit

Ist es aus Gründen des öffentlichen Interesses der Gemeinschaft im Bereich der Anwendung der Artikel 81
und 82 des Vertrags erforderlich, so kann die Kommission von Amts wegen durch Entscheidung feststellen,
dass Artikel 81 des Vertrags auf eine Vereinbarung, einen Beschluss einer Unternehmensvereinigung oder
eine abgestimmte Verhaltensweise keine Anwendung findet, weil die Voraussetzungen des Artikels 81
Absatz 1 des Vertrags nicht vorliegen oder weil die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 des Vertrags
erfüllt sind.

Die Kommission kann eine solche Feststellung auch in Bezug auf Artikel 82 des Vertrags treffen.

KAPITEL IV

ZUSAMMENARBEIT

Artikel 11

Zusammenarbeit zwischen der Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten

(1) Die Kommission und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten arbeiten bei der Anwendung der
Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft eng zusammen.

(2) Die Kommission übermittelt den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten eine Kopie der wichtig-
sten Schriftstücke, die sie zur Anwendung der Artikel 7, 8, 9, 10 und 29 Absatz 1 zusammengetragen hat.
Die Kommission übermittelt der Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaates auf Ersuchen eine Kopie
anderer bestehender Unterlagen, die für die Beurteilung des Falls erforderlich sind.

(3) Werden die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten aufgrund von Artikel 81 oder Artikel 82 des
Vertrags tätig, so unterrichten sie hierüber schriftlich die Kommission vor Beginn oder unverzüglich nach
Einleitung der ersten förmlichen Ermittlungshandlung. Diese Unterrichtung kann auch den Wettbewerbs-
behörden der anderen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden.

(4) Spätestens 30 Tage vor Erlass einer Entscheidung, mit der die Abstellung einer Zuwiderhandlung
angeordnet wird, Verpflichtungszusagen angenommen werden oder der Rechtsvorteil einer Gruppenfreistel-
lungsverordnung entzogen wird, unterrichten die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten die Kommis-
sion. Zu diesem Zweck übermitteln sie der Kommission eine zusammenfassende Darstellung des Falls, die
in Aussicht genommene Entscheidung oder, soweit diese Unterlage noch nicht vorliegt, jede sonstige Unter-
lage, der die geplante Vorgehensweise zu entnehmen ist. Diese Informationen können auch den Wettbe-
werbsbehörden der anderen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden. Auf Ersuchen der Kommission
stellt die handelnde Wettbewerbsbehörde der Kommission sonstige ihr vorliegende Unterlagen zur Verfü-
gung, die für die Beurteilung des Falls erforderlich sind. Die der Kommission übermittelten Informationen
können den Wettbewerbsbehörden der anderen Mitgliedstaaten zugänglich gemacht werden. Die einzel-
staatlichen Wettbewerbsbehörden können zudem Informationen untereinander austauschen, die zur Beur-
teilung eines von ihnen nach Artikel 81 und 82 des Vertrags behandelten Falls erforderlich sind.

(5) Die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten können die Kommission zu jedem Fall, in dem es um
die Anwendung des Gemeinschaftsrechts geht, konsultieren.
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(6) Leitet die Kommission ein Verfahren zum Erlass einer Entscheidung nach Kapitel III ein, so entfällt
damit die Zuständigkeit der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten für die Anwendung der Artikel 81
und 82 des Vertrags. Ist eine Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats in einem Fall bereits tätig, so leitet
die Kommission ein Verfahren erst ein, nachdem sie diese Wettbewerbsbehörde konsultiert hat.

Artikel 12

Informationsaustausch

(1) Für die Zwecke der Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags sind die Kommission und die
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten befugt, einander tatsächliche oder rechtliche Umstände
einschließlich vertraulicher Angaben mitzuteilen und diese Informationen als Beweismittel zu verwenden.

(2) Die ausgetauschten Informationen werden nur zum Zweck der Anwendung von Artikel 81 oder 82
des Vertrags sowie in Bezug auf den Untersuchungsgegenstand als Beweismittel verwendet, für den sie von
der übermittelnden Behörde erhoben wurden. Wird das einzelstaatliche Wettbewerbsrecht jedoch im
gleichen Fall und parallel zum gemeinschaftlichen Wettbewerbsrecht angewandt und führt es nicht zu
anderen Ergebnissen, so können nach diesem Artikel ausgetauschte Informationen auch für die Anwendung
des einzelstaatlichen Wettbewerbsrechts verwendet werden.

(3) Nach Absatz 1 ausgetauschte Informationen können nur als Beweismittel verwendet werden, um
Sanktionen gegen natürliche Personen zu verhängen, wenn

— das Recht der übermittelnden Behörde ähnlich geartete Sanktionen in Bezug auf Verstöße gegen Artikel
81 oder 82 des Vertrags vorsieht oder, falls dies nicht der Fall ist, wenn

— die Informationen in einer Weise erhoben worden sind, die hinsichtlich der Wahrung der Verteidi-
gungsrechte natürlicher Personen das gleiche Schutzniveau wie nach dem für die empfangende Behörde
geltenden innerstaatlichen Recht gewährleistet. Jedoch dürfen in diesem Falle die ausgetauschten Infor-
mationen von der empfangenden Behörde nicht verwendet werden, um Haftstrafen zu verhängen.

Artikel 13

Aussetzung und Einstellung des Verfahrens

(1) Sind die Wettbewerbsbehörden mehrerer Mitgliedstaaten aufgrund einer Beschwerde oder von Amts
wegen mit einem Verfahren gemäß Artikel 81 oder Artikel 82 des Vertrags gegen dieselbe Vereinbarung,
denselben Beschluss oder dieselbe Verhaltensweise befasst, so stellt der Umstand, dass eine Behörde den Fall
bereits bearbeitet, für die übrigen Behörden einen hinreichenden Grund dar, ihr Verfahren auszusetzen
oder die Beschwerde zurückzuweisen. Auch die Kommission kann eine Beschwerde mit der Begründung
zurückweisen, dass sich bereits eine Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats mit dieser Beschwerde
befasst.

(2) Ist eine einzelstaatliche Wettbewerbsbehörde oder die Kommission mit einer Beschwerde gegen eine
Vereinbarung, einen Beschluss oder eine Verhaltensweise befasst, die bereits von einer anderen Wettbe-
werbsbehörde behandelt worden ist, so kann die Beschwerde abgewiesen werden.

Artikel 14

Beratender Ausschuss

(1) Vor jeder Entscheidung, die nach Maßgabe der Artikel 7, 8, 9, 10 und 23, Artikel 24 Absatz 2 und
Artikel 29 Absatz 1 ergeht, hört die Kommission einen Beratenden Ausschuss für Kartell- und Monopol-
fragen.

(2) Für die Erörterung von Einzelfällen setzt der Beratende Ausschuss sich aus Vertretern der Wettbe-
werbsbehörden der Mitgliedstaaten zusammen. Für Sitzungen, in denen andere Fragen als Einzelfälle zur
Erörterung stehen, kann ein weiterer für Wettbewerbsfragen zuständiger Vertreter des jeweiligen Mitglied-
staats bestimmt werden. Die Vertreter können im Falle der Verhinderung durch andere Vertreter ersetzt
werden.
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(3) Die Anhörung kann in einer von der Kommission einberufenen Sitzung, in der die Kommission den
Vorsitz führt, frühestens 14 Tage nach Absendung der Einberufung, der eine Darstellung des Sachverhalts
unter Angabe der wichtigsten Schriftstücke sowie ein vorläufiger Entscheidungsvorschlag beigefügt wird,
erfolgen. Bei Entscheidungen nach Artikel 8 kann die Sitzung sieben Tage nach Absendung des verfü-
genden Teils eines Entscheidungsentwurfs abgehalten werden. Enthält eine von der Kommission abgesen-
dete Einberufung zu einer Sitzung eine kürzere Ladungsfrist als die vorerwähnten Fristen, so kann die
Sitzung zum vorgeschlagenen Zeitpunkt stattfinden, wenn kein Mitgliedstaat einen Einwand erhebt. Der
Beratende Ausschuss nimmt zu dem vorläufigen Entscheidungsvorschlag der Kommission schriftlich Stel-
lung. Er kann seine Stellungnahme auch dann abgeben, wenn einzelne Mitglieder des Ausschusses nicht
anwesend und nicht vertreten sind. Auf Antrag eines oder mehrerer Mitglieder werden die in der Stellung-
nahme aufgeführten Standpunkte mit einer Begründung versehen.

(4) Die Anhörung kann auch im Wege des schriftlichen Verfahrens erfolgen. Die Kommission muss
jedoch eine Sitzung einberufen, wenn ein Mitgliedstaat dies beantragt. Im Fall eines schriftlichen Verfahrens
setzt die Kommission den Mitgliedstaaten eine Frist von mindestens 14 Tagen für die Übermittlung ihrer
Bemerkungen, die an die anderen Mitgliedstaaten weitergeleitet werden. In Bezug auf Entscheidungen nach
Artikel 8 gilt eine Frist von sieben anstatt von 14 Tagen. Legt die Kommission für das schriftliche
Verfahren eine kürzere Frist als die vorerwähnten Fristen fest, so gilt die vorgeschlagene Frist, sofern kein
Einwand seitens der Mitgliedstaaten erhoben wird.

(5) Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die Stellungnahme des Ausschusses. Sie unter-
richtet den Ausschuss darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat.

(6) Gibt der Beratende Ausschuss eine schriftliche Stellungnahme ab, so wird diese Stellungnahme dem
Entscheidungsentwurf beigefügt. Empfiehlt der Beratende Ausschuss die Veröffentlichung seiner Stellung-
nahme, so trägt die Kommission bei der Veröffentlichung dem berechtigten Interesse der Unternehmen an
der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse Rechnung.

(7) Die Kommission setzt auf Antrag der Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats Fälle, die nach Artikel
81 und 82 des Vertrags von einer Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats behandelt werden, auf die
Tagesordnung des Beratenden Ausschusses. Die Kommission kann dies auch aus eigener Initiative tun. In
beiden Fällen wird die betreffende Wettbewerbsbehörde von ihr vorab unterrichtet.

Ein entsprechender Antrag kann insbesondere von der Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats gestellt
werden, wenn es sich um einen Fall handelt, bei dem die Kommission die Einleitung eines Verfahrens mit
den Wirkungen des Artikels 11 Absatz 6 beabsichtigt.

Zu den Fällen, die von den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten behandelt werden, gibt der Beratende
Ausschuss keine Stellungnahme ab. Der Beratende Ausschuss kann auch allgemeine Fragen des gemein-
schaftlichen Wettbewerbsrechts erörtern.

Artikel 15

Zusammenarbeit mit Gerichten der Mitgliedstaaten

(1) Im Rahmen von Verfahren, in denen Artikel 81 oder 82 des Vertrags zur Anwendung kommt,
können die Gerichte der Mitgliedstaaten die Kommission um die Übermittlung von Informationen, die sich
in ihrem Besitz befinden, oder um Stellungnahmen zu Fragen bitten, die die Anwendung der Wettbewerbs-
regeln der Gemeinschaft betreffen.

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission eine Kopie jedes schriftlichen Urteils eines einzel-
staatlichen Gerichts über die Anwendung des Artikels 81 oder 82 des Vertrags. Die betreffende Kopie wird
unverzüglich übermittelt, nachdem das vollständige schriftliche Urteil den Parteien zugestellt wurde.

(3) Die einzelstaatlichen Wettbewerbsbehörden können von sich aus den Gerichten ihres Mitgliedstaats
schriftliche Stellungnahmen zur Anwendung des Artikels 81 oder 82 des Vertrags übermitteln. Mit
Erlaubnis des betreffenden Gerichts können sie vor den Gerichten ihres Mitgliedstaats auch mündlich Stel-
lung nehmen. Sofern es die kohärente Anwendung der Artikel 81 oder 82 des Vertrags erfordert, kann die
Kommission aus eigener Initiative den Gerichten der Mitgliedstaaten schriftliche Stellungnahmen übermit-
teln. Sie kann mit Erlaubnis des betreffenden Gerichts auch mündlich Stellung nehmen.

Zum ausschließlichen Zweck der Ausarbeitung ihrer Stellungnahmen können die Wettbewerbsbehörden
der Mitgliedstaaten und die Kommission das betreffende Gericht des Mitgliedstaats ersuchen, ihnen alle zur
Beurteilung des Falls notwendigen Schriftstücke zu übermitteln oder für deren Übermittlung zu sorgen.
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(4) Umfassendere Befugnisse zur Abgabe von Stellungnahmen vor einem Gericht, die den Wettbewerbs-
behörden der Mitgliedstaaten nach ihrem einzelstaatlichen Recht zustehen, werden durch diesen Artikel
nicht berührt.

Artikel 16

Einheitliche Anwendung des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts

(1) Wenn Gerichte der Mitgliedstaaten nach Artikel 81 oder 82 des Vertrags über Vereinbarungen,
Beschlüsse oder Verhaltensweisen zu befinden haben, die bereits Gegenstand einer Entscheidung der
Kommission sind, dürfen sie keine Entscheidungen erlassen, die der Entscheidung der Kommission zuwider-
laufen. Sie müssen es auch vermeiden, Entscheidungen zu erlassen, die einer Entscheidung zuwiderlaufen,
die die Kommission in einem von ihr eingeleiteten Verfahren zu erlassen beabsichtigt. Zu diesem Zweck
kann das einzelstaatliche Gericht prüfen, ob es notwendig ist, das vor ihm anhängige Verfahren auszu-
setzen. Diese Verpflichtung gilt unbeschadet der Rechte und Pflichten nach Artikel 234 des Vertrags.

(2) Wenn Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten nach Artikel 81 oder 82 des Vertrags über Verein-
barungen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen zu befinden haben, die bereits Gegenstand einer Entscheidung
der Kommission sind, dürfen sie keine Entscheidungen treffen, die der von der Kommission erlassenen
Entscheidung zuwiderlaufen würden.

KAPITEL V

ERMITTLUNGSBEFUGNISSE

Artikel 17

Untersuchung einzelner Wirtschaftszweige und einzelner Arten von Vereinbarungen

(1) Lassen die Entwicklung des Handels zwischen Mitgliedstaaten, Preisstarrheiten oder andere Umstände
vermuten, dass der Wettbewerb im Gemeinsamen Markt möglicherweise eingeschränkt oder verfälscht ist,
so kann die Kommission die Untersuchung eines bestimmten Wirtschaftszweigs oder — Sektor übergrei-
fend — einer bestimmten Art von Vereinbarungen durchführen. Im Rahmen dieser Untersuchung kann die
Kommission von den betreffenden Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen die Auskünfte
verlangen, die zur Durchsetzung von Artikel 81 und 82 des Vertrags notwendig sind, und die dazu
notwendigen Nachprüfungen vornehmen.

Die Kommission kann insbesondere von den betreffenden Unternehmen und Unternehmensvereinigungen
verlangen, sie von sämtlichen Vereinbarungen, Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhal-
tensweisen zu unterrichten.

Die Kommission kann einen Bericht über die Ergebnisse ihrer Untersuchung bestimmter Wirtschaftszweige
oder — Sektor übergreifend — bestimmter Arten von Vereinbarungen veröffentlichen und interessierte
Parteien um Stellungnahme bitten.

(2) Die Artikel 14, 18, 19, 20, 22, 23 und 24 gelten entsprechend.

Artikel 18

Auskunftsverlangen

(1) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben durch
einfaches Auskunftsverlangen oder durch Entscheidung von Unternehmen und Unternehmensvereini-
gungen verlangen, dass sie alle erforderlichen Auskünfte erteilen.

(2) Bei der Versendung eines einfachen Auskunftsverlangens an ein Unternehmen oder eine Unterneh-
mensvereinigung gibt die Kommission die Rechtsgrundlage, den Zweck des Auskunftsverlangens und die
benötigten Auskünfte an, legt die Frist für die Übermittlung der Auskünfte fest und weist auf die in Artikel
23 für den Fall der Erteilung einer unrichtigen oder irreführenden Auskunft vorgesehenen Sanktionen hin.
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(3) Wenn die Kommission durch Entscheidung von Unternehmen und Unternehmensvereinigungen zur
Erteilung von Auskünften verpflichtet, gibt sie die Rechtsgrundlage, den Zweck des Auskunftsverlangens
und die geforderten Auskünfte an und legt die Frist für die Erteilung der Auskünfte fest. Die betreffende
Entscheidung enthält ferner einen Hinweis auf die in Artikel 23 vorgesehenen Sanktionen und weist
entweder auf die in Artikel 24 vorgesehenen Sanktionen hin oder erlegt diese auf. Außerdem weist sie auf
das Recht hin, vor dem Gerichtshof gegen die Entscheidung Klage zu erheben.

(4) Die Inhaber der Unternehmen oder deren Vertreter oder — im Fall von juristischen Personen, Gesell-
schaften und Vereinigungen ohne Rechtspersönlichkeit — die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung
berufenen Personen erteilen die verlangten Auskünfte im Namen des betreffenden Unternehmens bzw. der
Unternehmensvereinigung. Ordnungsgemäß bevollmächtigte Rechtsanwälte können die Auskünfte im
Namen ihrer Mandanten erteilen. Letztere bleiben in vollem Umfang dafür verantwortlich, dass die erteilten
Auskünfte vollständig, sachlich richtig und nicht irreführend sind.

(5) Die Kommission übermittelt der Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet
sich der Sitz des Unternehmens bzw. der Unternehmensvereinigung befindet, sowie der Wettbewerbs-
behörde des Mitgliedstaats, dessen Hoheitsgebiet betroffen ist, unverzüglich eine Kopie des einfachen
Auskunftsverlangens oder der Entscheidung.

(5) Die Regierungen und Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten erteilen der Kommission auf
Verlangen alle Auskünfte, die sie zur Erfüllung der ihr mit dieser Verordnung übertragenen Aufgaben
benötigt.

Artikel 19

Befugnis zur Befragung

(1) Zur Erfüllung der ihr durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben kann die Kommission alle
natürlichen und juristischen Personen befragen, die der Befragung zum Zweck der Einholung von Informa-
tion, die sich auf den Gegenstand einer Untersuchung bezieht, zustimmen.

(2) Findet eine Befragung nach Absatz 1 in den Räumen eines Unternehmens statt, so informiert die
Kommission die Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Befragung erfolgt. Auf
Verlangen der Wettbewerbsbehörde dieses Mitgliedstaats können deren Bedienstete die Bediensteten der
Kommission und die anderen von der Kommission ermächtigten Begleitpersonen bei der Durchführung
der Befragung unterstützen.

Artikel 20

Nachprüfungsbefugnisse der Kommission

(1) Die Kommission kann zur Erfüllung der ihr durch diese Verordnung übertragenen Aufgaben bei
Unternehmen und Unternehmensvereinigungen alle erforderlichen Nachprüfungen vornehmen.

(2) Die mit den Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr
ermächtigten Begleitpersonen sind befugt,

a) alle Räumlichkeiten, Grundstücke und Transportmittel von Unternehmen und Unternehmensvereini-
gungen zu betreten;

b) die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen, unabhängig davon, in welcher Form sie vorliegen, zu
prüfen;

c) Kopien oder Auszüge gleich welcher Art aus diesen Büchern und Unterlagen anzufertigen oder zu
erlangen;

d) betriebliche Räumlichkeiten und Bücher oder Unterlagen jeder Art für die Dauer und in dem Ausmaß
zu versiegeln, wie es für die Nachprüfung erforderlich ist;

e) von allen Vertretern oder Mitgliedern der Belegschaft des Unternehmens oder der Unternehmensvereini-
gung Erläuterungen zu Tatsachen oder Unterlagen zu verlangen, die mit Gegenstand und Zweck der
Nachprüfung in Zusammenhang stehen, und ihre Antworten zu Protokoll zu nehmen.
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(3) Die mit Nachprüfungen beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr ermäch-
tigten Begleitpersonen üben ihre Befugnisse unter Vorlage eines schriftlichen Auftrags aus, in dem der
Gegenstand und der Zweck der Nachprüfung bezeichnet sind und auf die in Artikel 23 vorgesehenen Sank-
tionen für den Fall hingewiesen wird, dass die angeforderten Bücher oder sonstigen Geschäftsunterlagen
nicht vollständig vorgelegt werden oder die Antworten auf die nach Maßgabe von Absatz 2 des vorlie-
genden Artikels gestellten Fragen unrichtig oder irreführend sind. Die Kommission unterrichtet die Wettbe-
werbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung vorgenommen werden soll, über
die Nachprüfung rechtzeitig vor deren Beginn.

(4) Die Unternehmen und Unternehmensvereinigungen sind verpflichtet, die Nachprüfungen zu dulden,
die die Kommission durch Entscheidung angeordnet hat. Die Entscheidung bezeichnet den Gegenstand und
den Zweck der Nachprüfung, bestimmt den Zeitpunkt des Beginns der Nachprüfung und weist auf die in
Artikel 23 und Artikel 24 vorgesehenen Sanktionen sowie auf das Recht hin, vor dem Gerichtshof Klage
gegen die Entscheidung zu erheben. Die Kommission erlässt diese Entscheidungen nach Anhörung der
Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung vorgenommen werden
soll.

(5) Die Bediensteten der Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprü-
fung vorgenommen werden soll, oder von dieser Behörde entsprechend ermächtigte oder benannte
Personen unterstützen auf Ersuchen dieser Behörde oder der Kommission die Bediensteten der Kommission
und die anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen aktiv. Sie verfügen hierzu über die in Absatz 2
genannten Befugnisse.

(6) Stellen die beauftragten Bediensteten der Kommission und die anderen von ihr ermächtigten Begleit-
personen fest, dass sich ein Unternehmen einer nach Maßgabe dieses Artikels angeordneten Nachprüfung
widersetzt, so gewährt der betreffende Mitgliedstaat die erforderliche Unterstützung, gegebenenfalls unter
Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden vollziehenden Behörde, damit die Bediensteten der
Kommission ihren Nachprüfungsauftrag erfüllen können.

(7) Setzt die Unterstützung nach Absatz 6 nach einzelstaatlichem Recht eine Genehmigung eines
Gerichts voraus, so ist diese zu beantragen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden.

(8) Wird die in Absatz 7 genannte Genehmigung beantragt, so prüft das einzelstaatliche Gericht die
Echtheit der Entscheidung der Kommission sowie, ob die beantragten Zwangsmaßnahmen nicht willkürlich
und, gemessen am Gegenstand der Nachprüfung, nicht unverhältnismäßig sind. Bei der Prüfung der
Verhältnismäßigkeit der Zwangsmaßnahmen kann das einzelstaatliche Gericht von der Kommission unmit-
telbar oder über die Wettbewerbsbehörde des betreffenden Mitgliedstaats ausführliche Erläuterungen anfor-
dern, und zwar insbesondere zu den Gründen, die die Kommission veranlasst haben, das Unternehmen
einer Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 oder 82 des Vertrags zu verdächtigen, sowie zur Schwere der
behaupteten Zuwiderhandlung und zur Art der Beteiligung des betreffenden Unternehmens. Das einzel-
staatliche Gericht darf jedoch weder die Notwendigkeit der Nachprüfung in Frage stellen noch die
Übermittlung der in den Akten der Kommission enthaltenen Informationen verlangen. Die Prüfung der
Rechtmäßigkeit der Kommissionsentscheidung ist dem Gerichtshof vorbehalten.

Artikel 21

Nachprüfungen in anderen Räumlichkeiten

(1) Besteht ein begründeter Verdacht, dass Bücher oder sonstige Geschäftsunterlagen, die sich auf den
Gegenstand der Nachprüfung beziehen und die als Beweismittel für einen schweren Verstoß gegen Artikel
81 oder 82 des Vertrags von Bedeutung sein könnten, in anderen Räumlichkeiten, auf anderen Grund-
stücken oder in anderen Transportmitteln — darunter auch die Wohnungen von Unternehmensleitern und
Mitgliedern der Aufsichts- und Leitungsorgane sowie sonstigen Mitarbeitern der betreffenden Unternehmen
und Unternehmensvereinigungen — aufbewahrt werden, so kann die Kommission durch Entscheidung eine
Nachprüfung in diesen anderen Räumlichkeiten, auf diesen anderen Grundstücken oder in diesen anderen
Transportmitteln anordnen.

(2) Die Entscheidung bezeichnet den Gegenstand und den Zweck der Nachprüfung, bestimmt den Zeit-
punkt ihres Beginns und weist auf das Recht hin, vor dem Gerichtshof gegen die Entscheidung Klage zu
erheben. Insbesondere werden die Gründe genannt, die die Kommission zu der Annahme veranlasst haben,
dass ein Verdacht im Sinne von Absatz 1 besteht. Die Kommission trifft die Entscheidungen nach
Anhörung der Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung durchge-
führt werden soll.
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(3) Eine gemäß Absatz 1 getroffene Entscheidung kann nur mit der vorherigen Genehmigung des einzel-
staatlichen Gerichts des betreffenden Mitgliedstaats vollzogen werden. Das einzelstaatliche Gericht prüft die
Echtheit der Entscheidung der Kommission und dass die beabsichtigten Zwangsmaßnahmen weder willkür-
lich noch unverhältnismäßig sind — insbesondere gemessen an der Schwere der zur Last gelegten Zuwider-
handlung, der Wichtigkeit des gesuchten Beweismaterials, der Beteiligung des betreffenden Unternehmens
und der begründeten Wahrscheinlichkeit, dass Bücher und Geschäftsunterlagen, die sich auf den Gegen-
stand der Nachprüfung beziehen, in den Räumlichkeiten aufbewahrt werden, für die die Genehmigung
beantragt wird. Das einzelstaatliche Gericht kann die Kommission unmittelbar oder über die Wettbewerbs-
behörde des betreffenden Mitgliedstaats um ausführliche Erläuterungen zu den Punkten ersuchen, deren
Kenntnis zur Prüfung der Verhältnismäßigkeit der beabsichtigten Zwangsmaßnahmen erforderlich ist.

Das einzelstaatliche Gericht darf jedoch weder die Notwendigkeit der Nachprüfung in Frage stellen noch
die Übermittlung der in den Akten der Kommission enthaltenen Informationen verlangen. Die Prüfung der
Rechtmäßigkeit der Kommissionsentscheidung ist dem Gerichtshof vorbehalten.

(4) Die von der Kommission mit der Durchführung einer gemäß Absatz 1 angeordneten Nachprüfung
beauftragten Bediensteten und die anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen haben die in Artikel 20
Absatz 2 Buchstaben a), b) und c) aufgeführten Befugnisse. Artikel 20 Absätze 5 und 6 gilt entsprechend.

Artikel 22

Ermittlungen durch Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten

(1) Die Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats darf im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats nach
Maßgabe des innerstaatlichen Rechts im Namen und für Rechnung der Wettbewerbsbehörde eines anderen
Mitgliedstaats alle Nachprüfungen und sonstigen Maßnahmen zur Sachverhaltsaufklärung durchführen, um
festzustellen, ob eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 oder 82 des Vertrags vorliegt. Der Austausch und
die Verwendung der erhobenen Informationen erfolgen gemäß Artikel 12.

(2) Auf Ersuchen der Kommission nehmen die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten die Nachprü-
fungen vor, die die Kommission gemäß Artikel 20 Absatz 1 für erforderlich hält oder die sie durch
Entscheidung gemäß Artikel 20 Absatz 4 angeordnet hat. Die für die Durchführung dieser Nachprüfungen
verantwortlichen Bediensteten der einzelstaatlichen Wettbewerbsbehörden sowie die von ihnen ermäch-
tigten oder benannten Personen üben ihre Befugnisse nach Maßgabe ihrer innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften aus.

Die Bediensteten der Kommission und andere von ihr ermächtigte Begleitpersonen können auf Verlangen
der Kommission oder der Wettbewerbsbehörde des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet die Nachprüfung
vorgenommen werden soll, die Bediensteten dieser Behörde unterstützen.

KAPITEL VI

SANKTIONEN

Artikel 23

Geldbußen

(1) Die Kommission kann gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 1 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten Gesamt-
umsatzes festsetzen, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig

a) bei der Erteilung einer nach Artikel 17 oder Artikel 18 Absatz 2 verlangten Auskunft unrichtige oder
irreführende Angaben machen;

b) bei der Erteilung einer durch Entscheidung gemäß Artikel 17 oder Artikel 18 Absatz 3 verlangten
Auskunft unrichtige, unvollständige oder irreführende Angaben machen oder die Angaben nicht inner-
halb der gesetzten Frist machen;

c) bei Nachprüfungen nach Artikel 20 die angeforderten Bücher oder sonstigen Geschäftsunterlagen nicht
vollständig vorlegen oder in einer Entscheidung nach Artikel 20 Absatz 4 angeordnete Nachprüfungen
nicht dulden;
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d) in Beantwortung einer nach Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe e) gestellten Frage

— eine unrichtige oder irreführende Antwort erteilen oder

— eine von einem Mitglied der Belegschaft erteilte unrichtige, unvollständige oder irreführende
Antwort nicht innerhalb einer von der Kommission gesetzten Frist berichtigen oder

— in Bezug auf Tatsachen, die mit dem Gegenstand und dem Zweck einer durch Entscheidung nach
Artikel 20 Absatz 4 angeordneten Nachprüfung in Zusammenhang stehen, keine vollständige
Antwort erteilen oder eine vollständige Antwort verweigern;

e) die von Bediensteten der Kommission oder anderen von ihr ermächtigten Begleitpersonen nach Artikel
20 Absatz 2 Buchstabe d) angebrachten Siegel erbrochen haben.

(2) Die Kommission kann gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Geldbußen verhängen, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig

a) gegen Artikel 81 oder Artikel 82 des Vertrags verstoßen oder

b) einer nach Artikel 8 erlassenen Entscheidung zur Anordnung einstweiliger Maßnahmen zuwiderhandeln
oder

c) durch Entscheidung gemäß Artikel 9 für bindend erklärte Verpflichtungszusagen nicht einhalten.

Die Geldbuße für jedes an der Zuwiderhandlung beteiligte Unternehmen oder jede beteiligte Unterneh-
mensvereinigung darf 10 % seines bzw. ihres jeweiligen im vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten
Gesamtumsatzes nicht übersteigen.

Steht die Zuwiderhandlung einer Unternehmensvereinigung mit der Tätigkeit ihrer Mitglieder im Zusam-
menhang, so darf die Geldbuße 10 % der Summe der Gesamtumsätze derjenigen Mitglieder, die auf dem
Markt tätig waren, auf dem sich die Zuwiderhandlung der Vereinigung auswirkte, nicht übersteigen.

(3) Bei der Festsetzung der Höhe der Geldbuße ist sowohl die Schwere der Zuwiderhandlung als auch
deren Dauer zu berücksichtigen.

(4) Wird gegen eine Unternehmensvereinigung eine Geldbuße unter Berücksichtigung des Umsatzes
ihrer Mitglieder verhängt und ist die Unternehmensvereinigung selbst nicht zahlungsfähig, so ist sie
verpflichtet, von ihren Mitgliedern Beiträge zur Deckung des Betrags dieser Geldbuße zu fordern.

Werden diese Beiträge innerhalb einer von der Kommission gesetzten Frist nicht geleistet, so kann die
Kommission die Zahlung der Geldbuße unmittelbar von jedem Unternehmen verlangen, dessen Vertreter
Mitglieder in den betreffenden Entscheidungsgremien der Vereinigung waren.

Nachdem die Kommission die Zahlung gemäß Unterabsatz 2 verlangt hat, kann sie, soweit es zur voll-
ständigen Zahlung der Geldbuße erforderlich ist, die Zahlung des Restbetrags von jedem Mitglied der Verei-
nigung verlangen, das auf dem Markt tätig war, auf dem die Zuwiderhandlung erfolgte.

Die Kommission darf jedoch Zahlungen gemäß Unterabsatz 2 oder 3 nicht von Unternehmen verlangen,
die nachweisen, dass sie den die Zuwiderhandlung begründenden Beschluss der Vereinigung nicht umge-
setzt haben und entweder von dessen Existenz keine Kenntnis hatten oder sich aktiv davon distanziert
haben, noch ehe die Kommission mit der Untersuchung des Falls begonnen hat.

Die finanzielle Haftung eines Unternehmens für die Zahlung der Geldbuße darf 10 % seines im letzten
Geschäftsjahr erzielten Gesamtumsatzes nicht übersteigen.

(5) Die nach den Absätzen 1 und 2 getroffenen Entscheidungen haben keinen strafrechtlichen
Charakter.

Artikel 24

Zwangsgelder

(1) Die Kommission kann gegen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen durch Entscheidung
Zwangsgelder bis zu einem Höchstbetrag von 5 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten durch-
schnittlichen Tagesumsatzes für jeden Tag des Verzugs von dem in ihrer Entscheidung bestimmten Zeit-
punkt an festsetzen, um sie zu zwingen,

a) eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 oder Artikel 82 des Vertrags gemäß einer nach Artikel 7 getrof-
fenen Entscheidung abzustellen;

4.1.2003 L 1/17Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



b) einer gemäß Artikel 8 erlassenen Entscheidung zur Anordnung einstweiliger Maßnahmen nachzu-
kommen;

c) durch Entscheidung gemäß Artikel 9 für bindend erklärte Verpflichtungszusagen einzuhalten;

d) eine Auskunft vollständig und genau zu erteilen, die die Kommission durch Entscheidung gemäß Artikel
17 oder Artikel 18 Absatz 3 angefordert hat;

e) eine Nachprüfung zu dulden, die die Kommission in einer Entscheidung nach Artikel 20 Absatz 4 ange-
ordnet hat.

(2) Sind die Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen der Verpflichtung nachgekommen, zu
deren Erfüllung das Zwangsgeld festgesetzt worden war, so kann die Kommission die endgültige Höhe des
Zwangsgelds auf einen Betrag festsetzen, der unter dem Betrag liegt, der sich aus der ursprünglichen
Entscheidung ergeben würde. Artikel 23 Absatz 4 gilt entsprechend.

KAPITEL VII

VERJÄHRUNG

Artikel 25

Verfolgungsverjährung

(1) Die Befugnis der Kommission nach den Artikeln 23 und 24 verjährt

a) in drei Jahren bei Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften über die Einholung von Auskünften oder die
Vornahme von Nachprüfungen,

b) in fünf Jahren bei den übrigen Zuwiderhandlungen.

(2) Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die Zuwiderhandlung begangen worden ist. Bei
dauernden oder fortgesetzten Zuwiderhandlungen beginnt die Verjährung jedoch erst mit dem Tag, an dem
die Zuwiderhandlung beendet ist.

(3) Die Verjährung der Befugnis zur Festsetzung von Geldbußen oder Zwangsgeldern wird durch jede
auf Ermittlung oder Verfolgung der Zuwiderhandlung gerichtete Handlung der Kommission oder der Wett-
bewerbsbehörde eines Mitgliedstaats unterbrochen. Die Unterbrechung tritt mit dem Tag ein, an dem die
Handlung mindestens einem an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen oder einer beteiligten
Unternehmensvereinigung bekannt gegeben wird. Die Verjährung wird unter anderem durch folgende
Handlungen unterbrochen:

a) schriftliche Auskunftsverlangen der Kommission oder der Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats,

b) schriftliche Nachprüfungsaufträge, die die Kommission oder die Wettbewerbsbehörde eines Mitglied-
staats ihren Bediensteten erteilen,

c) die Einleitung eines Verfahrens durch die Kommission oder durch die Wettbewerbsbehörde eines
Mitgliedstaats,

d) die Mitteilung der von der Kommission oder der Wettbewerbsbehörde eines Mitgliedstaats in Betracht
gezogenen Beschwerdepunkte.

(4) Die Unterbrechung wirkt gegenüber allen an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen und
Unternehmensvereinigungen.

(5) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Verjährung von neuem. Die Verjährung tritt jedoch spätestens
mit dem Tag ein, an dem die doppelte Verjährungsfrist verstrichen ist, ohne dass die Kommission eine
Geldbuße oder ein Zwangsgeld festgesetzt hat. Diese Frist verlängert sich um den Zeitraum, in dem die
Verjährung gemäß Absatz 6 ruht.

(6) Die Verfolgungsverjährung ruht, solange wegen der Entscheidung der Kommission ein Verfahren vor
dem Gerichtshof anhängig ist.
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Artikel 26

Vollstreckungsverjährung

(1) Die Befugnis der Kommission zur Vollstreckung von in Anwendung der Artikel 23 und 24 erlas-
senen Entscheidungen verjährt in fünf Jahren.

(2) Die Verjährung beginnt mit dem Tag, an dem die Entscheidung bestandskräftig geworden ist.

(3) Die Vollstreckungsverjährung wird unterbrochen

a) durch die Bekanntgabe einer Entscheidung, durch die der ursprüngliche Betrag der Geldbuße oder des
Zwangsgelds geändert oder ein Antrag auf eine solche Änderung abgelehnt wird,

b) durch jede auf zwangsweise Beitreibung der Geldbuße oder des Zwangsgelds gerichtete Handlung der
Kommission oder eines Mitgliedstaats auf Antrag der Kommission.

(4) Nach jeder Unterbrechung beginnt die Verjährung von neuem.

(5) Die Vollstreckungsverjährung ruht,

a) solange eine Zahlungserleichterung bewilligt ist,

b) solange die Zwangsvollstreckung durch eine Entscheidung des Gerichtshofs ausgesetzt ist.

KAPITEL VIII

ANHÖRUNGEN UND BERUFSGEHEIMNIS

Artikel 27

Anhörung der Parteien, der Beschwerdeführer und sonstiger Dritter

(1) Vor einer Entscheidung gemäß den Artikeln 7, 8, 23 oder 24 Absatz 2 gibt die Kommission den
Unternehmen und Unternehmensvereinigungen, gegen die sich das von ihr betriebene Verfahren richtet,
Gelegenheit, sich zu den Beschwerdepunkten zu äußern, die sie in Betracht gezogen hat. Die Kommission
stützt ihre Entscheidung nur auf die Beschwerdepunkte, zu denen sich die Parteien äußern konnten. Die
Beschwerdeführer werden eng in das Verfahren einbezogen.

(2) Die Verteidigungsrechte der Parteien müssen während des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt
werden. Die Parteien haben Recht auf Einsicht in die Akten der Kommission, vorbehaltlich des berechtigten
Interesses von Unternehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse. Von der Akteneinsicht ausgen-
ommen sind vertrauliche Informationen sowie interne Schriftstücke der Kommission und der Wettbewerbs-
behörden der Mitgliedstaaten. Insbesondere ist die Korrespondenz zwischen der Kommission und den
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten oder zwischen den Letztgenannten, einschließlich der gemäß
Artikel 11 und Artikel 14 erstellten Schriftstücke, von der Akteneinsicht ausgenommen. Die Regelung
dieses Absatzes steht der Offenlegung und Nutzung der für den Nachweis einer Zuwiderhandlung notwen-
digen Informationen durch die Kommission in keiner Weise entgegen.

(3) Soweit die Kommission es für erforderlich hält, kann sie auch andere natürliche oder juristische
Personen anhören. Dem Antrag natürlicher oder juristischer Personen, angehört zu werden, ist stattzu-
geben, wenn sie ein ausreichendes Interesse nachweisen. Außerdem können die Wettbewerbsbehörden der
Mitgliedstaaten bei der Kommission die Anhörung anderer natürlicher oder juristischer Personen bean-
tragen.

(4) Beabsichtigt die Kommission eine Entscheidung gemäß Artikel 9 oder 10 zu erlassen, so veröffent-
licht sie zuvor eine kurze Zusammenfassung des Falls und den wesentlichen Inhalt der betreffenden
Verpflichtungszusagen oder der geplanten Vorgehensweise. Interessierte Dritte können ihre Bemerkungen
hierzu binnen einer Frist abgeben, die von der Kommission in ihrer Veröffentlichung festgelegt wird und
die mindestens einen Monat betragen muss. Bei der Veröffentlichung ist dem berechtigten Interesse der
Unternehmen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse Rechnung zu tragen.
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Artikel 28

Berufsgeheimnis

(1) Unbeschadet der Artikel 12 und 15 dürfen die gemäß den Artikeln 17 bis 22 erlangten Informa-
tionen nur zu dem Zweck verwertet werden, zu dem sie eingeholt wurden.

(2) Unbeschadet des Austauschs und der Verwendung der Informationen gemäß den Artikeln 11, 12,
14, 15 und 27 sind die Kommission und die Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten und ihre Beamten,
ihre Bediensteten und andere unter ihrer Aufsicht tätigen Personen sowie die Beamten und sonstigen
Bediensteten anderer Behörden der Mitgliedstaaten verpflichtet, keine Informationen preiszugeben, die sie
bei der Anwendung dieser Verordnung erlangt oder ausgetauscht haben und die ihrem Wesen nach unter
das Berufsgeheimnis fallen. Diese Verpflichtung gilt auch für alle Vertreter und Experten der Mitglied-
staaten, die an Sitzungen des Beratenden Ausschusses nach Artikel 14 teilnehmen.

KAPITEL IX

FREISTELLUNGSVERORDNUNGEN

Artikel 29

Entzug des Rechtsvorteils in Einzelfällen

(1) Hat die Kommission aufgrund der ihr durch eine Verordnung des Rates wie z. B. den Verordnungen
Nr. 19/65/EWG, (EWG) Nr. 2821/71, (EWG) Nr. 3976/87, (EWG) Nr. 1534/91 oder (EWG) Nr. 479/92
eingeräumten Befugnis, Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags durch Verordnung anzuwenden, Artikel 81
Absatz 1 des Vertrags für nicht anwendbar auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen von
Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen erklärt, so kann sie von
Amts wegen oder auf eine Beschwerde hin den Rechtsvorteil einer entsprechenden Gruppenfreistellungsver-
ordnung entziehen, wenn sie in einem bestimmten Fall feststellt, dass eine Vereinbarung, ein Beschluss oder
eine abgestimmte Verhaltensweise, für die die Gruppenfreistellungsverordnung gilt, Wirkungen hat, die mit
Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags unvereinbar sind.

(2) Wenn Vereinbarungen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen oder aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die unter eine Verordnung der Kommission im Sinne des Absatzes 1 fallen, in einem
bestimmten Fall Wirkungen haben, die mit Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags unvereinbar sind und im
Gebiet eines Mitgliedstaats oder in einem Teilgebiet dieses Mitgliedstaats, das alle Merkmale eines geson-
derten räumlichen Marktes aufweist, auftreten, so kann die Wettbewerbsbehörde dieses Mitgliedstaats den
Rechtsvorteil der Gruppenfreistellungsverordnung in diesem Gebiet entziehen.

KAPITEL X

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 30

Veröffentlichung von Entscheidungen

(1) Die Kommission veröffentlicht die Entscheidungen, die sie nach den Artikeln 7 bis 10 sowie den
Artikeln 23 und 24 erlässt.

(2) Die Veröffentlichung erfolgt unter Angabe der Beteiligten und des wesentlichen Inhalts der Entschei-
dung einschließlich der verhängten Sanktionen. Sie muss dem berechtigten Interesse der Unternehmen an
der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse Rechnung tragen.

Artikel 31

Nachprüfung durch den Gerichtshof

Bei Klagen gegen Entscheidungen, mit denen die Kommission eine Geldbuße oder ein Zwangsgeld festge-
setzt hat, hat der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschränkter Nachprüfung der Entscheidung. Er kann die
festgesetzte Geldbuße oder das festgesetzte Zwangsgeld aufheben, herabsetzen oder erhöhen.
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Artikel 32

Ausnahmen vom Anwendungsbereich

Die vorliegende Verordnung gilt nicht für

a) internationale Trampdienste nach Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 4056/86,

b) Seeverkehrsdienstleistungen, die — wie in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4056/86
vorgesehen — ausschließlich zwischen den Häfen ein und desselben Mitgliedstaats erbracht werden,

c) den Luftverkehr zwischen Flughäfen der Gemeinschaft und Drittländern.

Artikel 33

Erlass von Durchführungsvorschriften

(1) Die Kommission ist befugt, alle sachdienlichen Vorschriften zur Durchführung dieser Verordnung zu
erlassen. Diese können unter anderem Folgendes zum Gegenstand haben:

a) Form, Inhalt und sonstige Modalitäten der Beschwerden gemäß Artikel 7 sowie das Verfahren zur
Abweisung einer Beschwerde,

b) die praktische Durchführung des Informationsaustauschs und der Konsultation nach Artikel 11,

c) die praktische Durchführung der Anhörungen gemäß Artikel 27.

(2) Vor dem Erlass von Maßnahmen nach Absatz 1 veröffentlicht die Kommission einen Entwurf dieser
Maßnahmen und fordert alle Beteiligten auf, innerhalb einer von ihr gesetzten Frist, die einen Monat nicht
unterschreiten darf, zu dem Entwurf Stellung zu nehmen. Vor der Veröffentlichung des Entwurfs einer
Maßnahme und vor ihrem Erlass hört die Kommission den Beratenden Ausschuss für Kartell- und Mono-
polfragen.

KAPITEL XI

ÜBERGANGS-, ÄNDERUNGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 34

Übergangsbestimmungen

(1) Bei der Kommission nach Artikel 2 der Verordnung Nr. 17 gestellte Anträge, Anmeldungen gemäß
den Artikeln 4 und 5 der Verordnung Nr. 17 sowie entsprechende Anträge und Anmeldungen gemäß den
Verordnungen (EWG) Nr. 1017/68, (EWG) Nr. 4056/86 und (EWG) Nr. 3975/87 werden mit Anwendbar-
keit der vorliegenden Verordnung unwirksam.

(2) Die Wirksamkeit von nach Maßgabe der Verordnung Nr. 17 und der Verordnungen (EWG) Nr.
1017/68, (EWG) Nr. 4056/87 und (EWG) Nr. 3975/87 vorgenommenen Verfahrensschritten bleibt für die
Anwendung der vorliegenden Verordnung unberührt.

Artikel 35

Bestimmung der Wettbewerbsbehörden der Mitgliedstaaten

(1) Die Mitgliedstaaten bestimmen die für die Anwendung der Artikel 81 und 82 des Vertrags
zuständige(n) Wettbewerbsbehörde(n) so, dass die Bestimmungen dieser Verordnung wirksam angewandt
werden. Sie ergreifen vor dem 1. Mai 2004 die notwendigen Maßnahmen, um diesen Behörden die
Befugnis zur Anwendung der genannten Artikel zu übertragen. Zu den bestimmten Behörden können auch
Gerichte gehören.
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(2) Werden einzelstaatliche Verwaltungsbehörden und Gerichte mit der Durchsetzung des Wettbewerbs-
rechts der Gemeinschaft betraut, so können die Mitgliedstaaten diesen unterschiedliche Befugnisse und
Aufgaben zuweisen.

(3) Die Wirkung von Artikel 11 Absatz 6 erstreckt sich auf die von den Mitgliedstaaten bestimmten
Wettbewerbsbehörden, einschließlich der Gerichte, die Aufgaben in Bezug auf die Vorbereitung und den
Erlass der in Artikel 5 vorgesehenen Arten von Entscheidungen wahrnehmen. Die Wirkung von Artikel 11
Absatz 6 erstreckt sich nicht auf Gerichte, insoweit diese als Rechtsmittelinstanzen in Bezug auf die in
Artikel 5 vorgesehenen Arten von Entscheidungen tätig werden.

(4) Unbeschadet des Absatzes 3 ist in den Mitgliedstaaten, in denen im Hinblick auf den Erlass
bestimmter Arten von Entscheidungen nach Artikel 5 eine Behörde Fälle vor ein separates und von der
verfolgenden Behörde verschiedenes Gericht bringt, bei Einhaltung der Bestimmungen dieses Absatzes die
Wirkung von Artikel 11 Absatz 6 auf die mit der Verfolgung des betreffenden Falls betraute Behörde
begrenzt, die ihren Antrag bei dem Gericht zurückzieht, wenn die Kommission ein Verfahren eröffnet; mit
der Zurücknahme des Antrags wird das nationale Verfahren vollständig beendet.

Artikel 36

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1017/68

Die Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 wird aufgehoben.

2. In Artikel 3 Absatz 1 werden die Worte „Das in Artikel 2 ausgesprochene Verbot“ durch die Worte
„Das Verbot des Artikels 81 Absatz 1 des Vertrags“ ersetzt.

3. Artikel 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte „Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmte Verhalten-
sweisen der in Artikel 2 bezeichneten Art“ durch die Worte „Vereinbarungen, Beschlüsse und aufein-
ander abgestimmte Verhaltensweisen nach Artikel 81 Absatz 1 des Vertrags“ ersetzt.

b) Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut:

„(2) Hat die Durchführung von Vereinbarungen, Beschlüssen oder aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen der in Absatz 1 bezeichneten Art im Einzelfall Wirkungen, die mit den in Artikel
81 Absatz 3 des Vertrags bezeichneten Voraussetzungen unvereinbar sind, so können die beteiligten
Unternehmen und Unternehmensvereinigungen verpflichtet werden, diese Wirkungen abzustellen.“

4. Die Artikel 5 bis 29 werden mit Ausnahme von Artikel 13 Absatz 3 aufgehoben, der für Entschei-
dungen, die nach Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1017/68 vor dem Beginn der Anwendbarkeit
der vorliegenden Verordnung angenommen wurden, bis zum Ende der Gültigkeitsdauer dieser Entschei-
dungen weiterhingilt.

5. In Artikel 30 werden die Absätze 2, 3 und 4 gestrichen.

Artikel 37

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2988/74

Folgender Artikel 7a wird in die Verordnung (EWG) Nr. 2988/74 eingefügt:

„Artikel 7a

Ausnahme vom Anwendungsbereich

Die vorliegende Verordnung gilt nicht für Maßnahmen, die nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1/
2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des
Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (*) getroffen werden.

(*) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.“
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Artikel 38

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 4056/86

Die Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„1. Nichtbeachtung einer Auflage

Wenn die Beteiligten einer Auflage, die nach Artikel 5 mit der nach Artikel 3 vorgesehenen Frei-
stellung verbunden ist, nicht nachkommen, kann die Kommission zur Abstellung dieser Zuwider-
handlung nach den in der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (*)
festgelegten Bedingungen beschließen, dass sie bestimmte Handlungen zu unterlassen oder
vorzunehmen haben, oder ihnen den Rechtsvorteil der Gruppenfreistellung entziehen.

(*) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

i) Unter Buchstabe a) wird der Ausdruck „nach Maßgabe des Abschnitts II“ durch den Ausdruck
„nach Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1/2003“ ersetzt.

ii) Unter Buchstabe c) Ziffer i) Unterabsatz 2 erhält der zweite Satz folgende Fassung:

„Gleichzeitig entscheidet die Kommission, ob sie die angebotenen Verpflichtungszusagen der
betreffenden Unternehmen nach Maßgabe des Artikels 9 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003
annimmt, um unter anderem zu erreichen, dass der Konferenz nicht angehörende Reedereien
Zugang zum Markt erhalten.“

2. Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) In Absatz 2 werden die Worte „gemäß Artikel 10“ durch die Worte „gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1/2003“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird gestrichen.

3. Artikel 9 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird der Ausdruck „den in Artikel 15 genannten Beratenden Ausschuss“ durch den
Ausdruck „den in Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird der Ausdruck „in Artikel 15 genannten Beratenden Ausschuss“ durch den Ausdruck
„in Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003“ ersetzt.

4. Die Artikel 10 bis 25 werden mit Ausnahme von Artikel 13 Absatz 3 aufgehoben, der für Entschei-
dungen, die nach Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags vor dem Beginn der Anwendbarkeit der vorliegenden
Verordnung angenommen wurden, bis zum Ende der Gültigkeitsdauer dieser Entscheidungen weiterhin-
gilt.

5. In Artikel 26 werden die Worte „über Form, Inhalt und andere Einzelheiten der Beschwerden nach
Artikel 10, der Anträge nach Artikel 12 sowie über die Anhörung nach Artikel 23 Absätze 1 und 2“
gestrichen.

Artikel 39

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87

Die Artikel 3 bis 19 der Verordnung (EWG) Nr. 3975/87 werden mit Ausnahme von Artikel 6 Absatz 3
aufgehoben, der für Entscheidungen, die nach Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags vor dem Beginn der
Anwendbarkeit der vorliegenden Verordnung angenommen wurden, bis zum Ende der Gültigkeitsdauer
dieser Entscheidungen weiterhingilt.
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Artikel 40

Änderung der Verordnungen 19/65/EWG, (EWG) Nr. 2821/71 und (EWG) Nr. 1534/91

Artikel 7 der Verordnung 19/65/EWG, Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2821/71 und Artikel 7 der
Verordnung (EWG) Nr. 1534/91 werden aufgehoben.

Artikel 41

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3976/87

Die Verordnung (EWG) Nr. 3976/87 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

Vor Veröffentlichung des Verordnungsentwurfs und vor dem Erlass der Verordnung konsultiert die
Kommission den durch Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (*)
eingesetzten Beratenden Ausschuss.

(*) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.“

2. Artikel 7 wird aufgehoben.

Artikel 42

Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 479/92

Die Verordnung (EWG) Nr. 479/92 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 5 erhält folgende Fassung:

„Artikel 5

Vor Veröffentlichung des Verordnungsentwurfs und vor dem Erlass der Verordnung konsultiert die
Kommission den durch Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten Wettbewerbsregeln (*)
eingesetzten Beratenden Ausschuss.

(*) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.“

2. Artikel 6 wird aufgehoben.

Artikel 43

Aufhebung der Verordnungen Nrn. 17 und 141

(1) Die Verordnung Nr. 17 wird mit Ausnahme von Artikel 8 Absatz 3 aufgehoben, der für Entschei-
dungen, die nach Artikel 81 Absatz 3 des Vertrags vor dem Beginn der Anwendbarkeit der vorliegenden
Verordnung angenommen wurden, bis zum Ende der Gültigkeitsdauer dieser Entscheidungen weiterhingilt.

(2) Die Verordnung Nr. 141 wird aufgehoben.

(3) Bezugnahmen auf die aufgehobenen Verordnungen gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende
Verordnung.

Artikel 44

Berichterstattung über die Anwendung der vorliegenden Verordnung

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser
Verordnung Bericht über das Funktionieren der Verordnung, insbesondere über die Anwendung von
Artikel 11 Absatz 6 und Artikel 17.

Auf der Grundlage dieses Berichts schätzt die Kommission ein, ob es zweckmäßig ist, dem Rat eine Überar-
beitung dieser Verordnung vorzuschlagen.
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Artikel 45

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Mai 2004.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 16. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
M. FISCHER BOEL
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VERORDNUNG (EG) Nr. 2/2003 DES RATES
vom 19. Dezember 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2248/2001 über Verfahren für die Anwendung des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Republik Kroatien andererseits und für die Anwendung des

Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Kroatien

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat ist dabei, das am 29. Oktober 2001 in Luxem-
burg unterzeichnete Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten und der Republik Kroatien (im
Folgenden „Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommen“ genannt) zu schließen.

(2) Am 29. Oktober 2001 hat der Rat bereits das Interim-
sabkommen über Handel und Handelsfragen zwischen
der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der Repu-
blik Kroatien andererseits (1) (im Folgenden „Interimsab-
kommen“ genannt) geschlossen. Das Interimsabkommen
ist am 1. März 2002 in Kraft getreten, wurde jedoch
bereits seit dem 1. Januar 2002 vorläufig angewendet.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 2248/2001 (2) legt bestimmte
Verfahren für die Anwendung einiger Bestimmungen
dieser Abkommen fest. Es müssen jedoch noch
Verfahren für die Anwendung einiger weiterer Bestim-
mungen dieser Abkommen festgelegt werden.

(4) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalit-
äten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (3) erlassen werden.

(5) Hinsichtlich der handelspolitischen Schutzmaßnahmen
ist es zweckmäßig, besondere Bestimmungen zu den
allgemeinen Vorschriften zu erlassen, die in der Verord-
nung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember
1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden
Ländern (4) festgelegt sind.

(6) Diese Verordnung sollte nach Inkrafttreten des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens weitergelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In die Verordnung (EG) Nr. 2248/2001 werden folgende
Artikel eingefügt:

„Artikel 7a

Allgemeine Schutzklausel und Knappheitsklausel

(1) Ersucht ein Mitgliedstaat die Kommission,
Maßnahmen nach Artikel 25 und 26 des Interimsabkom-
mens und später nach Artikel 38 und 39 des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens zu treffen, so über-
mittelt er der Kommission die für die Begründung seines
Ersuchens erforderlichen Angaben.

(2) Die Kommission wird von dem durch Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 3285/94 des Rates (*) eingesetzten
Beratenden Ausschuss (im Folgenden ‚Ausschuss‘ genannt)
unterstützt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(5) Stellt die Kommission auf Ersuchen eines Mitglied-
staats oder von sich aus fest, dass die Voraussetzungen der
Artikel 25 und 26 des Interimsabkommens und später der
Artikel 38 und 39 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens erfüllt sind, so

— unterrichtet sie die Mitgliedstaaten, sofern sie von sich
aus tätig wird, unverzüglich, bzw., sofern sie auf Ersu-
chen eines Mitgliedstaats reagiert, innerhalb von fünf
Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens;

— hört sie den Ausschuss zu den vorgeschlagenen
Maßnahmen;

— unterrichtet sie gleichzeitig Kroatien und notifiziert ihm
die Aufnahme von Konsultationen im Interimsausschuss
und später im Stabilitäts- und Assoziationsrat nach
Artikel 25 Absatz 4 und Artikel 26 Absatz 3 des Inter-
imsabkommens und später nach Artikel 38 Absatz 4
und Artikel 39 Absatz 3 des Stabilisierungs- und Asso-
ziierungsabkommens;

— übermittelt sie gleichzeitig dem Interimsausschuss und
später dem Stabilitäts- und Assoziationsrat alle für diese
Konsultationen nach Artikel 25 Absatz 3 und Artikel
26 Absatz 3 des Interimsabkommens und später nach
Artikel 38 Absatz 3 und Artikel 39 Absatz 3 des Stabi-
lisierungs- und Assoziierungsabkommens erforderlichen
Angaben.
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(6) Bei Abschluss der Konsultationen kann die Kommis-
sion, sofern sich keine andere Regelung als möglich erweist,
nach Anhörung des Ausschusses geeignete Maßnahmen
nach Artikel 25 und 26 des Interimsabkommens und später
nach Artikel 38 und 39 des Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsabkommens beschließen.

Dieser Beschluss wird unverzüglich dem Rat notifiziert; er
wird auch dem Interimsausschuss und später dem Stabi-
litäts- und Assoziationsrat notifiziert.

Der Beschluss ist sofort anwendbar.

(7) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach der Notifizierung des Beschlusses gemäß
Absatz 6 der Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten mit qualifi-
zierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

(8) Beschließt die Kommission, keine Maßnahmen nach
Artikel 25 und 26 des Interimsabkommens und später nach
Artikel 38 und 39 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens zu treffen, so teilt sie dies dem Rat innerhalb
von fünf Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens des
Mitgliedstaats mit.

Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach Notifizierung des Beschlusses der
Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Lässt der Rat mit qualifizierter Mehrheit seine Absicht
erkennen, einen anderen Beschluss zu fassen, so teilt die
Kommission dies Kroatien mit und notifiziert ihm die
Aufnahme von Konsultationen im Interimsausschuss und
später im Stabilitäts- und Assoziationsrat nach Artikel 25
Absätze 3 und 4 und Artikel 26 Absatz 3 des Interimsab-
kommens und später nach Artikel 38 Absätze 3 und 4 und
Artikel 39 Absatz 3 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens.

(9) Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten nach
Abschluss der Konsultationen mit Kroatien im Interimsaus-
schuss und später im Stabilitäts- und Assoziationsrat mit
qualifizierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

(10) Die Konsultationen im Interimsausschuss und
später im Stabilitäts- und Assoziationsrat gelten 30 Tage
nach der in den Absätzen 5 und 8 genannten Notifizierung
als abgeschlossen.

Artikel 7b

Besondere und kritische Umstände

(1) Unter den besonderen und kritischen Umständen im
Sinne des Artikels 25 Absatz 4 Buchstabe b) und des Arti-
kels 26 Absatz 4 des Interimsabkommens und später des
Artikels 38 Absatz 4 Buchstabe b) und des Artikels 39
Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
kann die Kommission Sofortmaßnahmen nach Artikel 25
und 26 des Interimsabkommens und später nach Artikel
38 und 39 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens treffen.

Geht bei der Kommission das Ersuchen eines Mitgliedstaats
ein, so fasst sie innerhalb von fünf Arbeitstagen nach
Eingang des Ersuchens einen Beschluss.

(2) Die Kommission teilt ihren Beschluss dem Rat mit.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach der Notifizierung des Beschlusses der
Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten mit qualifi-
zierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

Artikel 7c

Schutzklausel für landwirtschaftliche und Fischereier-
zeugnisse

Ungeachtet der Verfahren der Artikel 7a und 7b können
die erforderlichen Maßnahmen in Bezug auf landwirtschaft-
liche oder Fischereierzeugnisse auf der Grundlage des Arti-
kels 18 oder 25 des Interimsabkommens und später des
Artikels 31 oder 38 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens oder auf der Grundlage der Bestimmungen der
diese Erzeugnisse betreffenden Anhänge sowie des Proto-
kolls Nr. 3 nach den Verfahren getroffen werden, die in
den einschlägigen Vorschriften zur Errichtung einer
gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte oder der
Märkte für die Erzeugnisse der Fischerei und der Aqua-
kultur oder in besonderen, nach Artikel 308 des Vertrags
erlassenen und für die Erzeugnisse der Verarbeitung von
landwirtschaftlichen und Fischereierzeugnissen geltenden
Vorschriften vorgesehen sind, sofern die Voraussetzungen
nach Artikel 18 des Interimsabkommens und später nach
Artikel 31 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens oder nach Artikel 25 Absätze 3, 4 und 5 des Inte-
rimsabkommens und später nach Artikel 38 Absätze 3, 4
und 5 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
erfüllt sind.

Artikel 7d

Dumping

Im Fall einer Praxis, die die Anwendung der in Artikel 24
Absatz 1 des Interimsabkommens und später in Artikel 37
Absatz 1 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
vorgesehenen Maßnahmen durch die Gemeinschaft recht-
fertigen könnte, wird über die Einführung von Antidum-
pingmaßnahmen nach den Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 über
den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Euro-
päischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (**) und nach
dem Verfahren des Artikels 24 Absatz 2 des Interimsab-
kommens und später des Artikels 37 Absatz 2 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens entschieden.

Artikel 7e

Wettbewerb

(1) Im Fall einer Praxis, die die Anwendung der in
Artikel 35 des Interimsabkommens und später in Artikel
70 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
vorgesehenen Maßnahmen durch die Gemeinschaft recht-
fertigen könnte, entscheidet die Kommission nach Prüfung
des Falles von sich aus oder auf Ersuchen eines Mitglied-
staats, ob diese Praxis mit dem Abkommen vereinbar ist.
Gegebenenfalls schlägt sie dem Rat vor, Schutzmaßnahmen
zu treffen; der Rat handelt gemäß den Verfahren des Arti-
kels 133 des Vertrags, mit Ausnahme der Beihilfefälle, für
die die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom 6.
Oktober 1997 über den Schutz gegen subventionierte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (***) gilt und in denen die
Maßnahmen
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nach den in der genannten Verordnung festgelegten
Verfahren getroffen werden. Maßnahmen werden nur unter
den Voraussetzungen des Artikels 35 Absatz 9 des Inte-
rimsabkommens und später des Artikels 70 Absatz 9 des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens getroffen.

(2) Im Fall einer Praxis, die dazu führen könnte, dass auf
der Grundlage des Artikels 35 des Interimsabkommens und
später des Artikels 70 des Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsabkommens Maßnahmen Kroatiens auf die Gemein-
schaft angewandt werden, beschließt die Kommission nach
Prüfung des Falles, ob die Praxis mit dem im Interimsab-
kommen und später im Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommen festgelegten Grundsatz vereinbar ist. Gegeben-
enfalls fasst sie geeignete Beschlüsse nach den Kriterien, die
sich aus den Artikeln 81, 82 und 87 des Vertrags ergeben.

Artikel 7f

Betrug oder Verweigerung der Amtshilfe

(1) Für die Zwecke der Auslegung des Artikels 30 des
Interimsabkommens und später des Artikels 43 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens liegt eine Verwei-
gerung der für die Überprüfung von Ursprungsnachweisen
erforderlichen Amtshilfe unter anderem vor,

— wenn die Amtshilfe nicht gewährt wird, wenn z. B. die
Bezeichnungen und Anschriften der für die Ausstellung
und die Prüfung von Ursprungsnachweisen zuständigen
Zoll- oder Regierungsbehörden nicht angegeben, die
Musterabdrücke der bei der Ausstellung der Ursprungs-
nachweise verwendeten Stempel nicht übermittelt oder
diese Informationen nicht aktualisiert werden;

— wenn Maßnahmen zur Überprüfung der Ursprungsei-
genschaft der Erzeugnisse und der Erfüllung der übrigen
Voraussetzungen des Protokolls Nr. 4 zu den
Abkommen und zur Feststellung und Verhütung von
Verstößen gegen die Ursprungsregeln wiederholt nicht
oder nur unzulänglich durchgeführt werden;

— wenn die nachträgliche Prüfung der Ursprungsnach-
weise auf Ersuchen der Kommission und die fristge-
rechte Mitteilung des Ergebnisses wiederholt abgelehnt
oder ohne Grund verzögert wird;

— wenn die Erteilung der Genehmigung für verwaltungs-
und ermittlungsbezogene Kooperationsmissionen in
Kroatien zur Prüfung der Echtheit der Papiere oder der
Richtigkeit der Angaben, die für die Gewährung der in
den Abkommen vorgesehenen Präferenzbehandlung
von Bedeutung sind, oder zur Durchführung oder
Veranlassung geeigneter Untersuchungen zur Feststel-
lung und Verhütung von Verstößen gegen die
Ursprungsregeln wiederholt abgelehnt oder ohne Grund
verzögert wird;

— wenn die Bestimmungen des Protokolls Nr. 5 über die
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich wiederholt nicht
eingehalten werden, soweit es für die Anwendung der
Handelsbestimmungen des Interimsabkommens und
später des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens von Bedeutung ist.

(2) Stellt die Kommission aufgrund von Informationen
eines Mitgliedstaats oder von sich aus fest, dass die Voraus-
setzungen des Artikels 30 des Interimsabkommens und
später des Artikels 43 des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens erfüllt sind, so

— unterrichtet sie den Rat;

— nimmt sie unverzüglich Konsultationen mit Kroatien
auf, um nach diesen Bestimmungen eine geeignete
Lösung zu finden.

Ferner kann sie

— die Mitgliedstaaten auffordern, die für den Schutz der
finanziellen Interessen der Gemeinschaft erforderlichen
Sicherungsmaßnahmen zu treffen;

— im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine
Bekanntmachung veröffentlichen, in der sie darlegt, dass
begründete Zweifel an der Anwendung der Bestim-
mungen bestehen, die für die Anwendung des Artikels
30 des Interimsabkommens und später des Artikels 43
des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens von
Bedeutung sind.

(3) Bis bei den in Absatz 2 genannten Konsultationen
eine für beide Seiten zufrieden stellende Lösung erreicht
worden ist, kann die Kommission gemäß Artikel 30 des
Interimsabkommens und später gemäß Artikel 43 des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens sowie nach
dem Verfahren des Absatzes 5 andere geeignete
Maßnahmen treffen, die sie für notwendig erachtet.

(4) Die Kommission wird von dem durch Artikel 248a
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 (****) eingesetzten
Ausschuss für den Zollkodex unterstützt.

(5) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(6) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7g

Notifizierung

Die Notifizierung an den Interimsausschuss und später an
den Stabilitäts- und Assoziationsrat gemäß dem Interimsab-
kommen und später dem Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsabkommen wird von der Kommission im Namen
der Gemeinschaft vorgenommen.

(*) ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 53. Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2474/2000
(ABl. L 286 vom 11.11.2000, S. 1).

(**) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1972/2002
(ABl. L 305 vom 7.11.2002, S. 1).

(***) ABl. L 288 vom 21.10.1997, S. 1. Verordnung
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1973/2002
(ABl. L 305 vom 7.11.2002, S. 4).

(****) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2700/2000 (ABl. L 311 vom 12.12.2000, S. 17).“
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
L. ESPERSEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 3/2003 DES RATES
vom 19. Dezember 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 153/2002 über Verfahren für die Anwendung des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits
und für die Anwendung des Interimsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und

der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 133,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat ist dabei, das am 9. April 2001 in Luxemburg
unterzeichnete Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien andererseits (im
Folgenden „Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommen“ genannt) zu schließen.

(2) Am 9. April 2001 hat der Rat bereits das Interimsab-
kommen über Handel und Handelsfragen zwischen der
Europäischen Gemeinschaft einerseits und der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien anderer-
seits (1) (im Folgenden „Interimsabkommen“ genannt)
geschlossen, mit dem die Bestimmungen des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens, die den Handel
und Handelsfragen betreffen, vorzeitig in Kraft gesetzt
werden. Das Interimsabkommen ist am 1. Juni 2001 in
Kraft getreten.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 153/2002 (2) legt bestimmte
Verfahren für die Anwendung einiger Bestimmungen
dieser Abkommen fest. Es müssen jedoch noch
Verfahren für die Anwendung einiger weiterer Bestim-
mungen dieser Abkommen festgelegt werden.

(4) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen
Maßnahmen sollten gemäß dem Beschluss 1999/468/EG
des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalit-
äten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse (3) erlassen werden.

(5) Hinsichtlich der handelspolitischen Schutzmaßnahmen
ist es zweckmäßig, besondere Bestimmungen zu den
allgemeinen Vorschriften zu erlassen, die in der Verord-
nung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember
1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden
Ländern (4) festgelegt sind.

(6) Diese Verordnung sollte nach Inkrafttreten des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens weitergelten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In die Verordnung (EG) Nr. 153/2002 werden folgende Artikel
eingefügt:

„Artikel 7a

Allgemeine Schutzklausel und Knappheitsklausel

(1) Ersucht ein Mitgliedstaat die Kommission,
Maßnahmen nach Artikel 24 und 25 des Interimsabkom-
mens und später nach Artikel 37 und 38 des Stabilisie-
rungs- und Assoziierungsabkommens zu treffen, so über-
mittelt er der Kommission die für die Begründung seines
Ersuchens erforderlichen Angaben.

(2) Die Kommission wird von dem durch Artikel 4 der
Verordnung (EG) Nr. 3285/94 des Rates (*) eingesetzten
Beratenden Ausschuss (im Folgenden ‚Ausschuss‘ genannt)
unterstützt.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(4) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

(5) Stellt die Kommission auf Ersuchen eines Mitglied-
staats oder von sich aus fest, dass die Voraussetzungen der
Artikel 24 und 25 des Interimsabkommens und später der
Artikel 37 und 38 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens erfüllt sind, so

— unterrichtet sie die Mitgliedstaaten, sofern sie von sich
aus tätig wird, unverzüglich, bzw., sofern sie auf Ersu-
chen eines Mitgliedstaats reagiert, innerhalb von fünf
Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens;

— hört sie den Ausschuss zu den vorgeschlagenen
Maßnahmen;

— unterrichtet sie gleichzeitig die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien und notifiziert ihr die Aufnahme
von Konsultationen im Kooperationsrat und später im
Stabilitäts- und Assoziationsausschuss nach Artikel 24
Absatz 4 und Artikel 25 Absatz 3 des Interimsabkom-
mens und später nach Artikel 37 Absatz 4 und Artikel
38 Absatz 3 des Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommens;

— übermittelt sie gleichzeitig dem Kooperationsrat und
später dem Stabilitäts- und Assoziationsausschuss alle
für diese Konsultationen nach Artikel 24 Absatz 3 und
Artikel 25 Absatz 3 des Interimsabkommens und später
nach Artikel 37 Absatz 3 und Artikel 38 Absatz 3 des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens erforder-
lichen Angaben.

4.1.2003L 1/30 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE

(1) ABl. L 124 vom 4.5.2001, S. 2.
(2) ABl. L 25 vom 29.1.2002, S. 16.
(3) ABl. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
(4) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch

die (EG) Nr. 1972/2002 (ABl. L 305 vom 7.11.2002, S. 1).



(6) Bei Abschluss der Konsultationen kann die Kommis-
sion, sofern sich keine andere Regelung als möglich erweist,
nach Anhörung des Ausschusses geeignete Maßnahmen
nach Artikel 24 und 25 des Interimsabkommens und später
nach Artikel 37 und 38 des Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsabkommens beschließen.

Dieser Beschluss wird unverzüglich dem Rat notifiziert; er
wird auch dem Kooperationsrat und später dem Stabilitäts-
und Assoziationsausschuss notifiziert.

Der Beschluss ist sofort anwendbar.

(7) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach der Notifizierung des Beschlusses gemäß
Absatz 6 der Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten mit qualifi-
zierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

(8) Beschließt die Kommission, keine Maßnahmen nach
Artikel 24 und 25 des Interimsabkommens und später nach
Artikel 37 und 38 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens zu treffen, so teilt sie dies dem Rat innerhalb
von fünf Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens des
Mitgliedstaats mit.

Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach der Notifizierung des Beschlusses der
Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Lässt der Rat mit qualifizierter Mehrheit seine Absicht
erkennen, einen anderen Beschluss zu fassen, so teilt die
Kommission dies der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien mit und notifiziert ihr die Aufnahme von
Konsultationen im Kooperationsrat und später im Stabi-
litäts- und Assoziationsausschuss nach Artikel 24 Absätze
3 und 4 und Artikel 25 Absatz 3 des Interimsabkommens
und später nach Artikel 37 Absätze 3 und 4 und Artikel
38 Absatz 3 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens.

(9) Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten nach
Abschluss der Konsultationen mit der ehemaligen jugosla-
wischen Republik Mazedonien im Kooperationsrat und
später im Stabilitäts- und Assoziationsausschuss mit qualifi-
zierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

(10) Die Konsultationen im Kooperationsrat und später
im Stabilitäts- und Assoziationsausschuss gelten 30 Tage
nach der in den Absätzen 5 und 8 genannten Notifizierung
als abgeschlossen.

Artikel 7b

Besondere und kritische Umstände

(1) Unter den besonderen und kritischen Umständen im
Sinne des Artikels 24 Absatz 4 Buchstabe b) und des Arti-
kels 25 Absatz 4 des Interimsabkommens und später des
Artikels 37 Absatz 4 Buchstabe b) und des Artikels 38
Absatz 4 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
kann die Kommission Sofortmaßnahmen nach Artikel 24
und 25 des Interimsabkommens und später nach Artikel
37 und 38 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens treffen.

Geht bei der Kommission das Ersuchen eines Mitgliedstaats
ein, so fasst sie innerhalb von fünf Arbeitstagen nach
Eingang des Ersuchens einen Beschluss.

(2) Die Kommission teilt ihren Beschluss dem Rat mit.

(3) Jeder Mitgliedstaat kann den Rat innerhalb von zehn
Arbeitstagen nach Eingang der Notifizierung des
Beschlusses der Kommission mit diesem Beschluss befassen.

Der Rat kann innerhalb von zwei Monaten mit qualifi-
zierter Mehrheit einen anderen Beschluss fassen.

Artikel 7c

Schutzklausel für landwirtschaftliche und Fischereier-
zeugnisse

Ungeachtet der Verfahren der Artikel 7a und 7b können
die erforderlichen Maßnahmen in Bezug auf landwirtschaft-
liche oder Fischereierzeugnisse auf der Grundlage des Arti-
kels 17 oder 24 des Interimsabkommens und später des
Artikels 30 oder 37 des Stabilisierungs- und Assoziierungs-
abkommens oder auf der Grundlage der Bestimmungen der
diese Erzeugnisse betreffenden Anhänge sowie des Proto-
kolls Nr. 3 nach den Verfahren getroffen werden, die in
den einschlägigen Vorschriften zur Errichtung einer
gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte oder der
Märkte für die Erzeugnisse der Fischerei und der Aqua-
kultur oder in besonderen, nach Artikel 308 des Vertrags
erlassenen und für die Erzeugnisse der Verarbeitung von
landwirtschaftlichen und Fischereierzeugnissen geltenden
Vorschriften vorgesehen sind, sofern die Voraussetzungen
nach Artikel 17 des Interimsabkommens und später nach
Artikel 30 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens oder nach Artikel 24 Absätze 3, 4 und 5 des Inte-
rimsabkommens und später nach Artikel 37 Absätze 3, 4
und 5 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
erfüllt sind.

Artikel 7d

Dumping

Im Fall einer Praxis, die die Anwendung der in Artikel 23
Absatz 1 des Interimsabkommens und später in Artikel 36
Absatz 1 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
vorgesehenen Maßnahmen durch die Gemeinschaft recht-
fertigen könnte, wird über die Einführung von Antidum-
pingmaßnahmen nach den Bestimmungen der Verordnung
(EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22. Dezember 1995 über
den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Euro-
päischen Gemeinschaft gehörenden Ländern (**) und nach
dem Verfahren des Artikels 23 Absatz 2 des Interimsab-
kommens und später des Artikels 36 Absatz 2 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens entschieden.

Artikel 7e

Wettbewerb

(1) Im Fall einer Praxis, die die Anwendung der in
Artikel 33 des Interimsabkommens und später in Artikel
69 des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens
vorgesehenen Maßnahmen durch die Gemeinschaft recht-
fertigen könnte, entscheidet die Kommission nach Prüfung
des Falls von sich aus oder auf Ersuchen eines Mitglied-
staats, ob diese Praxis mit dem Abkommen vereinbar ist.
Gegebenenfalls schlägt sie dem Rat vor, Schutzmaßnahmen
zu treffen; der Rat handelt gemäß den Verfahren des Arti-
kels 133 des Vertrags, mit Ausnahme der Beihilfefälle, für
die die Verordnung (EG) Nr. 2026/97 des Rates vom 6.
Oktober 1997 über den Schutz gegen subventionierte
Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft
gehörenden Ländern (***) gilt und in denen die
Maßnahmen nach den in der genannten Verordnung festge-
legten
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Verfahren getroffen werden. Maßnahmen werden nur unter
den Voraussetzungen des Artikels 33 Absatz 5 des Inte-
rimsabkommens und später des Artikels 69 Absatz 5 des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens getroffen.

(2) Im Fall einer Praxis, die dazu führen könnte, dass auf
der Grundlage des Artikels 33 des Interimsabkommens und
später des Artikels 69 des Stabilisierungs- und Assozi-
ierungsabkommens Maßnahmen der ehemaligen jugoslawi-
schen Republik Mazedonien auf die Gemeinschaft ange-
wandt werden, beschließt die Kommission nach Prüfung
des Falls, ob die Praxis mit dem im Interimsabkommen und
später im Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen
festgelegten Grundsatz vereinbar ist. Gegebenenfalls fasst
sie geeignete Beschlüsse nach den Kriterien, die sich aus
den Artikeln 81, 82 und 87 des Vertrags ergeben.

Artikel 7f

Betrug oder Verweigerung der Amtshilfe

(1) Für die Zwecke der Auslegung des Artikels 29 des
Interimsabkommens und später des Artikels 42 des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens liegt eine Verwei-
gerung der für die Überprüfung von Ursprungsnachweisen
erforderlichen Amtshilfe unter anderem vor,

— wenn die Amtshilfe nicht gewährt wird, wenn z. B. die
Bezeichnungen und Anschriften der für die Ausstellung
und die Prüfung von Ursprungsnachweisen zuständigen
Zoll- oder Regierungsbehörden nicht angegeben, die
Musterabdrücke der bei der Ausstellung der Ursprungs-
nachweise verwendeten Stempel nicht übermittelt oder
diese Informationen nicht aktualisiert werden;

— wenn Maßnahmen zur Überprüfung der Ursprungsei-
genschaft der Erzeugnisse und der Erfüllung der übrigen
Voraussetzungen des Protokolls Nr. 4 zu den
Abkommen und zur Feststellung und Verhütung von
Verstößen gegen die Ursprungsregeln wiederholt nicht
oder nur unzulänglich durchgeführt werden;

— wenn die nachträgliche Prüfung der Ursprungsnach-
weise auf Ersuchen der Kommission und die fristge-
rechte Mitteilung des Ergebnisses wiederholt abgelehnt
oder ohne Grund verzögert wird;

— wenn die Erteilung der Genehmigung für verwaltungs-
und ermittlungsbezogene Kooperationsmissionen in der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien zur
Prüfung der Echtheit der Papiere oder der Richtigkeit
der Angaben, die für die Gewährung der in den
Abkommen vorgesehenen Präferenzbehandlung von
Bedeutung sind, oder zur Durchführung oder Veranlas-
sung geeigneter Untersuchungen zur Feststellung und
Verhütung von Verstößen gegen die Ursprungsregeln
wiederholt abgelehnt oder ohne Grund verzögert wird;

— wenn die Bestimmungen des Protokolls Nr. 5 über die
gegenseitige Amtshilfe im Zollbereich wiederholt nicht
eingehalten werden, soweit es für die Anwendung der
Handelsbestimmungen des Interimsabkommens und
später des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
mens von Bedeutung ist.

(2) Stellt die Kommission aufgrund von Informationen
eines Mitgliedstaats oder von sich aus fest, dass die Voraus-
setzungen des Artikels 29 des Interimsabkommens und
später des Artikels 42 des Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsabkommens erfüllt sind, so

— unterrichtet sie den Rat;

— nimmt sie unverzüglich Konsultationen mit der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien auf, um
nach diesen Bestimmungen eine geeignete Lösung zu
finden.

Ferner kann sie

— die Mitgliedstaaten auffordern, die für den Schutz der
finanziellen Interessen der Gemeinschaft erforderlichen
Sicherungsmaßnahmen zu treffen;

— im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften eine
Bekanntmachung veröffentlichen, in der sie darlegt, dass
begründete Zweifel an der Anwendung der Bestim-
mungen bestehen, die für die Anwendung des Artikels
29 des Interimsabkommens und später des Artikels 42
des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens von
Bedeutung sind.

(3) Bis bei den in Absatz 2 genannten Konsultationen
eine für beide Seiten zufrieden stellende Lösung erreicht
worden ist, kann die Kommission gemäß Artikel 29 des
Interimsabkommens und später gemäß Artikel 42 des
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens sowie nach
dem Verfahren des Absatzes 5 andere geeignete
Maßnahmen treffen, die sie für notwendig erachtet.

(4) Die Kommission wird von dem durch Artikel 248a
der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 eingesetzten
Ausschuss für den Zollkodex (****) unterstützt.

(5) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten
die Artikel 3 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG.

(6) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 7g

Notifizierung

Die Notifizierung an den Kooperationsrat und später an
den Stabilitäts- und Assoziationsrat bzw. an den Stabilitäts-
und Assoziationsausschuss gemäß dem Interimsabkommen
und später dem Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommen wird von der Kommission im Namen der
Gemeinschaft vorgenommen.

(*) ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 53. Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2474/2000
(ABl. L 286 vom 11.11.2000, S. 1).

(**) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1972/2002
(ABl. L 305 vom 7.11.2002, S. 1).

(***) ABl. L 288 vom 21.10.1997, S. 1. Verordnung
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1973/2002
(ABl. L 305 vom 7.11.2002, S. 4).

(****) ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1. Verordnung
zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2700/2000 (ABl. L 311 vom 12.12.2000, S. 17).“
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 19. Dezember 2002.

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
L. ESPERSEN
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VERORDNUNG (EG) Nr. 4/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen
zur Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (2), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 3. Januar 2003 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 50,6
204 29,2
999 39,9

0707 00 05 052 125,1
999 125,1

0709 90 70 052 116,8
204 41,9
999 79,3

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 50,5
204 60,8
999 55,6

0805 20 10 204 70,9
999 70,9

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90

052 66,8
999 66,8

0805 50 10 052 69,4
600 72,4
999 70,9

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 37,4
400 99,3
404 107,1
720 124,1
999 92,0

0808 20 50 052 157,0
400 87,5
999 122,3

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 5/2003 DER KOMMISSION
vom 27. Dezember 2002

mit Durchführungsbestimmungen zu der Anwendung der Zollkontingente für Rindfleischerzeug-
nisse mit Ursprung in Kroatien, Bosnien und Herzegowina, der ehemaligen jugoslawischen Repu-

blik Mazedonien und der Bundesrepublik Jugoslawien im Jahr 2003

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates
vom 18. September 2000 zur Einführung besonderer Handels-
maßnahmen für die am Stabilisierungs- und Assoziierungspro-
zess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit
verbundenen Länder und Gebiete sowie zur Änderung der
Verordnung (EG) Nr. 2820/98 und zur Aufhebung der Verord-
nungen (EG) Nr. 1763/1999 und (EG) Nr. 6/2000 (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 2487/2001 der
Kommission (2), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 2 und
Artikel 6,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Rindfleisch (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
2345/2001 der Kommission (4), insbesondere auf Artikel 32
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2248/2001 des Rates
vom 19. November 2001 über Verfahren für die Anwendung
des Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten
und der Republik Kroatien und für die Anwendung des Interim-
sabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft einer-
seits und der Republik Kroatien andererseits (5), insbesondere
auf Artikel 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 153/2002 des Rates vom
21. Januar 2002 über Verfahren für die Anwendung des Stabili-
sierungs- und Assoziierungsabkommens zwischen den Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien anderer-
seits und über die Anwendung des Interimsabkommens
zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und der
ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien anderer-
seits (6), insbesondere auf Artikel 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000
sieht ein jährliches Präferenzzollkontingent von 11 475
Tonnen Baby-beef vor, das auf Bosnien und Herzego-
wina und die Bundesrepublik Jugoslawien, einschließlich
des Kosovo, aufgeteilt ist.

(2) Die Interimsabkommen mit Kroatien und der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien, die mit dem
Beschluss 2002/107/EG des Rates vom 28. Januar 2002
über den Abschluss des Interimsabkommens über
Handel und Handelsfragen zwischen der Europäischen
Gemeinschaft einerseits und der Republik Kroatien

andererseits (7) und dem Beschluss 2001/330/EG des
Rates vom 9. April 2001 über den Abschluss des Inter-
imsabkommens über Handel und Handelsfragen
zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und
der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien
andererseits (8) genehmigt worden sind, sehen ein jährli-
ches Präferenzzollkontingent von 9 400 Tonnen bzw.
1 650 Tonnen vor.

(3) Zu Kontrollzwecken setzt die Einfuhr im Rahmen der
vorgesehenen Baby-beef-Kontingente für Bosnien und
Herzegowina und die Bundesrepublik Jugoslawien,
einschließlich des Kosovo, gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 2007/2000 die Vorlage eines Echtheitszeugnisses
voraus, mit dem bescheinigt wird, dass die Waren
Ursprungserzeugnisse des betreffenden Landes sind und
der Definition des Anhangs II der genannten Verordnung
genau entsprechen. In dem Bemühen um Harmonisie-
rung erweist es sich als unerlässlich, auch für die
Einfuhren im Rahmen der vorgesehenen Baby-beef-
Kontingente mit Ursprung in Kroatien und der ehema-
ligen jugoslawischen Republik Mazedonien die Vorlage
eines Echtheitszeugnisses vorzusehen, mit dem beschei-
nigt wird, dass die Waren Ursprungserzeugnisse des
betreffenden Landes sind und der Definition des
Anhangs III der Interimsabkommen mit der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien und mit Kroatien
genau entsprechen. Außerdem sind das Muster der Echt-
heitszeugnisse und ihre Verwendungsweise festzulegen.

(4) Das Kosovo im Sinne der Resolution 1244 des UN-
Sicherheitsrates vom 10. Juni 1999 untersteht einer
internationalen Zivilverwaltung durch die Mission der
Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK), die eine sepa-
rate Zollverwaltung eingerichtet hat. Daher muss für
Waren mit Ursprung in der Bundesrepublik Jugoslawien
— Provinz Kosovo ein besonderes Echtheitszeugnis
vorgesehen werden.

(5) Die Verwaltung der betreffenden Kontingente sollte sich
auf Einfuhrlizenzen stützen. Zu diesem Zweck finden die
Verordnung (EG) Nr. 1291/2000 der Kommission vom
9. Juni 2000 mit gemeinsamen Durchführungsvor-
schriften für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen sowie
Vorausfestsetzungsbescheinigungen für landwirtschaft-
liche Erzeugnisse (9), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2299/2001 (10), und die Verordnung (EG)
Nr. 1445/95 der Kommission vom 26. Juni 1995 mit
Durchführungsvorschriften für Einfuhr- und Ausfuhrli-
zenzen für Rindfleisch und zur Aufhebung der Verord-
nung (EWG) Nr. 2377/80 (11), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2492/2001 (12), vorbehaltlich der
Bestimmungen der vorliegenden Verordnung Anwen-
dung.
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(6) Zur reibungslosen Verwaltung der Einfuhr der betref-
fenden Erzeugnisse sollte die Erteilung der Einfuhrli-
zenzen von einer Überprüfung insbesondere der
Angaben des Echtheitszeugnisses abhängig gemacht
werden.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Für den Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2003
werden folgende Zollkontingente eröffnet:

— 9 400 Tonnen Baby-beef, ausgedrückt in Schlachtgewicht,
mit Ursprung in Kroatien,

— 1 500 Tonnen Baby-beef, ausgedrückt in Schlachtgewicht,
mit Ursprung in Bosnien und Herzegowina,

— 1 650 Tonnen Baby-beef, ausgedrückt in Schlachtgewicht,
mit Ursprung in der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien,

— 9 975 Tonnen Baby-beef, ausgedrückt in Schlachtgewicht,
mit Ursprung in der Bundesrepublik Jugoslawien,
einschließlich des Kosovo.

Die vier Kontingente gemäß Unterabsatz 1 tragen die laufenden
Nummern 09.4503, 09.4504, 09.4505 und 09.4506.

Für die Anschreibung auf diese Kontingente entsprechen
100 kg Lebendgewicht 50 kg Schlachtgewicht.

(2) Im Rahmen der in Absatz 1 genannten Kontingente wird
ein Zoll in Höhe von 20 % des Wertzolls und 20 % des spezifi-
schen Zolls nach dem Gemeinsamen Zolltarif erhoben.

(3) Im Rahmen der in Absatz 1 genannten Kontingente
dürfen nur lebende Tiere und Fleisch der KN-Codes

— ex 0102 90 51, ex 0102 90 59, ex 0102 90 71 und
ex 0102 90 79,

— ex 0201 10 00 et ex 0201 20 20,

— ex 0201 20 30,

— ex 0201 20 50

eingeführt werden, die in Anhang II der Verordnung (EG) Nr.
2007/2000 und Anhang III der Interimsabkommen mit Kroa-
tien und mit der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo-
nien genannt sind.

(4) Den Anträgen auf Einfuhr im Rahmen des in Absatz 1
genannten Kontingents muss ein von den zuständigen
Behörden des Ausfuhrlandes ausgestelltes Echtheitszeugnis
beigegeben werden, durch das der Ursprung in dem betref-
fenden Land bescheinigt wird und das der Definition des
Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 bzw. des
Anhangs III der in Absatz 3 genannten Interimsabkommen
entspricht.

Artikel 2

Für die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Mengen sind bei der
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr Einfuhrli-
zenzen vorzulegen, die gemäß folgenden Bedingungen erteilt
werden:

a) In Feld 8 des Lizenzantrags und der Lizenz ist das
Ursprungsland bzw. -zollgebiet anzugeben. Die Lizenz
verpflichtet zur Einfuhr aus dem angegebenen Land oder
Zollgebiet.

b) Der Lizenzantrag und die Lizenz enthalten in Feld 20 eine
der nachstehenden Angaben:

— «Baby beef» [Reglamento (CE) no 5/2003]

— »Baby beef« (forordning (EF) nr. 5/2003)

— „Baby beef“ [Verordnung (EG) Nr. 5/2003]

— «Baby beef» [κανονισµóς (EK) αριθ. 5/2003]

— ‘Baby beef’ (Regulation (EC) No 5/2003)

— «Baby beef» [règlement (CE) no 5/2003]

— «Baby beef» [regolamento (CE) n. 5/2003]

— „Baby beef” (Verordening (EG) nr. 5/2003)

— «Baby beef» [Regulamento (CE) n.o 5/2003]

— ”Baby beef” (asetus (EY) N:o 5/2003)

— ”Baby beef” (förordning (EG) nr 5/2003)

c) Das Original des gemäß den Artikeln 3 und 4 ausgestellten
Echtheitszeugnisses und eine Durchschrift werden der
zuständigen Behörde bei der Beantragung der ersten auf
diesem Echtheitszeugnis basierenden Einfuhrlizenz vorge-
legt.

Das Original des Echtheitszeugnisses verbleibt bei der
genannten Behörde.

d) Ein Echtheitszeugnis darf im Rahmen der Menge, für die es
ausgestellt ist, für mehrere Einfuhrlizenzen verwendet
werden. In diesem Fall vermerkt die zuständige Behörde die
Teilmengen in dem Echtheitszeugnis.

e) Die zuständige Behörde erteilt die Einfuhrlizenz erst,
nachdem sie sich vergewissert hat, dass alle Angaben in dem
Echtheitszeugnis mit den Angaben übereinstimmen, die von
der Kommission im Rahmen der einschlägigen Wochenmit-
teilungen gemacht werden. Die Lizenz wird dann unverzüg-
lich erteilt.

Artikel 3

(1) Die Echtheitszeugnisse gemäß Artikel 2 werden nach
dem Muster in Anhang I, II, III IV bzw. V als Original mit zwei
Durchschriften ausgestellt und in einer der Amtssprachen der
Europäischen Gemeinschaft gedruckt und ausgefüllt. Das
Zeugnis kann auch in der Amtssprache oder einer der Amts-
sprachen des Ausfuhrlandes oder -zollgebiets gedruckt und
ausgefüllt werden.
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Die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem die
Einfuhrlizenz beantragt wird, können die Übersetzung der
Zeugnisse verlangen.

(2) Original und Durchschriften des Zeugnisses müssen
maschinenschriftlich oder handschriftlich in schwarzer Tinte
und in Druckbuchstaben ausgefüllt werden.

(3) Die Vordrucke sind 210 x 297 mm groß. Das zu
verwendende Papier wiegt mindestens 40 g/m2. Das Papier des
Originals ist weiß, das der ersten Durchschrift rosa und das der
zweiten Durchschrift gelb.

(4) Jedes Echtheitszeugnis ist durch eine laufende Nummer,
gefolgt von dem Namen des Ausgabelandes oder -zollgebiets,
zu kennzeichnen.

Die Durchschriften tragen dieselbe laufende Nummer und dens-
elben Namen wie das Original.

(5) Ein Echtheitszeugnis ist nur gültig, wenn es von einer in
der Liste in Anhang VI aufgeführten Ausgabestelle ordnungs-
gemäß abgezeichnet wurde.

(6) Ein Echtheitszeugnis gilt nur dann als ordnungsgemäß
abgezeichnet, wenn es den Ort und das Datum der Ausgabe
sowie den Stempel der Ausgabestelle und die Unterschrift der
zeichnungsberechtigten Person oder Personen trägt.

Artikel 4

(1) Eine Ausgabestelle darf nur in die Liste in Anhang VI
eingetragen werden, wenn sie

a) als solche durch das Ausfuhrland oder -zollgebiet anerkannt
ist;

b) sich verpflichtet, die Angaben in den Echtheitszeugnissen zu
überprüfen;

c) sich verpflichtet, der Kommission mindestens einmal
wöchentlich alle für die Überprüfung der Angaben der Echt-
heitszeugnisse zweckdienlichen Informationen mitzuteilen,

insbesondere Zeugnisnummer, Ausführer, Empfänger,
Bestimmungsland, Erzeugnis (Lebendtier/Fleisch), Eigenge-
wicht sowie Datum der Unterschrift.

(2) Die Liste in Anhang VI kann von der Kommission
geändert werden, wenn die Bedingung nach Absatz 1 Buch-
stabe a) nicht mehr erfüllt ist, eine Ausgabestelle eine oder
mehrere der von ihr eingegangenen Verpflichtungen nicht
erfüllt oder wenn eine neue Ausgabestelle bezeichnet wird.

Artikel 5

Die Echtheitszeugnisse und die Einfuhrlizenzen gelten drei
Monate, vom Tag ihrer Erteilung an gerechnet. Ihre Gültigkeits-
dauer endet jedoch spätestens am 31. Dezember 2003.

Artikel 6

Die Behörden des betreffenden Ausfuhrlands oder -zollgebiets
übermitteln der Kommission die Muster der Abdrucke der von
ihren Ausgabestellen verwendeten Stempel sowie die Namen
und Unterschriften der Personen, die zur Unterzeichnung der
Echtheitszeugnisse ermächtigt sind. Die Kommission teilt diese
Angaben den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten mit.

Artikel 7

Sofern die vorliegende Verordnung nichts anderes bestimmt,
finden die Verordnungen (EG) Nr. 1291/2000 und (EG) Nr.
1445/95 auf die Einfuhren im Rahmen der Kontingente gemäß
Artikel 1 Anwendung.

Artikel 8

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt ab 1. Januar 2003.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. Dezember 2002

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG I
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ANHANG II
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ANHANG III
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ANHANG IV
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ANHANG V
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ANHANG VI

Ausgabestellen:

— Republik Kroatien: „Euroinspekt“, Zagreb, Kroatien

— Bosnien und Herzegowina:

— ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien:

— Bundesrepublik Jugoslawien (1): „YU Institute for Meat Hygiene and Technology“, Kacanskog 13, Belgrad, Jugoslawien

— Bundesrepublik Jugoslawien — Provinz Kosovo:
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VERORDNUNG (EG) Nr. 6/2003 DER KOMMISSION
vom 30. Dezember 2002

über die Verbreitung der Statistik des Güterkraftverkehrs

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1172/98 des Rates vom
25. Mai 1998 über die statistische Erfassung des Güterkraftver-
kehrs (1), insbesondere auf die Artikel 6 und 9,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in der Verordnung (EG) Nr. 1172/98 aufgeführten
statistischen Daten zum Güterkraftverkehr sollten so
weit wie möglich ausgewertet werden, wobei jedoch der
vertrauliche Charakter der Einzeldatensätze zu berück-
sichtigen ist.

(2) Die verbreiteten Daten müssen eine akzeptable Qualität
aufweisen und die vorhandenen statistischen Reihen
müssen gepflegt werden.

(3) Einige Daten sind den Mitgliedstaaten zur Verfügung zu
stellen, damit der Erfassungsbereich der statistischen
Daten über den innerstaatlichen Güterkraftverkehr erwei-
tert werden kann.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für das
Statistische Programm —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die von den Mitgliedstaaten gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1172/98 an die Kommission (Eurostat) übermittelten Einzelda-
tensätze werden zur Erstellung statistischer Tabellen verwendet,
die aggregierte, durch Aufaddierung der zugrunde liegenden

Daten ermittelte Werte enthalten. Die Kommission (Eurostat)
verbreitet die daraus resultierenden statistischen Tabellen nach
Maßgabe der Artikel 2 und 3.

Artikel 2

Die statistischen Tabellen, deren Verbreitung zulässig ist, sind
im Anhang aufgelistet.

Artikel 3

(1) Die Verbreitung von Tabellen an andere Datennutzer als
die nationalen Behörden der Mitgliedstaaten ist nur gestattet,
wenn dem Wert der einzelnen Tabellenfelder je nach der darge-
stellten Variablen mindestens 10 Fahrzeugdatensätze zugrunde
liegen. Liegen dem Wert eines Tabellenfeldes weniger als 10
Fahrzeugdatensätze zugrunde, so ist er mit den Werten anderer
Tabellenfelder zu aggregieren oder durch eine geeignete
Markierung zu ersetzen. Die in Punkt A des Anhangs
genannten Tabellen können von dieser Bestimmung ausgen-
ommen werden.

(2) Tabellen, die aggregierte Werte enthalten, denen weniger
als 10 Fahrzeugdatensätze zugrunde liegen, können den natio-
nalen Behörden, die in den Mitgliedstaaten für die Verkehrssta-
tistik der Gemeinschaft zuständig sind, unter der Bedingung
übermittelt werden, dass die nationalen Behörden bei der
etwaigen Übermittlung von Tabellen an andere Datennutzer die
Bestimmung in Absatz 1 anwenden.

Artikel 4

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 30. Dezember 2002

Für die Kommission
Pedro SOLBES MIRA

Mitglied der Kommission
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Tabelle Bezeichnung
Anmerkung 1 Bezugszeitraum Einheiten

Anmerkung 2 Anmerkungen

ANHANG

LISTE DER TABELLEN, DEREN VERÖFFENTLICHUNG ZULÄSSIG IST

A. Kontinuität bestehender Tabellen

Zur Gewährleistung der Kontinuität können die bestehenden Tabellen von der Kommission (Eurostat) veröffentlicht
werden.

B. Haupttabellen

Die folgenden Tabellen sowie Untergruppen können verbreitet werden.

B1 Zusammengefasste Verkehrstätigkeit nach der Art des Einsatzes und
der Verkehrsart

Jahr, Quartal 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer
Fahrzeugkilometer

Anmerkung 3
Anmerkung 4

B2 Verkehr nach Art des Einsatzes Jahr, Quartal 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

Anmerkung 3

B3 Verkehr nach Güterarten Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

B4.1 Grenzuberschreitender Verkehr nach Be- und Entladeland (Gesamt-
wert für Meldeländer)

Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

B4.2 Wie Tabelle B4.1, jedoch zusätzlich nach Güterarten untergliedert Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

B4.3 Grenzüberschreitender Verkehr nach Be- und Entladeland (unterglie-
dert nach Meldeländern)

Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

B4.4 Wie Tabelle B4.3, jedoch zusätzlich nach Güterarten untergliedert Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer

B5.1 Verkehr nach der Beladeregion Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer
Bewegungen

B5.2 Verkehr nach der Entladeregion Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer
Bewegungen

B6.1 Verkehr nach Entfernungsabschnitten Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B6.2 Wie Tabelle B6.1, jedoch zusätzlich nach Güterarten untergliedert Jahr 1 000 t
Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B7 Verkehr nach der Radachsenkonfiguration Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B8 Verkehr nach Fahrzeugalter Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen
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Tabelle Bezeichnung
Anmerkung 1 Bezugszeitraum Einheiten

Anmerkung 2 Anmerkungen

B9 Verkehr nach dem zulässigen Gesamtgewicht des Fahrzeugs Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B10 Verkehr nach der Nutzlast des Fahrzeugs Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B11 Verkehr nach NACE-Wirtschaftszweigen Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B12 Fahrzeugbewegungen, beladen und leer Jahr Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B13.1 Fahrzeugbewegungen im Transitverkehr nach Transitländern, Last-
fahrt/Leerfahrt und zulässigem Gesamtgewicht (Gesamtwert für alle
Meldeländer)

Jahr, Quartal 1 000 t
Bewegungen

B13.2 Fahrzeugbewegungen im Transitverkehr nach Transitländern (unter-
gliedert nach Meldeländern)

Jahr 1 000 t
Bewegungen

B14 Beförderung gefährlicher Güter nach der Art des Gefahrgutes Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

B15 Verkehr nach Form der Ladung Jahr Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer
Bewegungen

Anmerkung 1 Sofern nichts anderes angegeben ist, sind die Tabellen nach Meldeländern untergliedert.

Anmerkung 2 Folgende Werte werden für alle Tabellen intern berechnet:

Miles de t
Mio. Tonnenkilometer
Mio. Fahrzeugkilometer (beladen, leer)
Bewegungen (beladen, leer)
Anzahl der für die Berechnung des Tabellenfeldes herangezogenen Fahrzeugdatensätze.

In dieser Spalte sind die Werte angegeben, die den Datennutzern in der Regel geliefert werden. Auf Wunsch der Datennutzer können andere Werte und
Einheiten verbreitet werden.

Je nach dem Nutzerbedarf können den Tabellen die Fahrt betreffende Variablen zugrunde liegen (Angaben aus den Datensätzen A2) oder die Güter
betreffende Variablen (Angaben aus den Datensätzen A3) (siehe Verordnung (EG) Nr. 1172/98). Bewegungen würden daher entweder als Anzahl der
Fahrten oder als Anzahl der Beförderungsvorgänge bezeichnet. Transitbewegungen würden als solche bezeichnet.

Anmerkung 3 Untergliedert wird nach folgenden Einsatzarten:

— Fahrt im innerstaatlichen Verkehr: Be- und Entladeort im Meldeland
— Fahr im grenzüberschreitenden Verkehr: Be- oder Entladeort oder beide außerhalb des Meldelandes (= Summe der vier nachstehend aufgeführten

Kategorien)

davon

— ausgehender Verkehr (Güter werden im Meldeland verladen): die Fahrt beginnt im Meldeland und endet
anderswo

— eingehender Verkehr (Güter werden im Meldeland abgeladen): die Fahrt beginnt anderswo und endet im
Meldeland

— Dreiländerverkehr: Fahrt zwischen zwei Ländern, die nicht das Meldeland sind
— Kabotage: Fahrt zwischen Orten innerhalb eines Landes, das nicht das Meldeland ist

Anmerkung 4 Der Aufbau dieser Tabelle ist in Abschnitt E des Anhangs dargestellt.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 4.1.2003L 1/48

Bezeichnung Bezugszeitraum Einheiten

Bezeichnung Bezugszeitraum Aggregationsebenen Einheiten (1)

C. Tabellen über Kabotage

Um Informationen über Kabotage bereitzustellen, die den gemäß der Verordnung (EG) Nr. 3118/93 des Rates (1)
erhobenen Daten entsprechen, können die folgenden Tabellen sowie Untergruppen von ihnen verbreitet werden:

C1 Kabotage durch Güterkraftverkehrsunternehmen aus den einzelnen Meldeländern, nach
Meldeländern

Jahr Tonnenkilometer

C2 Kabotage durch Güterkraftverkehrsunternehmen aus allen Meldeländern zusammen, nach
dem Land, in dem die Kabotage erbracht wird

Jahr Tonnenkilometer

C3 Kabotage nach Meldeländern und nach Ländern, in denen die Kabotage erbracht wird Jahr Tonnenkilometer

D. Tabellen für die nationalen Behörden der Mitgliedstaaten

Um die nationalen Behörden von Mitgliedstaaten, die nicht Meldeland sind, in die Lage zu versetzen, vollständige
Statistiken über den Güterkraftverkehr in ihrem Hoheitsgebiet zu erstellen, können die folgenden aggregierten Dateien
an die nationalen Behörden übermittelt werden:

D1 Beförderungsvorgänge auf natio-
naler Ebene (Lastfahrten)

Jahr — Meldeland
— Beladeland
— Entladeland
— Art der Güter

Tonnen
Tonnenkilometer
Fahrzeugkilometer
Bewegungen
Anzahl der Fahrzeugdatensätze

D2 Beförderungsvorgänge auf natio-
naler Ebene (Leerfahrten)

Jahr — Meldeland
— Ausgangsland
— Zielland

Fahrzeugkilometer
Bewegungen
Anzahl der Fahrzeugdatensätze

D3 Beförderungsvorgänge auf regio-
naler Ebene (Lastfahrten)

Jahr — Meldeland
— Ausgangsregion
— Zielregion

Tonnen
Tonnenkilometer
Fahrzeugkilometer
Bewegungen
Anzahl der Fahrzeugdatensätze

D4 Beförderungsvorgänge auf regio-
naler Ebene (Leerfahrten)

Jahr — Meldeland
— Ausgangsregion
— Zielregion

Fahrzeugkilometer
Bewegungen
Anzahl der Fahrzeugdatensätze

D5 Transitverkehr (Lastfahrten und
Leerfahrten)

Jahr — Transitland
— Meldeland
— Lastfahrt/Leerfahrt

Tonnen
Bewegungen
Anzahl der Fahrzeugdatensätze

(1) Die Bewegungen können sich entweder auf die Anzahl der Fahrten oder auf die Anzahl der Beförderungsvorgänge beziehen.

Je nach dem Nutzerbedarf können die in den Tabellen für die nationalen Behörden aufgeführten Ebenen und Einheiten
vorbehaltlich der Zustimmung der Mitgliedstaaten zusätzliche Variablen umfassen, die bei der Erfassung von Daten gemäß
der Verordnung (EG) Nr. 1172/98 berücksichtigt werden.

(1) ABl. L 279 vom 12.11.1993, S. 1.
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E. Zusammengefasste Verkehrstätigkeit nach der Art des Einsatzes und der Verkehrsart



VERORDNUNG (EG) Nr. 7/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und Milcherzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates
vom 17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 509/2002 der Kommission (2), insbeson-
dere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
kann der Unterschied zwischen den Preisen der in
Artikel 1 der genannten Verordnung aufgeführten
Erzeugnisse im internationalen Handel und den Preisen
dieser Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat-
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, ohne dass die
Grenzen überschritten werden, die sich aus den gemäß
Artikel 300 des Vertrags geschlossenen Abkommen
ergeben.

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 müssen die
Erstattungen für die in Artikel 1 derselben Verordnung
genannten Erzeugnisse, die in unverändertem Zustand
ausgeführt werden, unter Berücksichtigung folgender
Faktoren festgesetzt werden:

— der Lage und voraussichtlichen Entwicklung der
Preise für Milch und Milcherzeugnisse und der
verfügbaren Mengen auf dem Markt der Gemein-
schaft sowie der Preise für Milch und Milcherzeug-
nisse im internationalen Handel,

— der Vermarktungskosten und der günstigsten Kosten
für den Transport von Märkten der Gemeinschaft zu
den Ausfuhrhäfen oder sonstigen Ausfuhrorten der
Gemeinschaft sowie der Heranführungskosten zum
Bestimmungsland,

— der Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für
Milch und Milcherzeugnisse, die diesen Märkten eine
ausgeglichene Lage und eine natürliche Entwicklung
bei den Preisen und dem Handel gewährleisten
sollen,

— der sich aus den gemäß Artikel 300 des Vertrags
geschlossenen Abkommen ergebenden
Beschränkungen,

— der Erfordernisse, Störungen auf dem Markt der
Gemeinschaft zu verhindern,

— des wirtschaftlichen Aspekts der beabsichtigten
Ausfuhren.

(3) Gemäß Artikel 31 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 werden die Preise in der Gemeinschaft unter
Berücksichtigung der im Hinblick auf die Ausfuhr

günstigsten tatsächlichen Preise ermittelt. Die Ermittlung
der Preise im internationalen Handel erfolgt insbesondere
unter Berücksichtigung

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der dritten
Länder,

b) der günstigsten Einfuhrpreise in den dritten Bestim-
mungsländern bei der Einfuhr aus dritten Ländern,

c) der in den ausführenden dritten Ländern festgestellten
Erzeugerpreise, gegebenenfalls unter Berücksichtigung
der Subventionen, die von diesen Ländern gewährt
werden,

d) der Angebotspreise frei Grenze der Gemeinschaft.

(4) Gemäß Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1255/1999 können die Lage im internationalen Handel
oder die besonderen Erfordernisse bestimmter Märkte es
notwendig machen, die Erstattung für die in Artikel 1
derselben Verordnung genannten Erzeugnisse je nach
der Bestimmung oder dem Bestimmungsgebiet in unter-
schiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) Artikel 31 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1255/
1999 sieht vor, dass die Liste der Erzeugnisse, für welche
eine Erstattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der
Betrag dieser Erstattung mindestens alle vier Wochen
neu festgesetzt werden. Der Erstattungsbetrag kann
jedoch während eines vier Wochen überschreitenden
Zeitraums unverändert beibehalten werden.

(6) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 174/1999
der Kommission vom 26. Januar 1999 mit besonderen
Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr.
804/68 des Rates im Hinblick auf die Ausfuhrlizenzen
und die Ausfuhrerstattungen im Sektor Milch und
Milcherzeugnisse (3), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2279/2002 (4), entspricht die Erstattung,
die für zugesetzte Saccharose enthaltende Milcherzeug-
nisse gewährt wird, der Summe aus zwei Teilbeträgen,
von denen der eine der Milcherzeugnismenge Rechnung
trägt und durch Multiplizieren des Grundbetrags mit
dem Gehalt des betreffenden Erzeugnisses an Milcher-
zeugnissen berechnet wird. Der zweite Teilbetrag trägt
der zugesetzten Saccharose Rechnung und wird
berechnet durch Multiplizieren des Gehalts des Gesamt-
erzeugnisses an Saccharose mit dem Grundbetrag der
Erstattung, die am Tag der Ausfuhr für die Erzeugnisse
gilt, die genannt sind in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe d)
der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates vom 19.
Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (5), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/
2002 der Kommission (6). Der letztere Teilbetrag wird
jedoch nur berücksichtigt, wenn die zugesetzte Saccha-
rose aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrüben
oder aus in der Gemeinschaft geernteten Zuckerrohr
hergestellt worden ist.
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(7) Die Verordnung (EWG) Nr. 896/84 der Kommission (1),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 222/
88 (2), sieht ergänzende Bestimmungen für die Gewäh-
rung der Erstattungen beim Wechsel des Wirtschafts-
jahres vor. Diese Bestimmungen betreffen die mögliche
unterschiedliche Festsetzung der Erstattungen nach
Maßgabe des Herstellungsdatums der Erzeugnisse.

(8) Zur Berechnung der Erstattung für die
Schmelzkäsesorten ist vorzusehen, dass, wenn Kasein
und/oder Kaseinat zugefügt sind, die betreffende Menge
unberücksichtigt bleibt.

(9) Die Anwendung dieser Modalitäten auf die derzeitige
Lage der Märkte für Milch und Milcherzeugnisse und
insbesondere auf die Preise dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft und im internationalen Handel führt dazu,
die Erstattung für die Erzeugnisse auf die im Anhang
dieser Verordnung genannten Beträge festzusetzen.

(10) Der Verwaltungsausschuss für Milch und Milcherzeug-
nisse hat nicht innerhalb der ihm von seinem Vorsit-
zenden gesetzten Frist Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 31 der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Ausfuhrerstattungen für ausgeführte Erzeugnisse in
unverändertem Zustand werden auf die im Anhang wiedergege-
benen Beträge festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 6. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 3. Januar 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse

0401 10 10 9000 970 EUR/100 kg 2,212
0401 10 90 9000 970 EUR/100 kg 2,212
0401 20 11 9100 970 EUR/100 kg 2,212
0401 20 11 9500 970 EUR/100 kg 3,418
0401 20 19 9100 970 EUR/100 kg 2,212
0401 20 19 9500 970 EUR/100 kg 3,418
0401 20 91 9000 970 EUR/100 kg 4,325
0401 20 99 9000 970 EUR/100 kg 4,325
0401 30 11 9400 970 EUR/100 kg 9,981
0401 30 11 9700 970 EUR/100 kg 14,99
0401 30 19 9700 970 EUR/100 kg 14,99
0401 30 31 9100 L06 EUR/100 kg 36,41
0401 30 31 9400 L06 EUR/100 kg 56,88
0401 30 31 9700 L06 EUR/100 kg 62,73
0401 30 39 9100 L06 EUR/100 kg 36,41
0401 30 39 9400 L06 EUR/100 kg 56,88
0401 30 39 9700 L06 EUR/100 kg 62,73
0401 30 91 9100 L06 EUR/100 kg 71,49
0401 30 91 9500 L06 EUR/100 kg 105,07
0401 30 99 9100 L06 EUR/100 kg 71,49
0401 30 99 9500 L06 EUR/100 kg 105,07
0402 10 11 9000 L06 EUR/100 kg 44,00
0402 10 19 9000 L06 EUR/100 kg 44,00
0402 10 91 9000 L06 EUR/kg 0,4400
0402 10 99 9000 L06 EUR/kg 0,4400
0402 21 11 9200 L06 EUR/100 kg 44,00
0402 21 11 9300 L06 EUR/100 kg 83,62
0402 21 11 9500 L06 EUR/100 kg 87,27
0402 21 11 9900 L06 EUR/100 kg 93,00
0402 21 17 9000 L06 EUR/100 kg 44,00
0402 21 19 9300 L06 EUR/100 kg 83,62
0402 21 19 9500 L06 EUR/100 kg 87,27
0402 21 19 9900 L06 EUR/100 kg 93,00
0402 21 91 9100 L06 EUR/100 kg 93,58
0402 21 91 9200 L06 EUR/100 kg 94,13
0402 21 91 9350 L06 EUR/100 kg 95,10
0402 21 91 9500 L06 EUR/100 kg 102,21
0402 21 99 9100 L06 EUR/100 kg 93,58
0402 21 99 9200 L06 EUR/100 kg 94,13
0402 21 99 9300 L06 EUR/100 kg 95,10
0402 21 99 9400 L06 EUR/100 kg 100,37
0402 21 99 9500 L06 EUR/100 kg 102,21
0402 21 99 9600 L06 EUR/100 kg 109,41
0402 21 99 9700 L06 EUR/100 kg 113,49
0402 21 99 9900 L06 EUR/100 kg 118,21
0402 29 15 9200 L06 EUR/kg 0,4400
0402 29 15 9300 L06 EUR/kg 0,8362
0402 29 15 9500 L06 EUR/kg 0,8727
0402 29 15 9900 L06 EUR/kg 0,9300
0402 29 19 9300 L06 EUR/kg 0,8362
0402 29 19 9500 L06 EUR/kg 0,8727
0402 29 19 9900 L06 EUR/kg 0,9300
0402 29 91 9000 L06 EUR/kg 0,9358
0402 29 99 9100 L06 EUR/kg 0,9358
0402 29 99 9500 L06 EUR/kg 1,0037
0402 91 11 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 19 9370 L06 EUR/100 kg 6,804
0402 91 31 9300 L06 EUR/100 kg 8,058

0402 91 39 9300 L06 EUR/100 kg 8,058
0402 91 99 9000 L06 EUR/100 kg 43,93
0402 99 11 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 19 9350 L06 EUR/kg 0,1734
0402 99 31 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0402 99 31 9300 L06 EUR/kg 0,2629
0402 99 31 9500 L06 EUR/kg 0,4530
0402 99 39 9150 L06 EUR/kg 0,1816
0403 90 11 9000 L06 EUR/100 kg 43,390
0403 90 13 9200 L06 EUR/100 kg 43,39
0403 90 13 9300 L06 EUR/100 kg 82,87
0403 90 13 9500 L06 EUR/100 kg 86,49
0403 90 13 9900 L06 EUR/100 kg 92,17
0403 90 19 9000 L06 EUR/100 kg 92,74
0403 90 33 9400 L06 EUR/kg 0,8287
0403 90 33 9900 L06 EUR/kg 0,9217
0403 90 51 9100 970 EUR/100 kg 2,212
0403 90 59 9170 970 EUR/100 kg 14,99
0403 90 59 9310 L06 EUR/100 kg 36,41
0403 90 59 9340 L06 EUR/100 kg 53,28
0403 90 59 9370 L06 EUR/100 kg 53,28
0403 90 59 9510 L06 EUR/100 kg 53,28
0404 90 21 9120 L06 EUR/100 kg 37,53
0404 90 21 9160 L06 EUR/100 kg 44,00
0404 90 23 9120 L06 EUR/100 kg 44,00
0404 90 23 9130 L06 EUR/100 kg 83,62
0404 90 23 9140 L06 EUR/100 kg 87,27
0404 90 23 9150 L06 EUR/100 kg 93,00
0404 90 29 9110 L06 EUR/100 kg 93,58
0404 90 29 9115 L06 EUR/100 kg 94,13
0404 90 29 9125 L06 EUR/100 kg 95,10
0404 90 29 9140 L06 EUR/100 kg 102,21
0404 90 81 9100 L06 EUR/kg 0,4400
0404 90 83 9110 L06 EUR/kg 0,4400
0404 90 83 9130 L06 EUR/kg 0,8362
0404 90 83 9150 L06 EUR/kg 0,8727
0404 90 83 9170 L06 EUR/kg 0,9300
0404 90 83 9936 L06 EUR/kg 0,1734
0405 10 11 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 11 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 19 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 19 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9100 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 30 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 30 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9300 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 50 9500 L05 EUR/100 kg 180,49
0405 10 50 9700 L05 EUR/100 kg 185,00
0405 10 90 9000 L05 EUR/100 kg 191,78
0405 20 90 9500 L05 EUR/100 kg 169,22
0405 20 90 9700 L05 EUR/100 kg 175,98
0405 90 10 9000 L05 EUR/100 kg 235,07
0405 90 90 9000 L05 EUR/100 kg 185,00
0406 10 20 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9230 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 39,41
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 39,41
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 10 20 9290 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 36,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,66

0406 10 20 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 16,09
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 16,09

0406 10 20 9610 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 53,46
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 53,46

0406 10 20 9620 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 54,22
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 54,22

0406 10 20 9630 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 60,52
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 60,52

0406 10 20 9640 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,94
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 88,94

0406 10 20 9650 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 74,11
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 74,11

0406 10 20 9660 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9830 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 27,49
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 27,49

0406 10 20 9850 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 33,33
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 33,33

0406 10 20 9870 A00 EUR/100 kg —
0406 10 20 9900 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 20 90 9913 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 61,46
400 EUR/100 kg 17,96
A01 EUR/100 kg 61,46

0406 20 90 9915 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 81,13
400 EUR/100 kg 23,93
A01 EUR/100 kg 81,13

0406 20 90 9917 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,20
400 EUR/100 kg 25,44
A01 EUR/100 kg 86,20

0406 20 90 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,33
400 EUR/100 kg 28,38
A01 EUR/100 kg 96,33

0406 20 90 9990 A00 EUR/100 kg —
0406 30 31 9710 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9730 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9910 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 8,10
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 15,17

0406 30 31 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 31 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 11,87
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 22,26

0406 30 39 9700 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 17,26
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 32,38

0406 30 39 9950 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 19,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 36,60

0406 30 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 20,48
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 38,40

0406 40 50 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 94,14

0406 40 90 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,66
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 96,66

0406 90 13 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 15 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 17 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 109,84
400 EUR/100 kg 35,25
A01 EUR/100 kg 125,77

0406 90 21 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,63
400 EUR/100 kg 25,29
A01 EUR/100 kg 122,94

0406 90 23 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 25 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 93,89
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 107,52
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 27 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 85,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 97,38

0406 90 31 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9119 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,15
400 EUR/100 kg 14,50
A01 EUR/100 kg 89,64

0406 90 33 9919 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 71,43
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,21

0406 90 33 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 72,14
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 82,27

0406 90 35 9190 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 34,88
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 35 9990 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 110,56
400 EUR/100 kg 22,80
A01 EUR/100 kg 127,15

0406 90 37 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 106,29
400 EUR/100 kg 34,20
A01 EUR/100 kg 121,71

0406 90 61 9000 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 117,14
400 EUR/100 kg 32,46
A01 EUR/100 kg 135,59

0406 90 63 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 116,53
400 EUR/100 kg 36,31
A01 EUR/100 kg 134,46

0406 90 63 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 69 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 69 9910 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 112,03
400 EUR/100 kg 27,77
A01 EUR/100 kg 129,88

0406 90 73 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,56
400 EUR/100 kg 29,89
A01 EUR/100 kg 111,82

0406 90 75 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 12,61
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 76 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 88,57
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 101,43

0406 90 76 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 76 9500 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 94,38
400 EUR/100 kg 13,13
A01 EUR/100 kg 107,15

0406 90 78 9100 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,53
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 106,96

0406 90 78 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,04
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 110,84

0406 90 78 9500 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 96,13
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 109,15

0406 90 79 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 78,47
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 90,23

0406 90 81 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 99,20
400 EUR/100 kg 27,02
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 85 9930 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 33,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 85 9970 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 98,22
400 EUR/100 kg 29,46
A01 EUR/100 kg 113,03

0406 90 85 9999 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 86 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 90,13
400 EUR/100 kg 17,68
A01 EUR/100 kg 106,94

0406 90 86 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 91,43
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 108,06

0406 90 86 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,13
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 113,61

0406 90 86 9900 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 107,14
400 EUR/100 kg 25,67
A01 EUR/100 kg 123,32

0406 90 87 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 87 9200 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 75,11
400 EUR/100 kg 15,81
A01 EUR/100 kg 89,10

0406 90 87 9300 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 83,95
400 EUR/100 kg 17,85
A01 EUR/100 kg 99,25

0406 90 87 9400 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 86,15
400 EUR/100 kg 19,55
A01 EUR/100 kg 100,75

0406 90 87 9951 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 27,03
A01 EUR/100 kg 111,58
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Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der
ErstattungenErzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der

Erstattungen

0406 90 87 9971 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 97,43
400 EUR/100 kg 21,93
A01 EUR/100 kg 111,58

0406 90 87 9972 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 41,51
400 EUR/100 kg —
A01 EUR/100 kg 47,73

0406 90 87 9973 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 95,66
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 109,55

0406 90 87 9974 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 103,82

400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 118,38

0406 90 87 9975 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 105,90
400 EUR/100 kg 20,40
A01 EUR/100 kg 119,70

0406 90 87 9979 L03 EUR/100 kg —
L04 EUR/100 kg 94,51
400 EUR/100 kg 15,39
A01 EUR/100 kg 108,69

0406 90 88 9100 A00 EUR/100 kg —
0406 90 88 9300 L03 EUR/100 kg —

L04 EUR/100 kg 74,16
400 EUR/100 kg 19,38
A01 EUR/100 kg 87,34

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366
vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission (ABl. L 273 vom 16.10.2001,
S. 6) festgelegt.

Die übrigen Bestimmungsländer/-gebiete sind wie folgt definiert:
L03 Ceuta, Melilla, Island, Norwegen, Schweiz, Liechtenstein, Andorra, Gibraltar, Vatikanstadt, Malta, Türkei, Estland, Lettland, Litauen, Polen,

Tschechische Republik, Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Kanada, Zypern, Australien und Neuseeland.
L04 Albanien, Slowenien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Jugoslawien und die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedonien,
L05 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Polen, Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
L06 alle Bestimmungen mit Ausnahme von Estland, Lettland, Litauen, Ungarn und den Vereinigten Staaten von Amerika.
Der Code „970“ umfasst die Ausfuhren gemäß Artikel 36 Absatz 1 Buchstaben a) und c) und Artikel 44 Absatz 1 Buchstaben a) und b) der
Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Komission (ABl. L 102 vom 17.4.1999, S. 11) sowie Ausfuhren aufgrund von Verträgen mit Streitkräften, die
auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats stationiert sind, aber nicht dessen Flagge führen.



VERORDNUNG (EG) Nr. 8/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates vom
30. Juni 1992 über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr.
1666/2000 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1249/96 der Kommission
vom 28. Juni 1996 mit Durchführungsbestimmungen zur
Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des Rates
hinsichtlich der im Sektor Getreide geltenden Zölle (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 597/2002 (4), insbe-
sondere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die im Sektor Getreide geltenden Zölle sind festgesetzt
in der Verordnung (EG) Nr. 2392/2002 der Kommis-
sion (5).

(2) Weicht der berechnete Durchschnitt der Zölle während
ihres Anwendungszeitraums um 5 EUR/t oder mehr
vom festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemäß Artikel
2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 entspre-

chend angepasst. Da dies der Fall ist, sind die mit der
Verordnung (EG) Nr. 2392/2002 festgesetzten Zölle
anzupassen.

(3) Mit Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 2378/2002 wird
von der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 mit Durchführ-
ungsbestimmungen zur Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
des Rates hinsichtlich der Einfuhrzölle im Getreidesektor
abgewichen. Infolgedessen müssen die Anhänge der
Verordnung (EG) Nr. 2392/2002 geändert werden, um
die Zölle anzugeben, die anwendbar sind, wenn die
Einfuhr nicht im Rahmen von Zollkontingenten
erfolgt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhänge I und II der Verordnung (EG) Nr. 2392/2002
werden durch die Anhänge I und II zur vorliegenden Verord-
nung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 geltenden Zölle

KN-Code Warenbezeichnung Einfuhrzoll (1)
(EUR/t)

1001 10 00 Hartweizen hoher Qualität 0,00

mittlerer Qualität 0,00

niederer Qualität 0,00

1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 0,00

1001 90 99 Weichweizen hoher Qualität, anderer als zur Aussaat (2) 0,00

mittlerer Qualität (3) 95,00

niederer Qualität (3) 95,00

1002 00 00 Roggen 40,60

1003 00 10 Gerste, zur Aussaat 40,60

1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (4) 93,00

1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 31,86

1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (5) 31,86

1007 00 90 Körner-Sorghum, zur Aussaat, anderer als Hybrid-Körner-Sorghum 40,60

(1) Für Ware, die über den Atlantik oder durch den Suez-Kanal nach der Gemeinschaft geliefert wird (siehe Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96), kann der
Zoll ermäßigt werden um
— 3 EUR/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 EUR/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Königreich, in Dänemark, Schweden, Finnland oder an der Atlantikküste der Iberischen Halbinsel entladen

wird.
(2) Der Zoll wird pauschal um 14 EUR/t ermäßigt.
(3) Im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 2375/2002 eröffneten Kontingents kann ein Einfuhrzoll von 12 EUR/t angewendet werden.
(4) Im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 2377/2002 eröffneten Kontingents für Braugerste kann ein Einfuhrzoll von 8 EUR/t oder im Rahmen des mit der

Verordnung (EG) Nr. 2376/2002 eröffneten Kontingents für Gerste ein Einfuhrzoll von 16 EUR/t angewendet werden.
(5) Der Zoll kann pauschal um 24 EUR/t ermäßigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96 erfüllt sind.
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ANHANG II

Berechnungsbestandteile

(Zeitraum vom 30. Dezember 2002 bis 2. Januar 2003)

1. Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Börsennotierung Minneapolis Chicago Minneapolis Minneapolis Minneapolis Minneapolis

Erzeugnis (% Eiweiß, 12 % Feuchtigkeit) HRS2. 14 % YC3 HAD2 mittlere
Qualität (*)

niedere
Qualität (**)

US barley 2

Notierung (EUR/t) 142,90 92,03 216,02 (***) 206,02 (***) 186,02 (***) 114,82 (***)

Golf-Prämie (EUR/t) 38,14 13,95 — — — —

Prämie/Große Seen (EUR/t) — — — — — —

(*) Negative Prämie von 10 EUR/t (Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96).
(**) Negative Prämie von 30 EUR/t (Artikel 3 der Verordnung (EG) Nr. 2378/2002).
(***) Fob Gulf.

2. Fracht/Kosten: Golf von Mexiko-Rotterdam: 14,69 EUR/t. Große Seen-Rotterdam: 23,61 EUR/t.

3. Zuschüsse gemäß Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1249/96: 0,00 EUR/t (HRW2)
0,00 EUR/t (SRW2).



VERORDNUNG (EG) Nr. 9/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der Kommission
vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen für die
Einfuhr von Melasse im Zuckersektor und zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 785/68 (3), insbesondere auf Artikel 1
Absatz 2 und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission (4) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

(2) Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen Gren-
zübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muss auf der Grund-
lage der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem
Weltmarkt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe
der etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Stand-
ardqualität berichtigten Notierungen oder Preise dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

(3) Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

(4) Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn
die Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität
ist oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für

den Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem
sind Angebotspreise auszuschließen, die als für die
tatsächliche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

(5) Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

(6) Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

(7) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unter-
schied, so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzu-
setzen. Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5
der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle
besondere Beträge festzusetzen.

(8) Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
dass die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 werden entsprechend dem Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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ANHANG

der Verordnung der Kommission vom 3. Januar 2003 zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der
zusätzlichen Zölle der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor

(in EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß

Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr.
1422/95 anzuwendender Betrag (2)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (1) 8,09 — 0,12

1703 90 00 (1) 10,53 — 0

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des Gemein-

samen Zolltarifs.



VERORDNUNG (EG) Nr. 10/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5
Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001
kann der Unterschied zwischen den Notierungen oder
Preisen auf dem Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1
Buchstabe a) der angeführten Verordnung genannten
Erzeugnisse und den Preisen dieser Erzeugnisse in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sind die
Erstattungen für den nicht denaturierten und in unver-
ändertem Zustand ausgeführten Weißzucker und
Rohzucker unter Berücksichtigung der Lage auf dem
Markt der Gemeinschaft und auf dem Weltzuckermarkt
und insbesondere der in Artikel 28 der angeführten
Verordnung genannten Preise und Kostenelemente fest-
zusetzen. Nach demselben Artikel sind zugleich die wirt-
schaftlichen Aspekte der beabsichtigten Ausfuhr zu
berücksichtigen.

(3) Für Rohzucker ist die Erstattung für die Standardqualität
festzusetzen. Diese ist in Anhang I Punkt 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1260/2001 festgelegt worden. Diese
Erstattung ist im Übrigen gemäß Artikel 28 Absatz 4 der
Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 festzusetzen. Kandis-
zucker wurde in der Verordnung (EG) Nr. 2135/95 der
Kommission vom 7. September 1995 mit Durchfüh-
rungsvorschriften für die Gewährung von Ausfuhrerstat-
tungen im Zuckersektor (3) definiert. Die so berechnete
Erstattung muss bei aromatisiertem oder gefärbtem
Zucker für dessen Saccharosegehalt gelten und somit für
1 v. H. dieses Gehalts festgesetzt werden.

(4) Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor-
dernisse bestimmter Märkte können es notwendig
machen, die Erstattung für Zucker nach der Bestimmung
in unterschiedlicher Höhe festzusetzen.

(5) In besonderen Fällen kann der Erstattungsbetrag durch
Rechtsakte anderer Art festgesetzt werden.

(6) Die Erstattung wird alle zwei Wochen festgesetzt. Sie
kann zwischenzeitlich geändert werden.

(7) Die Anwendung dieser Regeln auf die gegenwärtige
Marktlage im Zuckersektor und insbesondere die Notie-
rungen und Preise für Zucker in der Gemeinschaft und
auf dem Weltmarkt führen dazu, die im Anhang angege-
benen Erstattungsbeträge festzusetzen.

(8) Die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 sieht keine
Verlängerung der Regelung über den Lagerkostenaus-
gleich nach dem 1. Juli 2001 vor. Dies sollte daher bei
der Festlegung der Erstattungen berücksichtigt werden,
die gewährt werden, wenn die Ausfuhr nach dem 30.
September 2001 erfolgt.

(9) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem Zustand
der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 genannten und nicht denaturierten Erzeugnisse
werden wie im Anhang angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 3. Januar 2003 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker
und Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Betrag der Erstattung

1701 11 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,80 (1)

1701 11 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,79 (1)

1701 12 90 9100 A00 EUR/100 kg 40,80 (1)

1701 12 90 9910 A00 EUR/100 kg 40,79 (1)

1701 91 00 9000 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4435

1701 99 10 9100 A00 EUR/100 kg 44,35

1701 99 10 9910 A00 EUR/100 kg 44,34

1701 99 10 9950 A00 EUR/100 kg 44,34

1701 99 90 9100 A00 in EUR/1 % Saccharose × 100 kg
Reingewicht

0,4435

(1) Dieser Betrag für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92
v. H. abweicht, wird der anwendbar Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 28 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr.
1260/2001 des Rates errechnet.

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87
der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/-gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2020/2001 der Kommission
(ABl. L 273 vom 16.10.2001, S. 6) festlegegt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 11/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die im Rahmen der
Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchgeführte 20.

Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1260/2001 des Rates
vom 19. Juni 2001 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 680/2002
der Kommission (2), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 der
Kommission vom 23. Juli 2002 betreffend eine
Dauerausschreibung zu der Festsetzung von
Abschöpfungen und/oder Erstattungen bei der Ausfuhr
von Weißzucker für das Wirtschaftsjahr 2002/03 (3)
werden Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses
Zuckers durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1331/2002 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung,
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes, festzusetzen.

(3) Nach Prüfung der Angebote sind für die 20. Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1331/2002 durchge-
führte 20. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Ausfuhrerstattung von höchstens 47,426 EUR/100 kg festge-
setzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 12/2003 DER KOMMISSION
vom 3. Januar 2003

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang
zur Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates
vom 22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2),
insbesondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festge-
stellten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte
Baumwolle festgestellten Weltmarktpreis und dem für
nicht entkörnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis
auf der Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte
Baumwolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festge-
stellte Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2.
August 2001 (3), geändert durch die Verordnung (EG)
Nr. 1486/2002 (4) zur Durchführung der Beihilferege-
lung für Baumwolle festgesetzt worden. Kann der Welt-
marktpreis so nicht ermittelt werden, so wird er anhand
des zuletzt ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist,
unter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und

Notierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen
bestimmt, die als repräsentativ für den tatsächlichen
Markttrend gelten. Zu dieser Bestimmung wird der
Durchschnitt der Angebote und Notierungen herange-
zogen, die an einem oder mehreren repräsentativen
europäischen Börsenplätzen für ein in einem Hafen der
Gemeinschaft cif-geliefertes Erzeugnis aus einem der
Lieferländer festgestellt werden, die als die für den inter-
nationalen Handel am repräsentativsten gelten. Es sind
jedoch Anpassungen dieser Kriterien für die Bestimmung
des Weltmarktpreises für entkörnte Baumwolle vorge-
sehen, um den Differenzen Rechnung zu tragen, die
durch die Qualität des gelieferten Erzeugnisses oder die
Art der Angebote und Notierungen gerechtfertigt sind.
Diese Anpassungen sind in Artikel 3 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der Welt-
marktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nachste-
hender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
25,995 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 4. Januar 2003 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 3. Januar 2003

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft
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RICHTLINIE 2002/91/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 16. Dezember 2002

über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175 Absatz 1,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 6 des Vertrags müssen die Erfordernisse des
Umweltschutzes bei der Festlegung und Durchführung
der Gemeinschaftspolitiken und -maßnahmen einbe-
zogen werden.

(2) Zu den natürlichen Ressourcen, auf deren umsichtige
und rationelle Verwendung in Artikel 174 des Vertrags
Bezug genommen wird, gehören Mineralöl, Erdgas und
feste Brennstoffe, die wichtige Energiequellen darstellen,
aber auch die größten Verursacher von Kohlendioxid-
emissionen sind.

(3) Die Steigerung der Energieeffizienz ist wesentlicher
Bestandteil der politischen Strategien und Maßnahmen,
die zur Erfüllung der im Rahmen des Kyoto-Protokolls
eingegangenen Verpflichtungen erforderlich sind, und
sollte in jedes politische Konzept zur Erfüllung weiterer
Verpflichtungen einbezogen werden.

(4) Die Steuerung der Energienachfrage ist ein wichtiges
Instrument für die Gemeinschaft, um auf den globalen
Energiemarkt und damit auf die mittel- und langfristige
Sicherheit der Energieversorgung Einfluss zu nehmen.

(5) In seinen Schlussfolgerungen vom 30. Mai 2000 und
vom 5. Dezember 2000 billigte der Rat den Aktionsplan
der Kommission zur Verbesserung der Energieeffizienz
und forderte spezifische Maßnahmen für den Gebäu-
debereich.

(6) Der Wohn- und der Tertiärsektor, der zum größten Teil
aus Gebäuden besteht, ist für über 40 % des Endenergie-
verbrauchs in der Gemeinschaft verantwortlich; da dieser
Sektor in Expansion begriffen ist, werden auch sein Ener-
gieverbrauch und somit seine Kohlendioxidemissionen
steigen.

(7) Die Richtlinie 93/76/EWG des Rates vom 13. September
1993 zur Begrenzung der Kohlendioxidemissionen
durch eine effizientere Energienutzung (SAVE) (5), nach

der die Mitgliedstaaten Programme zur Energieeffizienz
für den Gebäudebereich entwickeln und durchführen
und über diese Programme Bericht erstatten sollen, führt
jetzt zu ersten wichtigen Ergebnissen. Ein ergänzendes
Rechtsinstrument ist jedoch erforderlich, um konkretere
Maßnahmen im Hinblick auf das große ungenutzte
Potenzial für Energieeinsparungen und die bedeutenden
Unterschiede zwischen den Erfolgen der Mitgliedstaaten
auf diesem Gebiet festzulegen.

(8) Nach der Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21.
Dezember 1988 zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über
Bauprodukte (6) sind Bauwerke und ihre Heizungs-,
Kühlungs- und Lüftungseinrichtungen derart zu
entwerfen und auszuführen, dass unter Berücksichtigung
der klimatischen Gegebenheiten des Standorts und der
Bedürfnisse der Bewohner der Energieverbrauch bei ihrer
Nutzung gering gehalten wird.

(9) Bei Maßnahmen zur weiteren Verbesserung der Gesamt-
energieeffizienz von Gebäuden sollte den klimatischen
und lokalen Bedingungen sowie dem Innenraumklima
und der Kostenwirksamkeit Rechnung getragen werden.
Sie sollten anderen grundlegenden Anforderungen an
Gebäude, wie beispielsweise Zugänglichkeit, Sicherheit
und beabsichtigter Nutzung des Gebäudes, nicht entge-
genstehen.

(10) Die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden sollte nach
einer Methode berechnet werden, die regional differenz-
iert werden kann und bei der zusätzlich zur Wärmedäm-
mung auch andere Faktoren von wachsender Bedeutung
einbezogen werden, z. B. Heizungssysteme und Klimaan-
lagen, Nutzung erneuerbarer Energieträger und
Konstruktionsart des Gebäudes. Ein gemeinsamer Ansatz
bei diesem Prozess und der Einsatz von qualifiziertem
und/oder zugelassenem Fachpersonal, dessen Unab-
hängigkeit auf der Grundlage objektiver Kriterien zu
gewährleisten ist, werden dazu beitragen, gleiche Bedin-
gungen für die Anstrengungen in den Mitgliedstaaten bei
Energieeinsparungen im Gebäudesektor zu schaffen, und
werden für die künftigen Besitzer oder Nutzer auf dem
europäischen Immobilienmarkt hinsichtlich der Gesamt-
energieeffizienz für Transparenz sorgen.

(11) Die Kommission beabsichtigt eine Weiterentwicklung
von Normen wie EN 832 und prEN 13790, auch unter
Berücksichtigung von Klimaanlagen und Beleuchtung.
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(12) Gebäude haben Auswirkungen auf den langfristigen
Energieverbrauch; daher sollten neue Gebäude
bestimmten Mindestanforderungen an die Gesamtener-
gieeffizienz genügen, die auf die klimatischen
Verhältnisse vor Ort zugeschnitten sind. In diesem
Zusammenhang sollten bewährte Verfahren auf eine
optimale Nutzung der Faktoren ausgerichtet werden, die
zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von Bedeu-
tung sind. Da die Einsatzmöglichkeiten alternativer Ener-
gieversorgungssysteme in der Regel nicht voll
ausgeschöpft werden, sollte die technische, ökologische
und wirtschaftliche Einsetzbarkeit alternativer Energie-
versorgungssysteme geprüft werden; dies kann einmalig
durch den betreffenden Mitgliedstaat anhand einer Studie
erfolgen, die zur Aufstellung einer Liste von Energieein-
sparungsmaßnahmen für durchschnittliche örtliche
Marktbedingungen unter Einhaltung von Kosteneffi-
zienzkriterien führt. Vor Baubeginn können gegebenen-
falls spezifische Studien angefordert werden, wenn die
Maßnahme bzw. die Maßnahmen als durchführbar gilt
bzw. gelten.

(13) Auch größere Renovierungen bestehender Gebäude ab
einer bestimmten Größe sollten als Gelegenheit für
kosteneffektive Maßnahmen zur Verbesserung der
Gesamtenergieeffizienz betrachtet werden. Größere
Renovierungen sind solche, bei denen die Gesamtkosten
der Arbeiten an der Gebäudehülle und/oder den Energie-
einrichtungen wie Heizung, Warmwasserversorgung,
Klimatisierung, Belüftung und Beleuchtung 25 % des
Gebäudewerts, den Wert des Grundstücks — auf dem
das Gebäude errichtet wurde, nicht mitgerechnet —
übersteigen, oder bei denen mehr als 25 % der Gebäu-
dehülle einer Renovierung unterzogen werden.

(14) Die Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz eines beste-
henden Gebäudes setzt zwar nicht unbedingt eine voll-
ständige Renovierung des Gebäudes voraus, sie könnte
sich aber auf die Teile beschränken, die am wichtigsten
für die Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes und kosten-
effizient sind.

(15) Die Anforderungen an die Renovierung bestehender
Gebäude sollten nicht mit der beabsichtigten Nutzung
dieser Gebäude oder deren Qualität oder Charakter
unvereinbar sein. Es sollte möglich sein, bei einer
solchen Renovierung anfallende Zusatzkosten binnen
einer im Verhältnis zur technischen Lebensdauer der
Investition vertretbaren Frist durch verstärkte Energieein-
sparungen zu amortisieren.

(16) Die Erstellung von Energieausweisen kann durch
Programme unterstützt werden, mit denen ein gerechter
Zugang zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz
erleichtert werden soll, oder auf der Grundlage von
Vereinbarungen zwischen Organisationen von Betrof-
fenen und einer von dem jeweiligen Mitgliedstaat
benannten Stelle erfolgen oder von Energiedienstlei-
stungsunternehmen vorgenommen werden, die sich dazu
verpflichten, die ermittelten Investitionen zu tätigen. Die
angenommenen Systeme sollten der Aufsicht und
Kontrolle des Mitgliedstaats unterliegen, der auch den
Einsatz von Anreizsystemen erleichtern sollte. Soweit
möglich, sollte der Energieausweis eine Beschreibung der
tatsächlichen Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes
enthalten; er kann entsprechend überarbeitet werden.

Behördengebäude und Gebäude mit starkem Publikums-
verkehr sollten durch Einbeziehung von Umwelt- und
Energieaspekten ein Vorbild geben, und daher sollten
regelmäßig Energieausweise für sie erstellt werden. Die
Unterrichtung der Öffentlichkeit über die Gesamtenergie-
effizienz sollte durch Anbringung der Energieausweise
an gut sichtbaren Stellen unterstützt werden. Außerdem
dürfte die Angabe der offiziell empfohlenen Raumtempe-
raturen zusammen mit der tatsächlich gemessenen
Temperatur einem ineffizienten Betrieb von Heiz-
systemen, Klima- und Belüftungsanlagen vorbeugen. Dies
sollte dazu beitragen, die Verschwendung von Energie
zu vermeiden und ein angenehmes Raumklima (thermi-
sche Behaglichkeit) im Verhältnis zur jeweiligen Außen-
temperatur zu gewährleisten.

(17) Die Mitgliedstaaten können auch andere, nicht in dieser
Richtlinie vorgesehene Instrumente/Maßnahmen zur
Förderung der Verbesserung der Energieeffizienz
anwenden. Die Mitgliedstaaten sollten gutes Energiema-
nagement unter Berücksichtigung der Intensität der
Gebäudenutzung fördern.

(18) In den letzten Jahren ist eine zunehmende Verwendung
von Klimaanlagen in den südlichen Ländern Europas zu
verzeichnen. Dies führt zu großen Problemen bei den
Spitzenlastzeiten in den Ländern mit der Folge, dass die
Stromkosten steigen und die Energiebilanz dieser Länder
beeinträchtigt wird. Vorrang sollte Strategien eingeräumt
werden, die zur Verbesserung des thermischen Verhal-
tens der Gebäude in der Sommerperiode beitragen.
Weiterzuentwickeln sind hierzu die Techniken der
passiven Kühlung und insbesondere jene Techniken, die
zur Verbesserung der Qualität des Raumklimas sowie
zur Verbesserung des Mikroklimas in der Umgebung von
Gebäuden beitragen.

(19) Die regelmäßige Wartung von Heizungskesseln und
Klimaanlagen durch qualifiziertes Personal trägt zu
einem korrekten Betrieb gemäß der Produktspezifikation
bei und gewährleistet damit eine optimale Leistung aus
ökologischer, sicherheitstechnischer und energetischer
Sicht. Eine unabhängige Prüfung der gesamten Hei-
zungsanlage ist angebracht, wenn eine Erneuerung auf
Grundlage der Kosteneffizienz in Betracht kommt.

(20) Die Umlegung der Kosten für Heizung, Klimatisierung
und Warmwasser entsprechend dem tatsächlichen
Verbrauch auf die Nutzer der Gebäude könnte zur
Einsparung von Energie im Wohnungsbereich beitragen.
Die Nutzer sollten den Eigenverbrauch an Heizung und
Warmwasser selbst regeln können, soweit diese
Maßnahmen kosteneffizient sind.

(21) Gemäß dem Subsidiaritätsprinzip und dem Grundsatz
der Verhältnismäßigkeit im Sinne von Artikel 5 des
Vertrags sollten auf Gemeinschaftsebene allgemeine
Grundsätze für ein System von Anforderungen und
Zielen für Gesamtenergieeffizienz festgelegt werden; die
detaillierte Umsetzung sollte jedoch den Mitgliedstaaten
überlassen bleiben, um jedem Mitgliedstaat die Möglich-
keit zu geben, entsprechend seiner jeweiligen Situation
das optimale System zu wählen. Diese Richtlinie
beschränkt sich auf die zur Erreichung dieser Ziele erfor-
derlichen Mindestvorschriften und geht nicht über das
dazu erforderliche Maß hinaus.
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(22) Es sollten entsprechende Vorkehrungen getroffen
werden, damit die Berechnungsmethode rasch angepasst
werden kann und die Mitgliedstaaten die Mindestanfor-
derungen an die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
regelmäßig im Hinblick auf den technischen Fortschritt,
unter anderem in Bezug auf die Dämmeigenschaften
(oder Qualität) der Baumaterialien, und künftige
Entwicklungen der Normung überprüfen können.

(23) Die Maßnahmen, die zur Umsetzung dieser Richtlinie
erforderlich sind, sollten gemäß dem Beschluss 1999/
468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der
Modalitäten für die Ausübung der der Kommission über-
tragenen Durchführungsbefugnisse (1) erlassen werden —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziel

Ziel dieser Richtlinie ist es, die Verbesserung der Gesamtener-
gieeffizienz von Gebäuden in der Gemeinschaft unter Berück-
sichtigung der jeweiligen äußeren klimatischen und lokalen
Bedingungen sowie der Anforderungen an das Innenraumklima
und der Kostenwirksamkeit zu unterstützen.

Diese Richtlinie enthält Anforderungen hinsichtlich

a) des allgemeinen Rahmens für eine Methode zur Berechnung
der integrierten Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden,

b) der Anwendung von Mindestanforderungen an die Gesamt-
energieeffizienz neuer Gebäude,

c) der Anwendung von Mindestanforderungen an die Gesamt-
energieeffizienz bestehender großer Gebäude, die einer
größeren Renovierung unterzogen werden sollen,

d) der Erstellung von Energieausweisen für Gebäude und

e) regelmäßiger Inspektionen von Heizkesseln und Klimaan-
lagen in Gebäuden und einer Überprüfung der gesamten
Heizungsanlage, wenn deren Kessel älter als 15 Jahre sind.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. „Gebäude“ eine Konstruktion mit Dach und Wänden, deren
Innenraumklima unter Einsatz von Energie konditioniert
wird; mit „Gebäude“ können ein Gebäude als Ganzes oder
Teile des Gebäudes, die als eigene Nutzungseinheiten konzi-
piert oder umgebaut wurden, bezeichnet werden;

2. „Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes“ die Energiemenge,
die tatsächlich verbraucht oder veranschlagt wird, um den
unterschiedlichen Erfordernissen im Rahmen der Stan-
dardnutzung des Gebäudes (u. a. etwa Heizung, Warmwas-
serbereitung, Kühlung, Lüftung und Beleuchtung) gerecht zu
werden. Diese Energiemenge ist durch einen oder mehrere
numerische Indikatoren darzustellen, die unter Berücksichti-
gung von Wärmedämmung, technischen Merkmalen und
Installationskennwerten, Bauart und Lage in Bezug auf
klimatische Aspekte, Sonnenexposition und Einwirkung der
benachbarten Strukturen, Eigenenergieerzeugung und
anderer Faktoren, einschließlich Innenraumklima, die den
Energiebedarf beeinflussen, berechnet wurden;

3. „Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes“
einen von dem Mitgliedstaat oder einer von ihm benannten
juristischen Person anerkannten Ausweis, der die Gesamten-
ergieeffizienz eines Gebäudes, berechnet nach einer Methode
auf der Grundlage des im Anhang festgelegten allgemeinen
Rahmens, angibt;

4. „KWK (Kraft-Wärme-Kopplung)“ die gleichzeitige Umwand-
lung von Primärenergie in mechanische oder elektrische und
thermische Energie unter Einhaltung bestimmter Quali-
tätskriterien hinsichtlich der Energieeffizienz;

5. „Klimaanlage“ eine Kombination sämtlicher Bauteile, die für
eine Form der Luftbehandlung erforderlich sind, bei der die
Temperatur, eventuell gemeinsam mit der Belüftung, der
Feuchtigkeit und der Luftreinheit, geregelt wird oder gesenkt
werden kann;

6. „Heizkessel“ die kombinierte Einheit aus Gehäuse und
Brenner zur Abgabe der Verbrennungswärme an Wasser;

7. „Nennleistung (in kW)“ die maximale Wärmeleistung, die
vom Hersteller für den kontinuierlichen Betrieb angegeben
und garantiert wird, bei Einhaltung des von ihm angege-
benen Wirkungsgrads;

8. „Wärmepumpe“ eine Einrichtung oder Anlage, die der Luft,
dem Wasser oder dem Boden bei niedriger Temperatur
Wärmeenergie entzieht und diese dem Gebäude zuführt.

Artikel 3

Festlegung einer Berechnungsmethode

Zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
wenden die Mitgliedstaaten auf nationaler oder regionaler
Ebene eine Methode an, die sich auf den im Anhang festge-
legten allgemeinen Rahmen stützt. Die Teile 1 und 2 dieses
Rahmens werden nach dem Verfahren des Artikels 14 Absatz 2
unter Berücksichtigung der Standards oder Normen, die in den
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten angewandt werden, an
den technischen Fortschritt angepasst.

Diese Methode wird auf nationaler oder regionaler Ebene fest-
gelegt.

Die Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes ist in transparenter
Weise anzugeben und kann einen Indikator für CO2-Emissionen
beinhalten.

Artikel 4

Festlegung von Anforderungen an die Gesamtenergieeffi-
zienz

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass nach der in Artikel 3
genannten Methode Mindestanforderungen an die Gesamtener-
gieeffizienz von Gebäuden festgelegt werden. Bei der Festlegung
der Anforderungen können die Mitgliedstaaten zwischen neuen
und bestehenden Gebäuden und unterschiedlichen Gebäudeka-
tegorien unterscheiden. Diese Anforderungen tragen den allge-
meinen Innenraumklimabedingungen Rechnung, um mögliche
negative Auswirkungen, wie unzureichende Belüftung, zu
vermeiden, und berücksichtigen die örtlichen Gegebenheiten,
die angegebene Nutzung sowie das Alter des Gebäudes. Die
Anforderungen sind in regelmäßigen Zeitabständen, die fünf
Jahre nicht überschreiten sollten, zu überprüfen und erforderli-
chenfalls zu aktualisieren, um dem technischen Fortschritt in
der Bauwirtschaft Rechnung zu tragen.
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(2) Die Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz
werden gemäß den Artikeln 5 und 6 angewandt.

(3) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Absatz 1
genannten Anforderungen bei den folgenden Gebäudekatego-
rien nicht festzulegen oder anzuwenden:

— Gebäude und Baudenkmäler, die als Teil eines ausgewie-
senen Umfelds oder aufgrund ihres besonderen architekto-
nischen oder historischen Werts offiziell geschützt sind,
wenn die Einhaltung der Anforderungen eine unannehm-
bare Veränderung ihrer Eigenart oder ihrer äußeren Erschei-
nung bedeuten würde;

— Gebäude, die für Gottesdienst und religiöse Zwecke genutzt
werden;

— provisorische Gebäude mit einer geplanten Nutzungsdauer
bis einschließlich zwei Jahren, Industrieanlagen, Werkstätten
und landwirtschaftliche Nutzgebäude mit niedrigem Ener-
giebedarf sowie landwirtschaftliche Nutzgebäude, die in
einem Sektor genutzt werden, auf den ein nationales sektor-
spezifisches Abkommen über die Gesamtenergieeffizienz
Anwendung findet;

— Wohngebäude, die für eine Nutzungsdauer von weniger als
vier Monaten jährlich bestimmt sind;

— frei stehende Gebäude mit einer Gesamtnutzfläche von
weniger als 50 m2.

Artikel 5

Neue Gebäude

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass neue Gebäude die in Artikel 4 genannten
Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz erfüllen.

Bei neuen Gebäuden mit einer Gesamtnutzfläche von mehr als
1 000 m2 gewährleisten die Mitgliedstaaten, dass die techni-
sche, ökologische und wirtschaftliche Einsetzbarkeit alternativer
Systeme, wie

— dezentraler Energieversorgungssysteme auf der Grundlage
von erneuerbaren Energieträgern,

— KWK,

— Fern-/Blockheizung oder Fern-/Blockkühlung, sofern
vorhanden,

— Wärmepumpen, unter bestimmten Bedingungen,

vor Baubeginn berücksichtigt wird.

Artikel 6

Bestehende Gebäude

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um
sicherzustellen, dass die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden
mit einer Gesamtnutzfläche von über 1 000 m2, die einer
größeren Renovierung unterzogen werden, an die Mindestan-
forderungen angepasst werden, sofern dies technisch, funktio-
nell und wirtschaftlich realisierbar ist. Die Mitgliedstaaten leiten
diese Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz von
den gemäß Artikel 4 festgelegten Anforderungen an die
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden ab. Die Anforderungen
können entweder für das renovierte Gebäude als Ganzes oder
für die renovierten Systeme oder Bestandteile festgelegt werden,
wenn diese Teil einer Renovierung sind, die binnen eines
begrenzten Zeitraums mit dem oben genannten Ziel durchge-
führt werden soll, die Gesamtenergieeffizienz des Gebäudes zu
verbessern.

Artikel 7

Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass beim Bau, beim
Verkauf oder bei der Vermietung von Gebäuden dem Eigen-
tümer bzw. dem potenziellen Käufer oder Mieter vom Eigen-
tümer ein Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz vorgelegt
wird. Die Gültigkeitsdauer des Energieausweises darf zehn Jahre
nicht überschreiten.

In Gebäudekomplexen kann der Energieausweis für Wohnu-
ngen oder Einheiten, die für eine gesonderte Nutzung ausgelegt
sind,

— im Fall von Gebäudekomplexen mit einer gemeinsamen
Heizungsanlage auf der Grundlage eines gemeinsamen Ener-
gieausweises für das gesamte Gebäude oder

— auf der Grundlage der Bewertung einer anderen vergleich-
baren Wohnung in demselben Gebäudekomplex

ausgestellt werden.

Die Mitgliedstaaten können die in Artikel 4 Absatz 3 genannten
Kategorien von der Anwendung dieses Absatzes ausnehmen.

(2) Der Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz von
Gebäuden muss Referenzwerte wie gültige Rechtsnormen und
Vergleichskennwerte enthalten, um den Verbrauchern einen
Vergleich und eine Beurteilung der Gesamtenergieeffizienz des
Gebäudes zu ermöglichen. Dem Energieausweis sind Empfeh-
lungen für die kostengünstige Verbesserung der Gesamtenergie-
effizienz beizufügen.

Die Energieausweise dienen lediglich der Information; etwaige
Rechtswirkungen oder sonstige Wirkungen dieser Ausweise
bestimmen sich nach den einzelstaatlichen Vorschriften.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, dass bei Gebäuden mit einer Gesamtnutzfläche von über
1 000 m2, die von Behörden und von Einrichtungen genutzt
werden, die für eine große Anzahl von Menschen öffentliche
Dienstleistungen erbringen und die deshalb von diesen
Menschen häufig aufgesucht werden, ein höchstens zehn Jahre
alter Ausweis über die Gesamtenergieeffizienz an einer für die
Öffentlichkeit gut sichtbaren Stelle angebracht wird.

Die Bandbreite der empfohlenen und aktuellen Innentempera-
turen und gegebenenfalls weitere relevante Klimaparameter
können deutlich sichtbar angegeben werden.

Artikel 8

Inspektion von Heizkesseln

Zur Senkung des Energieverbrauchs und zur Begrenzung der
Kohlendioxidemissionen gehen die Mitgliedstaaten nach einer
der folgenden Alternativen vor:

a) Sie treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die regel-
mäßige Inspektion von mit nicht erneuerbaren flüssigen
oder festen Brennstoffen befeuerten Heizkesseln mit einer
Nennleistung von 20 bis 100 kW zu gewährleisten. Diese
Inspektion kann auch auf Heizkessel angewandt werden, die
mit anderen Brennstoffen befeuert werden.

Heizkessel mit einer Nennleistung von mehr als 100 kW
sind mindestens alle zwei Jahre einer Inspektion zu unter-
ziehen. Bei Gasheizkesseln kann diese Frist auf vier Jahre
verlängert werden.
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Für Heizungsanlagen mit Kesseln mit einer Nennleistung
über 20 kW, die älter als 15 Jahre sind, treffen die Mitglied-
staaten die erforderlichen Maßnahmen für eine einmalige
Inspektion der gesamten Heizungsanlage. Auf der Grundlage
dieser Inspektion, die auch die Prüfung des Wirkungsgrads
der Kessel und der Kesseldimensionierung im Verhältnis
zum Heizbedarf des Gebäudes umfasst, geben die Fachleute
den Nutzern Ratschläge für den Austausch der Kessel, für
sonstige Veränderungen am Heizungssystem und für Alter-
nativlösungen; oder

b) sie treffen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Nutzer
Ratschläge für den Austausch der Kessel, für sonstige
Veränderungen am Heizungssystem und für Alternativ-
lösungen erhalten; hierzu können Inspektionen zählen, um
den Wirkungsgrad und die Zweckmäßigkeit der Dimensio-
nierung des Heizkessels zu beurteilen. Die Gesamtauswir-
kungen dieses Ansatzes sollten im Wesentlichen die gleichen
sein wie bei Anwendung des Buchstaben a). Mitgliedstaaten,
die diese Option wählen, unterbreiten der Kommission alle
zwei Jahre einen Bericht über die Gleichwertigkeit ihres
Ansatzes.

Artikel 9

Inspektion von Klimaanlagen

Zur Senkung des Energieverbrauchs und zur Begrenzung der
Kohlendioxidemissionen treffen die Mitgliedstaaten die erforder-
lichen Maßnahmen, um die regelmäßige Inspektion von Klima-
anlagen mit einer Nennleistung von mehr als 12 kW zu
gewährleisten.

Diese Inspektion umfasst eine Prüfung des Wirkungsgrads der
Anlage und der Anlagendimensionierung im Verhältnis zum
Kühlbedarf des Gebäudes. Die Nutzer erhalten geeignete
Ratschläge für mögliche Verbesserungen oder für den
Austausch der Klimaanlage und für Alternativlösungen.

Artikel 10

Unabhängiges Fachpersonal

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Erstellung des Ener-
gieausweises von Gebäuden, die Erstellung der begleitenden
Empfehlungen und die Inspektion von Heizkesseln sowie
Klimaanlagen in unabhängiger Weise von qualifizierten und/
oder zugelassenen Fachleuten durchgeführt wird, die entweder
selbstständige Unternehmer oder Angestellte von Behörden
oder privaten Stellen sein können.

Artikel 11

Überprüfung

Die Kommission nimmt mit Unterstützung des gemäß Artikel
14 eingesetzten Ausschusses eine Bewertung dieser Richtlinie
aufgrund der bei ihrer Anwendung gesammelten Erfahrungen
vor und unterbreitet gegebenenfalls Vorschläge unter anderem
zu folgenden Punkten:

a) mögliche ergänzende Maßnahmen in Bezug auf Renovie-
rungsarbeiten in Gebäuden mit einer Gesamtnutzfläche
unter 1 000 m2,

b) allgemeine Anreize für weitere Maßnahmen im Bereich der
Energieeffizienz von Gebäuden.

Artikel 12

Information

Die Mitgliedstaaten können die erforderlichen Maßnahmen
treffen, um die Nutzer von Gebäuden über die verschiedenen
Methoden und praktischen Verfahren zur Verbesserung der
Gesamtenergieeffizienz zu informieren. Auf Ersuchen unter-
stützt die Kommission die Mitgliedstaaten bei der Durchfüh-
rung der betreffenden Informationskampagnen, die Gegenstand
von Gemeinschaftsprogrammen sein können.

Artikel 13

Anpassung des Rahmens

Die Teile 1 und 2 des Anhangs werden regelmäßig im Abstand
von mindestens zwei Jahren überprüft.

Änderungen zur Anpassung der Teile 1 und 2 des Anhangs an
den technischen Fortschritt werden nach dem Verfahren des
Artikels 14 Absatz 2 angenommen.

Artikel 14

Ausschuss

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt.

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten die
Artikel 5 und 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter Beachtung
von dessen Artikel 8.

Der Zeitraum nach Artikel 5 Absatz 6 des Beschlusses 1999/
468/EG wird auf drei Monate festgesetzt.

(3) Der Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 15

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
spätestens am 4. Januar 2006 nachzukommen. Sie teilen der
Kommission unverzüglich diese Vorschriften mit.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen
sie in den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die
Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme.
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(2) Falls qualifiziertes und/oder zugelassenes Fachpersonal
nicht oder nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung steht,
können die Mitgliedstaaten für die vollständige Anwendung der
Artikel 7, 8 und 9 eine zusätzliche Frist von drei Jahren in
Anspruch nehmen. Mitgliedstaaten, die von dieser Möglichkeit
Gebrauch machen, teilen dies der Kommission unter Angabe
der jeweiligen Gründe und zusammen mit einem Zeitplan für
die weitere Umsetzung dieser Richtlinie mit.

Artikel 16

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 17

Adressaten

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 16. Dezember 2002.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Die Präsidentin
M. FISCHER BOEL

4.1.2003L 1/70 Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenDE



ANHANG

Allgemeiner Rahmen für die Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Artikel 3)

1. Die Methode zur Berechnung der Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden umfasst mindestens folgende Aspekte:

a) thermische Charakteristik des Gebäudes (Gebäudehülle, Innenwände usw.). Dies kann auch die Luftdichtheit
umfassen,

b) Heizungsanlage und Warmwasserversorgung, einschließlich ihrer Dämmcharakteristik,

c) Klimaanlage,

d) Belüftung,

e) eingebaute Beleuchtung (hauptsächlich bei Nutzgebäuden),

f) Lage und Ausrichtung der Gebäude, einschließlich des Außenklimas,

g) passive Solarsysteme und Sonnenschutz,

h) natürliche Belüftung,

i) Innenraumklimabedingungen, einschließlich des Innenraum-Sollklimas.

2. Bei der Berechnung wird, soweit relevant, der positive Einfluss folgender Aspekte berücksichtigt:

a) aktive Solarsysteme und andere Systeme zur Erzeugung von Wärme und Elektrizität auf der Grundlage erneuer-
barer Energieträger,

b) Elektrizitätsgewinnung durch KWK,

c) Fern-/Blockheizung und Fern-/Blockkühlung,

d) natürliche Beleuchtung.

3. Für die Berechnung sollten die Gebäude angemessen in Kategorien unterteilt werden, wie z. B.:

a) Einfamilienhäuser verschiedener Bauarten,

b) Mehrfamilienhäuser,

c) Bürogebäude,

d) Unterrichtsgebäude,

e) Krankenhäuser,

f) Hotels und Gaststätten,

g) Sportanlagen,

h) Gebäude des Groß- und Einzelhandels,

i) sonstige Arten Energie verbrauchender Gebäude.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 18. Dezember 2002

über die einzelstaatlichen Bestimmungen zur Beschränkung der Einfuhr und des Inverkehrbringens
bestimmter chlorhaltiger NK-Düngemittel mit hohem Stickstoffgehalt, notifiziert von der Französi-

schen Republik gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2002) 5113)

(Nur der französische Text ist verbindlich.)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2003/1/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 6,

in Erwägung nachstehender Gründe:

I. SACHLAGE

1. Gemeinschaftsrecht

1.1. Richtlinie 76/116/EWG über Düngemittel

(1) Ziel der Richtlinie 76/116/EWG des Rates vom 18.
Dezember 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten für DüngemittelABl. L 24 vom
30.1.1976, S. 21., zuletzt geändert durch die Richtlinie
98/97/EG des Europäischen Parlaments und des Rate-
sABl. L 18 vom 23.1.1999, S. 60., ist die Beseitigung der
Handelshemmnisse aufgrund unterschiedlicher Rechts-
vorschriften in den Mitgliedstaaten in Bezug auf Dünge-
mittel. Sie enthält die gemeinschaftlichen Anforde-
rungen, denen Düngemittel genügen müssen, um unter
der Bezeichnung „EG-Düngemittel“ in den Verkehr
gebracht werden zu dürfen; unter anderem sind darin
die Bestimmungen in Bezug auf die Bezeichnung,
Abgrenzung und Zusammensetzung, die Kennzeichnung
und die Verpackung der wichtigsten Ein- und Mehrnähr-
stoffdünger in der Gemeinschaft festgelegt.

(2) In Anhang I der Richtlinie 76/116/EWG sind die
Bezeichnung des Typs „EG-Düngemittel“ sowie die
entsprechenden Anforderungen festgelegt, insbesondere
in Bezug auf die Zusammensetzung, die alle als „EG-
Düngemittel“ bezeichneten Dünger aufweisen müssen. In
Anhang I werden die EG-Düngemittel entsprechend
ihrem Gehalt an Primärnährstoffen, d. h. an Stickstoff,

Phosphor und Kalium, in Kategorien eingeteilt; die Buch-
staben N, P und K stehen für diese drei Nährstoffe.
Insbesondere wird unterschieden zwischen den Einnähr-
stoffdüngern, die nur einen dieser drei grundlegenden
Nährstoffe enthalten, und den Mehrnährstoffdüngern,
die zwei davon oder die drei enthalten.

(3) Hauptvertreter der Einnährstoffdünger mit Primärnähr-
stoffen sind:

— im Bereich der Stickstoffdünger die Ammoniaksalpe-
terdünger, die auf chemischem Wege hergestellt
werden und als wesentlichen Bestandteil Ammoni-
umnitrat enthalten, dessen Gehalt am Nährstoff N
mindestens 20 % betragen muss;

— im Bereich der kalihaltigen Düngemittel das Kalium-
chlorid, das aus Kalirohsalz hergestellt wird und als
wesentlichen Bestandteil Kaliumchlorid enthält,
dessen Gehalt am Nährstoff K mindestens 37 %,
gemessen als Kaliumoxid (K2O), betragen muss.

(4) Die aus Primärnährstoffen zusammengesetzten Dünge-
mittel, die auf chemischem Wege oder durch Mischung
ohne Zusatz von organischen Stoffen tierischen oder
menschlichen Ursprungs gewonnen werden, werden
entsprechend ihrer Zusammensetzung in die 4 Unter-
gruppen NPK, NP, NK und PK eingeteilt. So müssen die
NPK-Düngemittel einen Gesamtgehalt an Nährstoffen
von mindestens 20 % aufweisen, wobei der Mindestge-
halt dieser einzelnen Stoffe für Stickstoff bei 3 %, für
Phosphat, gemessen als P2O5, bei 5 % und für Kalium,
gemessen als K2O, bei 5 % liegen muss. Die NK-Dünge-
mittel müssen einen Gesamtgehalt an Nährstoffen von
mindestens 18 % aufweisen, wobei der Mindestgehalt
dieser einzelnen Stoffe für Stickstoff bei 3 % und für
Kalium, gemessen als K2O, bei 5 % liegen muss.
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(5) Gemäß Artikel 2 darf der Begriff „EG-Düngemittel“ nur
für Dünger verwendet werden, der einem der in Anhang
I aufgeführten Düngemitteltypen angehört und den
Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG und ihrer
Anhänge I bis III genügt.

(6) Durch Artikel 7 wird folgende Klausel über den freien
Verkehr eingeführt: „Unbeschadet der Bestimmungen
anderer Gemeinschaftsrichtlinien können die Mitglied-
staaten aus Gründen der Zusammensetzung, der Kenn-
zeichnung und der Verpackung den Verkehr mit Dünge-
mitteln, die die Bezeichnung ‚EWG-Düngemittel‘ tragen
und den Bestimmungen dieser Richtlinie und ihrer
Anhänge genügen, nicht verbieten, beschränken oder
behindern.“

(7) Artikel 8 schließlich bezieht sich auf die amtlichen
Kontrollen, die die Mitgliedstaaten durchführen dürfen,
um sich zu vergewissern, dass die unter der Bezeichnung
„EG-Düngemittel“ in den Verkehr gebrachten Dünger
den Bestimmungen der Richtlinie 76/116/EWG und
ihrer Anhänge I und II entsprechen.

1.2. Richtlinie 80/876/EWG über Ammoniumnitrat-
Einnährstoffdüngemittel mit hohem Stickstoffgehalt

(8) In Anbetracht der besonderen Natur der Ammoniumni-
tratdünger im Sinne der Richtlinie 76/116/EWG und in
Anbetracht der sich daraus ergebenden Anforderungen
in Bezug auf die öffentliche Sicherheit, die Gesundheit
und den Schutz der Arbeitnehmer wurden in der Richt-
linie 80/876/EWG des Rates vom 15. Juli 1980 zur
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
betreffend Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngemittel
mit hohem StickstoffgehaltABl. L 250 vom 23.9.1980,
S. 7. ergänzende gemeinschaftliche Rechtsvorschriften
für diese Dünger vorgesehen. Im Interesse der öffentli-
chen Sicherheit wurden auf Gemeinschaftsebene die
Merkmale und Eigenschaften festgelegt, die Ammonium-
nitrat-Einnährstoffdüngemittel mit hohem Stickstoffge-
halt von den Ammoniumnitratarten unterscheiden, die
bei der Herstellung von als Sprengstoff verwendeten
Produkten eingesetzt werden.

(9) Nach Artikel 1 findet die Richtlinie 80/876/EWG auf
Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger mit hohem Stick-
stoffgehalt Anwendung, der in den Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft in den Verkehr gebracht wird, und zwar
unbeschadet der Anwendung der Richtlinie 76/
116/EWG. Unter dem Ausdruck „Düngemittel“ sind auf
chemischem Wege zu Düngezwecken hergestellte
Erzeugnisse auf Ammoniumnitratbasis zu verstehen, die
einen Stickstoffgehalt von mehr als 28 Gew.-%
aufweisen und anorganische Zusätze oder Füllstoffe wie
gemahlenen Kalkstein oder Dolomit, Kalzium- und
Magnesiumsulfat oder Kieserit enthalten können; dabei
gilt, dass andere anorganische Zusätze oder Füllstoffe,
die dem Düngemittel beigefügt werden, weder die ther-
mische Sensibilität noch die Detonationsfähigkeit
erhöhen dürfen.

(10) Die Bestimmungen der Richtlinie 80/876/EWG sehen
vor, dass die Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngemittel
mit hohem Stickstoffgehalt bestimmten Merkmalen
entsprechen müssen, damit ihre Unschädlichkeit gewähr-
leistet ist. In Anhang I werden die Merkmale und Grenz-

werte des Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngers mit
hohem Stickstoffgehalt festgelegt, zu denen unter
anderem ein Chlorhöchstgehalt von 0,02 Gew.-%
gehören. Außerdem können die Mitgliedstaaten
verlangen, dass diese Dünger vor oder nach dem Inver-
kehrbringen dem in Anhang II vorgesehenen Detonati-
onstest unterzogen werden.

2. Neufassung der gemeinschaftlichen Rechtsvor-
schriften für Düngemittel

(11) Am 14. September 2001 nahm die Kommission den
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Düngemittel an, der eine
Neufassung der Richtlinien des Rates und der Kommis-
sion über die Annäherung der düngemittelrechtlichen
Vorschriften der Mitgliedstaaten darstellt.

(12) Mit diesem Vorschlag sollen die Rechtsvorschriften über
Düngemittel vereinfacht werden, indem die Richtlinien
76/116/EWG, 80/876/EWG, 87/94/EWG und 77/
535/EWG sowie die verschiedenen Änderungen und
Anpassungen dieser Richtlinien an den technischen Fort-
schritt in einen einzigen Rechtsakt in Form einer Verord-
nung gefasst werden. Alle technischen Spezifikationen
wurden in die Anhänge aufgenommen. Die gemein-
samen Bestimmungen wurden von den spezifischen
Bestimmungen getrennt, welche nach den Hauptdünge-
mittelgruppen in den Rechtsvorschriften eingestuft
wurden. Die technischen Anhänge wurden auf der
Grundlage der ursprünglichen Richtlinien ausgearbeitet
und durch wenige kleinere Änderungen überarbeitet;
dabei wurden die technischen Spezifikationen über den
Gehalt an Nährstoffen jedoch nicht geändert.

(13) Titel II dieses Verordnungsvorschlags unter der Bezeich-
nung „Bestimmungen für spezielle Düngemitteltypen“
enthält ein Kapitel IV, das sich auf Ammoniumnitrat-
dünger mit hohem Stickstoffgehalt bezieht und sich
weitgehend an den Bestimmungen der Richtlinie 80/
876/EWG orientiert, deren Anwendungsbereich zum
Teil auf Ammoniumnitrat-Mehrnährstoffdünger mit
hohem Stickstoffgehalt ausgeweitet wurde, um der
neuen Marktsituation Rechnung zu tragen. Nach der
alten Regelung waren für Mehrnähstoffdünger nämlich
keine Detonationstests erforderlich. Dadurch hätte sich
ein Schlupfloch ergeben, das die Mitgliedstaaten aus
Sicherheitsgründen schließen wollten. Nun können die
Mitgliedstaaten im Anschluss an diese Neufassung auch
für Ammoniumnitrat-Mehrnährstoffdünger mit hohem
Stickstoffgehalt Detonationstests verlangen.

(14) Anhang III des Vorschlags, der die technischen Bestim-
mungen in Bezug auf Ammoniumnitratdünger mit
hohem Stickstoffgehalt enthält, gibt in Abschnitt 2 die
Beschreibung des Detonationstests für Ammoniumni-
tratdünger mit hohem Stickstoffgehalt, dem alle Dünge-
mittel — Ein- und Mehrnährstoffdünger — unterzogen
werden können. In Abschnitt 1 dieses Anhangs III
hingegen, der die Vorschriften von Anhang I der Richt-
linie 80/876/EWG übernimmt, sind lediglich die Merk-
male und Grenzwerte für Ammoniumnitrat-Einnähr-
stoffdüngemittel mit hohem Stickstoffgehalt vorgesehen.
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(15) Die Mitgliedstaaten hatten bereits die Möglichkeit zur
Prüfung dieses Vorschlags; am 30. September 2002
gelangte der Rat einstimmig zu einer politischen Eini-
gung im Hinblick auf einen Gemeinsamen Standpunkt.
In Bezug auf die Bestimmungen für Ammoniumnitrat-
düngemittel mit hohem Stickstoffgehalt bezogen sich die
von den Mitgliedstaaten angeregten Änderungen
ausschließlich auf eine obligatorische Einführung des
Detonationstests für alle Dünger mit hohem Stickstoffge-
halt; dabei würde es dem für das Inverkehrbringen
Verantwortlichen obliegen, die erfolgreiche Durchfüh-
rung dieses Tests nachzuweisen, und außerdem wäre er
dazu verpflichtet, die Rückverfolgbarkeit zu gewährlei-
sten. Der Text von Anhang III hingegen bleibt unverän-
dert.

3. Notifizierte einzelstaatliche Bestimmungen

(16) Frankreich hat neue einzelstaatliche Bestimmungen zum
Verbot der Einfuhr und des Inverkehrbringens der NK-
Düngemittel notifiziert, die einen Gehalt an Stickstoff
aus Ammoniumnitrat von über 28 Gew.-% und einen
Chlorgehalt von über 0,02 Gew.-% haben. Eine von den
zuständigen Ministern unterzeichnete Verordnung
schreibt vor, dass diese Düngemittel unter der Verant-
wortung und auf Kosten der Besitzer zurückzuziehen
sind; ergänzend wurde ein Rundschreiben über die Inert-
isierung dieser Dünger herausgegeben.

(17) Mit der notifizierten Verordnung, die die Einfuhr und
das Inverkehrbringen bestimmter chlorhaltiger NK-
Dünger mit hohem Stickstoffgehalt untersagt, soll in
Frankreich für die Dauer eines Jahres die Einfuhr, das
entgeltliche oder unentgeltliche Inverkehrbringen, das
Bereithalten für den Verkauf oder die unentgeltliche
Verteilung von NK-Düngern ausgesetzt werden, die
mehr als 28 Masse-% Stickstoff aus Ammoniumnitrat
mit einem Chloridgehalt von über 0,02 % (Artikel 1 des
Verordnungsentwurfs) aufweisen.

(18) Ergänzt wird dieses Verbot dadurch, dass derjenige, der
für das erste Inverkehrbringen auf dem französischen
Markt verantwortlich ist, diese Düngemittel auf eigene
Verantwortung und auf eigene Kosten aus dem Verkehr
zu ziehen hat, unabhängig von dem Ort, an dem diese
sich befinden (Artikel 2 des Verordnungsentwurfs).

(19) Schließlich sieht die notifizierte Verordnung vor, dass die
auf diese Weise aus dem Verkehr gezogenen Produkte
erst dann wieder auf den französischen Markt gebracht
werden dürfen, wenn nach Hinzufügen eines Inertisie-
rungsstoffes, der eine Veränderung des NK-Gehalts
ermöglicht, ihre Übereinstimmung mit den geltenden
Vorschriften anerkannt worden ist (Artikel 3 des Verord-
nungsentwurfs).

(20) Ergänzt wird der Rechtsakt durch ein ministerielles
Rundschreiben zur Inertisierung von Düngemitteln des
Typs NK mit einem Gehalt an Stickstoff aus Ammoni-
umnitrat von mehr als 28 % und einem Chloridgehalt
von mehr als 0,02 %; in diesem Papier werden die zur

Umsetzung von Artikel 3 vorgesehenen Inertisierungs-
verfahren beschrieben.

4. Der Standpunkt Frankreichs

(21) In Anbetracht der potenziellen Gefahren, die von
bestimmten Düngemitteln ausgehen, halten die französi-
schen Behörden es für erforderlich, besondere Bestim-
mungen für so genannte NK-Düngemittel (Stickstoff-
Kalium) einzuführen, die einen hohen Gehalt an Stick-
stoff (N) aus Ammoniumnitrat (NH4NO3) und einen
Gehalt an Kalium (K), gemessen als Kaliumoxid (K2O),
von 5 % aufweisen, wobei das Kalium in Form von
Kaliumchlorid (KCl) gegenwärtig ist. Diese einzelstaatli-
chen Maßnahmen weichen von den Bestimmungen der
Richtlinie 76/116/EWG über Düngemittel des Typs NK,
die die Bezeichnung „EG-Düngemittel“ tragen, ab.

(22) In einer Begründung haben die französischen Behörden
dargelegt, was sie zur Einführung der genannten Bestim-
mungen veranlasst hat; dabei vertreten sie die Auffas-
sung, dass sich Frankreich in Bezug auf diese NK-Dünger
sehr wohl in einer Situation befindet, die eine Ausnah-
meregelung gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag
rechtfertigt. Diese Begründung kann wie folgt zusam-
mengefasst werden.

(23) Zunächst einmal unterstreichen die französischen
Behörden, dass in der Richtlinie 76/116/EWG zwar
steht, was als EG-Düngemittel des Typs NK zu
bezeichnen ist, dass jedoch nicht die Form festgelegt ist,
unter der das Kalium zugefügt werden kann. Davon
leiten sie ab, dass es nicht untersagt ist, EG-Düngemittel
des Typs NK durch mechanische Mischung eines Ammo-
niumnitrat-Einnährstoffdüngers mit hohem Stickstoffge-
halt oder sogar von reinem Ammoniumnitrat — also
durch Mischung eines Produkts, dessen Stickstoffgehalt
aus Ammoniumnitrat über 28 % liegt, — mit einem
Kaliumsalz, dem Kaliumchlorid, herzustellen.

(24) Die französischen Behörden erinnern daran, dass seit
1995 durch eine ganze Reihe von Verordnungen des
Rates Antidumpingzölle auf Einfuhren von Ammonium-
nitrat-Einnährstoffdüngern mit hohem Stickstoffgehalt
mit Ursprung in Russland, der Ukraine und Polen festge-
legt wurden. Die französischen Behörden geben an, dass
verschiedene Hersteller, die von dieser Maßnahme
betroffen waren, daraufhin die Idee hatten, Ammonium-
nitratdünger mit hohem Stickstoffgehalt mit Kalium-
chlorid so zu mischen, dass der Kaliumgehalt dieser
Mischung, gemessen als Kaliumoxid, mindestens 5 %
entspricht. „Wäre nämlich“, so führen die französischen
Behörden an, „der Kaliumgehalt dieser Mischung nied-
riger als 5 %, könnte das Produkt nicht mehr als EG-
Düngemittel des Typs NK betrachtet werden, sondern
wäre ein Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger mit
hohem Stickstoffgehalt, und es müssten darauf Anti-
dumpingzölle entrichtet werden.“
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(25) Den französischen Behörden zufolge weisen diese NK-
Düngemittel — theoretisch Mischungen aus Ammoni-
umnitrat-Einnährstoffdüngern mit hohem Stickstoffge-
halt und von Kaliumchlorid — so zwei Merkmale auf:
Zum einen brauchen die Antidumpingzölle nicht
entrichtet zu werden und zum anderen unterliegen sie
nicht den Anforderungen der Richtlinie 80/876/EWG.
Daraus ergibt sich für die französischen Behörden, dass
es nicht untersagt ist, diesen Ammoniumnitrat-Einnähr-
stoffdünger mit hohem Stickstoffgehalt durch ein
Produkt zu ersetzen, das nicht mit der Richtlinie 80/
876/EWG übereinstimmt, ja sogar durch reines Ammo-
niumnitrat, das auch als technisches Ammoniumnitrat
bezeichnet und bei der Herstellung industrieller Explo-
sivstoffe verwendet wird.

(26) Die französischen Behörden mussten diese Düngemittel
unter zwei unterschiedlichen Aspekten prüfen: zum
einen in Bezug auf ihre theoretische und tatsächliche
Übereinstimmung mit den gemeinschaftlichen Rechts-
vorschriften, um festzustellen, ob dieser NK-Misch-
dünger die Bezeichnung „EG-Düngemittel“ tragen darf,
und zum anderen in Bezug auf ihre etwaige Gefährlich-
keit; dies erfolgt insbesondere durch die Analyse von
eingeführten Chargen entnommenen Proben, die von der
Direction générale de la concurrence, de la consomma-
tion et de la répression des fraudes (DGCCRF) durchge-
führt wurden.

(27) In Anbetracht der Ergebnisse dieser Analysen stellten die
französischen Behörden die Rechtmäßigkeit der zur
Vermarktung dieser Produkte verwendeten Bezeichnung
„engrais CE 32-0-5“ infrage. Was das als „engrais CE
33-0-5“ bezeichnete Düngemittel angeht (unter dieser
Bezeichnung kommen einige Chargen dieser NK-Dünge-
mittel an), so kann der tatsächliche Stickstoffgehalt den
französischen Behörden zufolge niemals dem angege-
benen Wert entsprechen, denn sogar mit einer Toleranz
von ± 1,1 % (es sei daran erinnert, dass die festgelegten
Toleranzen nach Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 76/
116/EWG nicht systematisch ausgenutzt werden dürfen)
müsste der Stickstoffmindestgehalt dieses Düngemittels
dem Wert 35,449 % entsprechen. Die französischen
Behörden schließen daraus, dass diese Produkte kaum
die angegebenen Nährstoffgehalte aufweisen.

(28) Danach haben die französischen Behörden die etwaige
Gefährlichkeit dieser NK-Dünger erwogen: „Über die
festgestellten Abweichungen zwischen den angegebenen
und den tatsächlichen Nährstoffgehalten hinaus stellt
sich die Frage, welche Gefährdung von diesen Produkten

ausgehen kann, insbesondere eine Gefährdung von
Umwelt und Arbeitsumwelt — Fragen, die in der Richt-
linie 76/116/EWG überhaupt nicht behandelt werden.
Nach der Katastrophe von Toulouse und aufgrund der
Tatsache, dass dem Ammoniumnitrat Kaliumchlorid
zugefügt wird, stellt sich nun die Frage, ob ein derartiges
Produkt nicht gefährlich sein kann“.

(29) Den französischen Behörden zufolge kann NK-Dünger
leichte explosive Eigenschaften aufweisen, die denen
bestimmter Stickstoff-Einnährstoffdünger entsprechen;
ein derartiges Risiko bestehe aber nur bei den Düngemit-
teln mit einem relativ hohen Gehalt an Ammoniumni-
trat. Da nun diese NK-Düngemittel einen hohen Stick-
stoffgehalt aufweisen, besteht für die französischen
Behörden „eine Explosionsgefahr, die — wenn auch
gering — um so realer ist, als das Kalium in Form von
Kaliumchlorid gegenwärtig ist“.

(30) In diesem Zusammenhang rufen die französischen
Behörden Folgendes in Erinnerung:

— Es ist bekannt, dass Chlor in Bezug auf die Zerset-
zung von Ammoniumnitrat sensibilisierend wirkt,
was die Begrenzung des Chlorgehalts auf 0,02
Gew.-% in Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngern
mit hohem Stickstoffgehalt gemäß Ziffer 5 von
Anhang I der Richtlinie 80/876/EWG erklärt.

— Die Commission des substances explosives wurde
2001 mit dieser Frage befasst und gab eine Empfeh-
lung heraus; darin werden NK-Dünger, „die mehr als
90 % Ammoniumnitrat enthalten oder einen
Gesamtstickstoffgehalt von über 28 % mit einem
hohen Chloridgehalt in Form von Kaliumchlorid
aufweisen, als unter Umständen explosionsgefähr-
lich“ bezeichnet.

— Bei diesen Zusammensetzungen (Mischungen aus
Kaliumchlorid und Ammoniumnitrat) kann es zu
einer Erhitzung kommen, die im Allgemeinen keine
Auswirkungen auf die Sicherheit hat.

— Allerdings wirkt das Chlor als Katalysator und kann
zu einer Beschleunigung führen, die eine sich selbst
unterhaltende Zersetzung (décomposition auto-entre-
tenue) bewirken kann, bei der toxische Dämpfe frei-
gesetzt werden; dies stellt ein nicht zu vernachlässi-
gendes Risiko dar, da große Mengen Ammoniumni-
trat in diesen Mischungen enthalten sind.
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Diese Explosions- und Zersetzungsrisiken erklären den
französischen Behörden zufolge die Vorkehrungen für
den Transport von NK-Düngemitteln auf dem Land-
oder dem Seeweg; diese Maßnahmen sind strenger als
die für Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger mit hohem
Stickstoffgehalt.

(31) In diesem Zusammenhang erinnern die französischen
Behörden daran, dass in Artikel 1 Absatz 3 der Richt-
linie 80/876/EWG betreffend Ammoniumnitrat-Einnähr-
stoffdüngemittel mit hohem Stickstoffgehalt vorgesehen
ist, dass sonstige in Absatz 2 nicht genannte anorgani-
sche Zusätze oder Füllstoffe, die in dem Düngemittel
enthalten sind, weder die thermische Sensibilität noch
die Detonationsfähigkeit erhöhen dürfen. Den französi-
schen Behörden zufolge kann Kaliumchlorid nun aber
nicht als inert gegenüber Ammoniumnitrat gelten, da
bekannt ist, dass bei Mischung von Ammoniumnitrat
und Kaliumchlorid unter bestimmten Bedingungen eine
exothermische Reaktion entstehen kann, die in der Lage
ist, eine sich selbst erhaltende Zersetzung auszulösen.
Die französischen Behörden ziehen die Schlussfolgerung,
dass „es sich bei diesen auf den französischen Markt
gebrachten Produkten unbestreitbar um EG-Düngemittel
handeln mag (zumindest, wenn sie den geltenden
Vorschriften entsprechen); eines ihrer Merkmale ist aber,
dass sie als NK-Dünger bezeichnet sind, also als Mehr-
nährstoffdüngemittel, deren Gehalt an Stickstoff aus
Ammoniumnitrat über 28 % und deren angegebener
Chloridgehalt bei 3,78 % liegt“.

(32) Die französischen Behörden führen ebenfalls an, dass der
Gehalt an Stickstoff aus Ammoniumnitrat bei diesen
NK-Düngern deutlich höher ist als bei den bislang
vermarkteten Düngern des Typs NK. Sie führen aus, dass
das geringe Wissen über diese neuen Düngemittel, die
zum Zeitpunkt des Erlasses der Richtlinie 76/116/EWG
noch nicht existierten, angesichts der Erfahrungen, die
man seit Mitte der 1950er Jahre gemacht hat, zur
Vorsicht mahnen muss (seitdem ist bei Mehrnährstoff-
düngern der Gehalt an Stickstoff aus Ammoniumnitrat
beträchtlich gestiegen). So vertreten die französischen
Behörden folgenden Standpunkt: „Da der Chlorgehalt
der Einnährstoffdüngemittel unter 0,02 Gew.-% liegen
muss, erscheint es normal, dass auf diese NK-Dünger
derselbe Grenzwert für den Chlorgehalt angewendet
wird“.

(33) Im Rahmen des oben erwähnten Verfahrens haben die
französischen Behörden einige zusätzliche Anmer-
kungen zur Notifizierung gemäß Artikel 95 Absatz 5
EG-Vertrag übermittelt, die die Kommission in ihre Beur-
teilung einbezogen hat. Die französischen Behörden
vertreten die Auffassung, dass Artikel L.255-1 des Code
rural, eingeführt durch das Gesetz 79-595 vom 13. Juli
1979 über die Organisation der Kontrolle von Dünge-
mitteln, ihnen die Möglichkeit gibt, das Inverkehrbringen
von NK-Düngern, die die Bezeichnung „EG-Düngemittel“
tragen, zu verbieten. Sie erkennen an, dass die Richtlinie
76/116/EWG unbestreitbar Harmonisierungsmaß-
nahmen insbesondere in Bezug auf die Zusammenset-
zung, die Kennzeichnung und die Verpackung der

Düngemittel enthält. Die französischen Behörden sind
jedoch der Meinung, dass es beim derzeitigen Stand des
Gemeinschaftsrechts keine Bestimmung in Bezug auf die
Eigensicherheit aller Mehrnährstoffdünger mit der
Bezeichnung „EG-Düngemittel“ gibt. Ihnen zufolge ergibt
sich aus verschiedenen Werbungen, dass es sich bei
diesen NK-Düngern einfach um „hoch dosierte Ammoni-
umsalpeterdünger“ handelt, denen die erforderlichen
Mindestmengen an Kaliumchlorid beigefügt wurden,
damit sie unter der Typbezeichnung „NK-Düngemittel“
vermarktet werden durften. Die französischen Behörden
geben an, dass dem Verbot zwar hauptsächlich Sicher-
heitsprobleme zugrunde liegen, dass es daneben aber
auch auf den von den Behörden durchgeführten
Kontrollen beruht; diese hätten sie nämlich zu der Frage
veranlasst, ob sich das Verbot tatsächlich auf EG-Dünge-
mittel bezieht. Die festgestellten Abweichungen
zwischen den angegebenen und den tatsächlichen Nähr-
stoffgehalten führen die französischen Behörden zu der
Erwägung, dass diese Düngemittel nicht den in der
Richtlinie 76/116/EWG beschriebenen Merkmalen
entsprechen. Den französischen Behörden zufolge lässt
sich schwer aufrechterhalten, dass diese Düngemittel
unter die in Artikel 7 des Richtlinie 76/116/EWG vorge-
sehene Klausel des freien Warenverkehrs fallen, nur weil
sie die Bezeichnung „EG-Düngemittel“ tragen.

Neue wissenschaf t l iche Erkenntnisse in Bezug
auf den Schutz der Umwelt oder der Arbei t -
sumwelt

(34) Zur Untermauerung ihres Antrags haben die französi-
schen Behörden neben den oben dargestellten Argu-
menten verschiedene Unterlagen vorgelegt, insbesondere
das Kapitel 25 „Les engrais à base de nitrate
d'ammonium“ aus dem Werk „Les explosifs occasion-
nels“, Techniques et documentation, 1979, von Louis
Médard sowie den Text der Empfehlung der Commission
des explosifs, allerdings ohne weitere wissenschaftliche
Elemente mitzuliefern, auf denen diese Empfehlung
beruht. Sie beziehen sich außerdem auf die Hypothesen,
die im Rahmen der Untersuchung der Explosion in dem
Werk AZF de Grande Paroisse in Toulouse geprüft
wurden, auch hier ohne entsprechende Dokumentation.
Von einigen theoretischen Berechnungen in ihrer
Begründung einmal abgesehen, haben die französischen
Behörden keine weiteren Unterlagen oder Informationen
über die Risiken dieser NK-Dünger vorgelegt.

(35) Da die bis Mitte der 1950er Jahre in den Verkehr
gebrachten Mehrnährstoffdünger — so führen die fran-
zösischen Behörden an — sehr viel weniger Stickstoff
enthielten, insbesondere in Form von Stickstoff aus
Ammoniumnitrat, als diejenigen, die seitdem hergestellt
werden, war das Phänomen einer sich selbst erhaltenden
Zersetzung (décomposition auto-entretenue) praktisch
unbekannt. Sie erinnern daran, dass die Erhöhung des
Stickstoffgehalts aus Ammoniumnitrat seit Mitte der
1950er Jahre zunächst zu spektakulären Unfällen führte,
die durch die Zersetzung von Mehrnährstoffdüngern
verursacht wurden.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften4.1.2003 L 1/77

(36) Den französischen Behörden zufolge lässt es sich bis
heute nicht widerlegen, „dass diese neuen NK-Dünger,
die zum einen mehr als 80 % Ammoniumnitrat oder
Ammoniumnitratdünger mit hohem Stickstoffgehalt,
und zum anderen wenigstens 7,93 % Kaliumchlorid
enthalten, Gegenstand komplexer Phänomene sein
können, die gegebenenfalls zu Unfällen mit großer Trag-
weite führen“. Sie halten dies für umso wahrscheinlicher,
als das Kaliumchlorid gegenüber Ammoniumnitrat nicht
inert wirkt und als die Analyse von Proben dieser
Düngemittel beträchtliche Unterschiede zwischen dem
angegebenen Nährstoffgehalt und den tatsächlichen
Werten ergeben hat.

(37) Die französischen Behörden erinnern auch daran, dass
sich am 21. September 2001 eine Explosion im Werk
Grande Paroisse de Toulouse ereignete, in der techni-
sches Ammoniumnitrat und Ammoniumnitrat-Einnähr-
stoffdüngemittel mit hohem Stickstoffgehalt hergestellt
wurden; sie brachte 30 Menschen, darunter 22 Beschäf-
tigten des Unternehmens, den Tod und verursachte
beträchtliche Umweltschäden. „Die Explosion ereignete
sich in einer Halle, in der nicht den geltenden
Vorschriften entsprechende Produkte mit hohem Gehalt
an Stickstoff aus Ammoniumnitrat gemischt wurden.
Zum einen handelte es sich um Ammoniumnitrate, die
nicht als Einnährstoffdüngemittel in den Verkehr
gebracht werden durften, da sie weder den Anforde-
rungen der Richtlinie 80/876/EWG noch denen der fran-
zösischen Norm NF U 42-001 entsprachen; zum
anderen handelte es sich um technische Ammoniumnit-
rate, die nicht die von den Kunden festgelegtem Spezifi-
kationen erfüllten.“ Die französischen Behörden weisen
darauf hin, dass eine große Menge von Ammoniumni-
trat-Einnährstoffdüngern mit hohem Stickstoffgehalt, die
nicht weit vom Explosionsort entfernt gelagert wurde,
nur materielle Schäden zu verzeichnen hatte (aufgeris-
sene und verstreute Säcke), das Produkt selbst blieb
jedoch intakt.

(38) Den französischen Behörden zufolge sind bis heute „die
Ursachen dieser Explosion unbekannt und keine Hypo-
these konnte definitiv ausgeschlossen werden.“ Sie erläu-
tern, dass eine dieser Hypothesen zur Erklärung der
Katastrophe annimmt, dass irrtümlicherweise Chlorab-
fälle in ein Lager mit Ammoniumnitrat verbracht
wurden. Den französischen Behörden erscheint es daher
„in Anwendung des Vorsichtsprinzips vernünftig,
Maßnahmen zu treffen, um das Inverkehrbringen von
NK-Düngemitteln zu untersagen, die Ammoniumnitrat
in großer Menge oder Ammoniumnitrat-Düngemittel
mit hohem Stickstoffgehalt sowie Stoffe enthalten, die
die thermische Sensibilität und das Detonationsverhalten
des Ammoniumnitrats verstärken.“ Sie unterstreichen

auch, dass das Kalium (obgleich gemessen als Kalium-
oxid) in Form eines Salzes gegenwärtig ist, und dass sehr
wohl bekannt ist, dass Kaliumchlorid gegenüber Ammo-
niumnitrat nicht inert wirkt.

Spezi f i sche Eigenschaf ten des Problems

(39) Den französischen Behörden zufolge „weist der französi-
sche Markt für Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger mit
hohem Stickstoffgehalt aufgrund seiner Größe im
Vergleich zu den Märkten anderer Mitgliedstaaten der
Europäischen Union besondere Merkmale auf. Allein auf
den französischen Markt entfallen 40 % des Gesamt-
marktes der Union für diesen Düngemitteltyp. Dieser
nationale Markt ist weitgehend auf Einfuhren ange-
wiesen; der Anteil der Einfuhren aus Drittstaaten in die
Europäische Union macht 23,4 % aus.“

(40) Seit einigen Jahren stellen die französischen Behörden
stark zunehmende Einfuhren der Dünger des Typs NK
fest, deren angegebener Gehalt an Stickstoff aus Ammo-
niumnitrat über 28 % liegt und deren angegebener
Kaliumgehalt, gegenwärtig in Form von Kaliumchlorid,
gemessen als Kaliumoxid, 5 % beträgt. Den Daten der
französischen Behörden zufolge beliefen sich die
Einfuhren dieses Produkttyps im Wirtschaftsjahr 1997/
98 auf 0 t; 1998/1999 auf 20 000 t; 1999/2000 auf
40 000 t; 2000/2001 auf 88 000 t und allein im
Kalenderjahr 2001 wurden 76 000 t in französischen
Häfen angeliefert.

(41) Die französischen Behörden erinnern daran, dass diese
NK-Düngemittel kurz nach Einführung der Antidum-
pingzölle auf dem französischen Markt auftauchten;
damit wolle man die Antidumpingzölle auf Ammonium-
nitrat-Einfuhren umgehen, wie die Werbung verschie-
dener Importeure von Ammoniumnitrat-Düngemitteln
aus Russland zeige. Den französischen Behörden zufolge
hält die Fachpresse, die die Marktentwicklungen wider-
spiegele, „dieses Produkt eher für eine Variante des
Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngers mit hohem Stick-
stoffgehalt denn für einen NK-Mehrnährstoffdünger“.

5. Allgemeine Informationen über die etwaigen
Gefahren von Mehrnährstoffdüngern mit hohem

Stickstoffgehalt (NPK-Dünger)

(42) Die nachstehenden Informationen sind dem Werk „Les
explosifs occasionnels“ — Techniques et documentation,
1979, von Louis Médard (Kapitel 25 „Les engrais à base
de nitrate d'ammonium“) entnommen, das die französi-
schen Behörden der Notifizierung zur Untermauerung
des Antrags auf Ausnahmeregelung beilegten.
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Art der Gefahr , d ie gegebenenfa l l s von NPK-
Düngern ausgeht

(43) Louis Médard zufolge enthalten fast alle festen NPK-
Dünger Ammoniumnitrat; folgende Gefahren können —
im Wesentlichen je nach Zusammensetzung und
daneben auch je nach Struktur — gegeben sein:

— Die Düngemittel, die einen relativ hohen Gehalt an
Ammoniumnitrat aufweisen, können leichte explo-
sive Eigenschaften aufweisen, ähnlich denjenigen bei
bestimmten Stickstoff-Einnährstoffdüngern.

— Bei bestimmten NPK-Düngern kann es unter entspre-
chend günstigen Temperaturen zu einer Nitratzerset-
zung kommen, die der warmer NO3NH4-Lösungen
entspricht. Dabei handelt es sich um eine autokatal-
ytische Reaktion, die nach Auslösung auf das
gesamte vorhandene Produkt übergreift. Chloride
begünstigen die Zersetzung.

— In vielen Düngemitteln, die gleichzeitig Ammonium-
nitrat und Chlorid enthalten, kann eine besondere
Art von Deflagration ausgelöst werden, wenn einem
Teil der Masse Wärme in ausreichendem Maße zuge-
führt wird. Diese Deflagration, die sich sehr langsam
vom Ausgangspunkt ausbreitet, wurde als „sich
selbst erhaltende Zersetzung“ (décomposition auto-
entretenue) des Düngers bezeichnet oder auch mit
dem Abbrennen einer Zigarre verglichen (combu-
stion en cigare). Dabei handelt es sich um die kataly-
tische Reaktion der Chloridionen im Dünger, durch
die diese Zersetzung leicht auszulösen ist.

— Bei manchen Düngemitteln kommt es während der
Lagerung zu spontanen Erhitzungen, häufig mit einer
Temperatur, die 40 Grad höher ist als die normale
Temperatur; steigt die Temperatur sehr stark an,
kann sie gegebenenfalls die im zweiten Gedanken-
strich erwähnte Nitratzersetzung auslösen.

Spontane Erhi tzung bei NPK-Düngern

(44) Zu einer spontanen Erhitzung von 20 bis 30° kann es
durch das Vorhandensein organischer Substanzen zum
Beispiel in Phosphatlagerstätten kommen, wenn die
Dünger in hohen Anhäufungen gelagert werden. Diese
Erhitzung von Düngemitteln, die organische Substanzen
enthalten, darf nicht mit der sehr moderaten Erhitzung
(etwa 10) verwechselt werden, die bei beistimmten
Mehrnährstoffdüngern festzustellen ist, die keine organi-
schen Substanzen enthalten. Diese schwachen Erhit-
zungen führen zur Bildung neuer Salze durch die
Umverteilung der Anionen und Kationen und beein-
trächtigen nicht die Sicherheit.

Merkmale der s ich se lbst erhal tenden Zerset -
zung bei NPK-Düngern

(45) Zu einer sich selbst erhaltenden Zersetzung kann es bei
NPK-Düngern kommen, die gleichzeitig Chlorid und
Ammoniumnitrat (oder Salze mit Nitrationen und
Ammoniumionen wie das Paar KNO3-NH4Cl) enthalten.
Im Übrigen ist das Kalium in den meisten NPK-Dünge-

mitteln in Form von Kaliumchlorid gegenwärtig; ein
anderes Kaliumsalz aus Kaliumchlorid würde bei unzu-
reichender Reinigung jedoch die Chlorionen hinzu-
bringen. In einem Dünger reichen 0,5 % Chlorid aus,
damit es zu dieser Art von Zersetzung kommen kann.
Die Ausbreitung der Zersetzung wird begünstigt, wenn
sich ein solider voluminöser Rückstand („Skelett“) bilden
kann. Deshalb kommt es bei Düngern mit Dicalcium-
phosphat häufiger zu dieser sich selbst erhaltenden
Zersetzung als bei denjenigen mit Ammoniumphosphat.

(46) Bei Düngemitteln in einer nicht eingegrenzten Masse
weist die sich selbst erhaltende Zersetzung unter at-
mosphärischem Druck unter anderem folgende Merk-
male auf:

1. Durch eine örtlich begrenzte Erhitzung wird nach
einer gewissen Induktionszeit die mit dem
Abbrennen einer Zigarre vergleichbare Verbrennung
eingeleitet. Die zum Auslösen einer derartigen Reak-
tion erforderliche Temperatur ist je nach Düngemit-
teltyp verschieden. Weist die Wärmequelle eine nied-
rige Temperatur auf (120 bis 160°), muss sie länger
einwirken (bis zu mehreren Stunden), bis die Ausbrei-
tung der Zersetzung eingeleitet wird. Im Allgemeinen
muss die Erhitzung eine beträchtliche Düngermenge
betreffen; bleibt sie auf eine kleine Oberfläche
beschränkt, reicht die dadurch entstehende Zerset-
zung nicht aus, um sich über den erhitzten Bereich
hinaus auszubreiten.

2. Die Fortpflanzung der Deflagration, die die zigarren-
ähnliche Verbrennung der NPK-Dünger darstellt,
kann zwischen 3 und 150 cm/h betragen.

3. Das Temperaturprofil in der Deflagrationsfront
(Dicke etwa 1 dm) zeigt eine Vorwärmzone (häufig 2
bis 3 cm), in der das Produkt auf 120 bis 135°
erhitzt wird, gefolgt von einer Zone mit raschem
Temperaturanstieg (100° je mm oder mehr), die in
eine Temperaturspitze mündet, über die hinaus die
Temperatur wieder langsam abfällt.

4. Bestimmte Oligoelemente, insbesondere Kupfer,
weisen eine beträchtliche katalytische Reaktion auf.

5. Die Kontaminierung des Düngemittels durch
Schwefel vereinfacht ebenfalls die dem Abbrennen
einer Zigarre ähnliche Verbrennung der NPK-Dünger.

Gefahr durch die Def lagrat ion der NPK-
Dünger

(47) Die Fortpflanzung der Deflagration der NPK-Dünger in
uneingegrenztem Zustand, die für eine derartige Reak-
tion in Frage kommen, bleibt immer sehr gering (100-
bis 1 000-mal geringer als die herkömmlicher pyrotech-
nischer Sätze). Daher hat dieses Phänomen keine zerstö-
rerischen mechanischen Auswirkungen. Die durch eine
sich selbst erhaltende Zersetzung von NPK-Düngern
verursachten Schäden sind vor allem auf die in dem
Material erreichte Temperatur zurückzuführen, die zur
Karbonisierung von Holz ausreicht; die erzeugten Gase
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verfügen nicht über nennenswerte eine Verbrennung
bewirkende Eigenschaften und können daher die
Entwicklung eines Brandes nicht beschleunigen.

Vorbeugung der Zersetzung von NPK-
Düngern

(48) Louis Médard zufolge ist vor allem bei der Lagerung alles
zu vermeiden, was eine Zersetzung in Gang setzen kann.
Er weist darauf hin, dass die Untersuchung von Unfällen
gezeigt hat, dass die Hauptgründe für die Auslösung
folgende sind: eine in Betrieb befindliche Glühlampe in
Kontakt mit dem Düngemittel; der Kontakt des Dünge-
mittels mit einem Wärmekörper bei Reparaturarbeiten
unter Verwendung von offenem Feuer oder im
Anschluss an derartige Arbeiten; die Verwendung
defekten Elektromaterials, durch das Hitzepunkte in
Kontakt mit dem Düngemittel gelangen können; das
Vorhandensein von Rohrleitungen, durch die eine
warme Flüssigkeit zirkuliert, im Lagerraum oder im
Frachtraum eines Schiffes, in den das Düngemittel
verladen worden war.

(49) Daher empfiehlt es sich, sowohl bei der Lagerung als
auch bei der Beförderung darauf zu achten, dass keine
der angegebenen Wärmequellen auf den Dünger
einwirken kann, des Weiteren, dass alle Feuer auslö-
senden Substanzen aus der Umgebung des Düngers zu
entfernen sind, wobei das Risiko weniger mit der Menge
brennbarer Stoffe als mit ihrer Nähe zum Dünger
verbunden ist. Außerdem ist zu vermeiden, dass in der
Nähe des Düngers Stoffe mit einer gegebenenfalls gefähr-
lichen Reaktion vorhanden sind oder Stoffe, deren
Zusammensetzung nicht genau bekannt ist. Schließlich
sind Explosivstoffe strikt zu verbieten.

II. VERFAHREN

(50) Mit Schreiben vom 12. Juni 2002, das der Kommission
am 19. Juni 2002 notifiziert wurde, teilte die Ständige
Vertretung Frankreichs bei der Europäischen Union der
Kommission die Absicht Frankreichs mit, gemäß Artikel
95 Absatz 5 EG-Vertrag einzelstaatliche Bestimmungen
für bestimmte chlorhaltige NK-Düngemittel mit hohem
Stickstoffgehalt einzuführen, die strenger gefasst sind als
die der Richtlinie 76/116/EWG.

(51) Zu diesem Zweck notifizierten die französischen
Behörden den Entwurf einer Verordnung, durch die die
Einfuhr und das Inverkehrbringen bestimmter chlorhal-
tiger NK-Düngemittel mit hohem Stickstoffgehalt
verboten werden; beigefügt war der Entwurf eines Rund-
schreibens über die Inertisierung dieser Dünger sowie
eine Begründung, in der dargelegt wird, warum der
Antrag auf Ausnahmeregelung gerechtfertigt erscheint.

(52) Mit Schreiben vom 31. Juli 2002 teilte die Kommission
den französischen Behörden mit, dass sie die Mitteilung
gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag erhalten hat und
dass die Frist von sechs Monaten für die Prüfung gemäß

Artikel 95 Absatz 6 am 20. Juni 2002, dem Tag nach
Eingang der Mitteilung, begonnen hat.

(53) Mit Schreiben vom 2. August 2002 unterrichtete die
Kommission die anderen Mitgliedstaaten von dem
Antrag der Französischen Republik. Ferner veröffent-
lichte die Kommission eine Bekanntmachung über
diesen Antrag im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
tenABl. C 188 vom 8.8.2002, S. 3., um Dritte über den
Entwurf einzelstaatlicher Maßnahmen zu informieren,
die Frankreich zu erlassen beabsichtigt.

III. RECHTLICHE ANALYSE

1. Prüfung der Zulässigkeit

(54) Die von den französischen Behörden am 19. Juni 2002
vorgelegte Notifizierung bezweckt, eine Genehmigung
für die Einführung neuer einzelstaatlicher Bestimmungen
zu erhalten, die von der Richtlinie 76/116/EWG abwei-
chen, bei der es sich um eine Maßnahme zur Annähe-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Errichtung und das
Funktionieren des Binnenmarktes handelt.

(55) Gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag teilt ein
Mitgliedstaat, der es nach dem Erlass einer Harmonisie-
rungsmaßnahme durch den Rat oder die Kommission
für erforderlich hält, auf neue wissenschaftliche Erkennt-
nisse gestützte einzelstaatliche Bestimmungen — zum
Schutz der Umwelt oder der Arbeitsumwelt aufgrund
eines spezifischen Problems für diesen Mitgliedstaat, das
sich nach dem Erlass der Harmonisierungsmaßnahme
ergibt — einzuführen, die in Aussicht genommenen
Bestimmungen sowie die Gründe für ihre Einführung der
Kommission mit.

(56) Die Richtlinie 76/116/EWG gilt für die Dünger, die mit
der Bezeichnung „EG-Düngemittel“ versehen sind. Für
bestimmte Düngemitteltypen wie etwa die organischen
Dünger gelten derzeit noch nationale Bestimmungen
und nicht die Richtlinie 76/116/EWG. Mit dieser Richt-
linie werden die Vorschriften für die EG-Düngemittel-
typen, die in ihrem Anhang I verzeichnet sind, auf
Gemeinschaftsebene harmonisiert. So gelten für die EG-
Düngemittel in Anhang I der Richtlinie 76/116/EWG
ausschließlich die Bestimmungen dieser Richtlinie, insbe-
sondere in Bezug auf die Bezeichnung, Abgrenzung und
Zusammensetzung, die Kennzeichnung und die Verpa-
ckung; daher kann für sie die Klausel über den freien
Warenverkehr in Anspruch genommen werden, da sie
den Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG entspre-
chen. Lediglich die Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger
mit hohem Stickstoffgehalt müssen zudem den ergän-
zenden Gemeinschaftsbestimmungen genügen, die in der
Richtlinie 80/876/EWG vorgesehen sind, um in den
Verkehr gebracht werden zu können.
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(57) Vergleicht man die Bestimmungen der Richtlinie 76/
116/EWG und die notifizierten einzelstaatlichen Bestim-
mungen, so zeigt sich, dass letztgenannte unter
folgenden Aspekten restriktiver sind als die der Richt-
linie:

1. Die Einfuhr, das Inverkehrbringen und die Vermark-
tung der NK-Düngemittel mit einem Gehalt an Stick-
stoff aus Ammoniumnitrat von über 28 % und einem
Chlorgehalt von über 0,02 % werden verboten.

2. Die NK-Düngemittel mit einem Gehalt an Stickstoff
aus Ammoniumnitrat von über 28 % und einem
Chlorgehalt von über 0,02 % werden unverzüglich
vom Markt genommen.

(58) Wie in Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag vorgesehen, hat
Frankreich der Kommission den genauen Wortlaut der
über die Richtlinie 76/116/EWG hinausgehenden
Bestimmungen mitgeteilt, und zusammen mit dem
Antrag die Gründe vorgelegt, die die Einführung dieser
Bestimmungen seiner Ansicht nach rechtfertigen.

(59) Die Notifizierung Frankreichs zwecks Billigung der
Einführung einzelstaatlicher von der Richtlinie 76/
116/EWG abweichender Bestimmungen ist daher als im
Sinne des Artikels 95 Absatz 5 EG-Vertrag zulässig zu
betrachten.

2. Sachliche Beurteilung

(60) Gemäß Artikel 95 EG-Vertrag muss die Kommission
sicherstellen, dass ein Mitgliedstaat, der von den in
diesem Artikel vorgesehenen Möglichkeiten für eine
Ausnahmeregelung Gebrauch macht, alle Vorausset-
zungen für die Gewährung einer solchen Ausnahmerege-
lung erfüllt.

(61) Die Kommission muss daher prüfen, ob die Bedin-
gungen gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag erfüllt
sind. In diesem Artikel ist festgelegt, dass ein Mitglied-
staat, der es für erforderlich hält, von einer Harmonisie-
rungsmaßnahme abweichende einzelstaatliche Bestim-
mungen einzuführen, diese dadurch begründen muss,
dass:

a) neue wissenschaftliche Erkenntnisse zum Schutz der
Umwelt oder der Arbeitsumwelt vorliegen,

b) ein spezifisches Problem für diesen Mitgliedstaat
besteht, das sich nach dem Erlass dieser Harmonisie-
rungsmaßnahme ergeben hat.

(62) Gemäß Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag beschließt die
Kommission im Übrigen, die betreffenden einzelstaatli-
chen Bestimmungen zu billigen oder abzulehnen,
nachdem sie geprüft hat, ob sie ein Mittel zur willkürli-
chen Diskriminierung und eine verschleierte Beschrän-
kung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten
darstellen und ob sie das Funktionieren des Binnen-
markts behindern.

2.1. Beurteilung des Standpunkts Frankreichs

(63) Zunächst möchte die Kommission daran erinnern, dass
es sich bei den einzelstaatlichen Maßnahmen mit Bezug

auf Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag um diejenigen
handelt, die weitere Anforderungen auf der Grundlage
des Schutzes von Umwelt und Arbeitsumwelt aufgrund
eines spezifischen Problems dieses Mitgliedstaats
einführen, das sich nach Erlass der Harmonisierungs-
maßnahme ergeben hat.

(64) So erfolgt die Prüfung der notifizierten einzelstaatlichen
Maßnahmen und die Beurteilung der vom Mitgliedstaat
angeführten Gründe im Hinblick auf die gemeinschaft-
liche Harmonisierungsmaßnahme, von der sie abwei-
chen; im vorliegenden Fall handelt es sich um die Richt-
linie 76/116/EWG über NK-Düngemittel mit der
Bezeichnung „EG-Düngemittel“, insofern als dieser
Verordnungsentwurf das Inverkehrbringen der EG-
Düngemittel des Typs NK zusätzlichen Voraussetzungen
— insbesondere in Bezug auf ihre Zusammensetzung —
unterwirft, so etwa einem Höchstgehalt an Stickstoff und
Chlorid. In der Richtlinie 76/116/EWG ist für NK-
Dünger keine Höchstgrenze für den Gehalt an Stickstoff,
Kalium und Chlorid vorgesehen. Anhang I beschränkt
sich im letztgenannten Fall auf den Hinweis, dass die
Angabe „chlorarm“ nur verwendet werden darf, wenn
der Chlorgehalt 2 % Cl nicht überschreitet, und dass der
Chlorgehalt angegeben werden kann. Daraus ergibt sich
ganz klar, dass NK-Dünger einen Chlorgehalt über 2 %
aufweisen dürfen. Folglich gehen die notifizierten einzel-
staatlichen Bestimmungen über die Gemeinschaftsbe-
stimmungen hinaus, da sie ein Verbot von NK-Dünge-
mitteln vorsehen, die mehr als 28 % Masse- % Stickstoff
aus Ammoniumnitrat und mehr als 0,02 % Chlorid
enthalten.

(65) Ausgangspunkt ist also die Übereinstimmung der NK-
Dünger, auf die sich der Verordnungsentwurf bezieht,
mit den Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG,
wobei die Bezeichnung „EG-Düngemittel“ nur für
Dünger verwendet werden darf, die zu einem der in
Anhang I aufgeführten Düngertypen gehören und den
Anforderungen der genannten Richtlinie und ihrer
Anhänge I bis III genügen. Die Mitgliedstaaten können
geeignete Maßnahmen treffen, damit die Bezeichnung
„EG-Düngemittel“ nur für die Dünger verwendet werden
kann, die zu einem der Düngemitteltypen des Anhangs I
gehören und den Anforderungen der Richtlinie genügen.
Im Übrigen sieht Artikel 8 der Richtlinie 76/116/EWG
ausdrücklich vor, dass die Mitgliedstaaten die Überein-
stimmung der EG-Düngemittel mit den Bestimmungen
der genannten Richtlinie kontrollieren. Daher bestreitet
die Kommission nicht, dass die Mitgliedstaaten die
Möglichkeit haben, Maßnahmen gegen Düngemittel
einzuleiten, die den Anforderungen der Richtlinie 76/
116/EWG nicht genügen. Die Kommission möchte aber
daran erinnern, dass Düngemittel mit einem Gesamt-
nährstoffgehalt (N + K2O) von über 18 Gew.-% sowie
einem Stickstoffgehalt über 3 % und einem Kaliumgehalt
über 5 % gemäß der Richtlinie 76/116/EWG der Defini-
tion der als EG-Düngemittel des Typs NK bezeichneten
Gemeinschaftsdünger entsprechen. Daher muss für sie
die in Artikel 7 dieser Richtlinie vorgesehene Klausel
über den freien Warenverkehr insofern gelten, als sie den
Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG genügen.
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(66) Gleichfalls sei hier an die ständige Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofs erinnert, derzufolge die
Zulassungskriterien für eine Abweichung von grundle-
genden Regeln des Gemeinschaftsrechts restriktiv auszu-
legen sind. Da die fragliche Bestimmung eine Ausnahme
vom Grundsatz der einheitlichen Anwendung des
Gemeinschaftsrechts und der Einheit des Marktes
darstellt, muss für Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag —
wie für alle Bestimmungen mit Ausnahmecharakter —
eine Auslegung erfolgen, die eine Ausweitung über die
formell vorgesehenen Fälle hinaus ausschließt. Da es sich
bei Artikel 95 klar um den Ausdruck einer derartigen
Abweichung handelt, muss er strikt ausgelegt werden
und darf in Bezug auf die Gesamtheit der angeführten
Gründe nur unter strengen Bedingungen angewendet
werden.

2.1.1. Beweis las t

(67) Es sei darauf hingewiesen, dass die Kommission in Anbe-
tracht des durch Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag festge-
legten Zeitrahmens bei ihrer Prüfung, ob die gemäß
Artikel 95 Absatz 5 mitgeteilten einzelstaatlichen
Maßnahmen gerechtfertigt sind, von „den Gründen“
ausgehen muss, die der Mitgliedstaat vorgelegt hat. Dies
bedeutet, dass nach den Bestimmungen des Vertrages der
den Antrag stellende Mitgliedstaat nachweisen muss,
dass die Maßnahmen gerechtfertigt sind. In Anbetracht
des durch Artikel 95 EG-Vertrag vorgegebenen Verfah-
rensrahmens und insbesondere wegen der für die
Beschlussfassung geltenden strikten Frist muss sich die
Kommission in der Regel darauf beschränken, die Rele-
vanz der von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgelegten
Angaben zu prüfen, ohne selbst nach möglichen Recht-
fertigungsgründen zu suchen.

2.1.2. Neue wissenschaf t l iche Erkenntnisse
zum Schutz der Umwelt oder der
Arbei tsumwelt aufgrund eines spezi f i -
schen Problems Frankre ichs , das s ich
nach dem Erlass der Harmonis ierungs-
maßnahme ergibt

(68) Den französischen Behörden zufolge beweisen die vorge-
legten Erläuterungen, dass „diese Düngemittel erst vor
kurzem auf den französischen Markt gebracht (wurden);
da der französische Markt spezifischer Natur ist, handelt
es sich also sehr wohl um ein spezifisches Problem
Frankreichs, das nach dem Erlass der Harmonisierungs-
maßnahme aufgetreten ist“.

(69) Die französischen Behörden führen das Argument an,
dass die Richtlinie 76/116/EWG nicht präzisiert, in
welcher Form das Kalium den NK-Düngemitteln beige-
fügt werden muss; daher sei es möglich, Kaliumchlorid
zu verwenden. Zudem ist für die französischen
Behörden implizit darin enthalten, dass diese NK-Dünge-

mittel, die aus einer mechanisch vorgenommenen
Mischung aus Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngern
mit hohem Stickstoffgehalt (auch als „hochdosierter
Ammoniumsalpeterdünger“ bezeichnet) entstehen, der
Kaliumchlorid zugefügt wird, eher als Einnährstoffdün-
gemittel anzusehen sind denn als EG-Mehrnährstoff-
dünger. Gewiss, die Richtlinie 76/116/EWG gibt nicht
an, in welcher Form das Kalium beizufügen ist, weder
für NK-Düngemittel, noch für einen anderen der Mehr-
nährstoff-Düngemitteltypen. Sie gibt jedoch genau an,
dass es sich bei den Mehrnährstoffdüngern um Produkte
handelt, die auf chemischem Wege oder durch Mischung
ohne Zusatz von Nährstoffen tierischen oder menschli-
chen Ursprungs gewonnen werden. Die Richtlinie 76/
116/EWG gilt daher ebenfalls für die Mehrnährstoff-
dünger, die durch mechanische Mischung hergestellt
werden. Im Übrigen hat Louis Médard dargelegt, dass die
Mehrnährstoffdünger bisweilen durch die Mischung von
zwei oder drei Einnährstoffdüngern gewonnen werden.
Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die NK-
Düngemittel, auf die die notifizierten nationalen
Maßnahmen abzielen, bei Übereinstimmung mit den
Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG als EG-
Mehrnährstoffdüngemittel des Typs NK zu betrachten
sind, die in den Anwendungsbereich des Gemeinschafts-
rechts fallen.

(70) Die französischen Behörden beziehen sich auf Daten
über die Größe des französischen Marktes für Ammoni-
umnitrat-Einnährstoffdüngemittel mit hohem Stickstoff-
gehalt und auf den Anteil, der auf Einfuhren aus Dritt-
staaten entfällt. Somit scheinen sie der Auffassung zu
sein, dass das Auftauchen und die Entwicklung der
Einfuhr dieser NK-Düngemittel ein neues für Frankreich
spezifisches Problem darstellt. Sie geben an, dass diese
NK-Ammoniumnitrat-Düngemittel mit hohem Stick-
stoffgehalt von der Fachpresse eher als eine Variante von
Einnährstoffdüngern denn als Mehrnährstoffdünger
betrachtet würden. Die Kommission ist der Auffassung,
dass drei Zeitungsausschnitte allein nicht den gesamten
Markt wiederspiegeln können. Bei der Lektüre dieser
Ausschnitte erweist sich, dass diese Fachpresse — anders
als die Ausführungen der französischen Behörden —
zwischen den Ammoniumnitrat-Einnährstoffdüngern
(AN) und den NK- oder NPK-Düngern unterscheidet.
Folglich könnten die Merkmale des französischen
Marktes für Ammoniumnitrat-Einnährstoffdünger mit
hohem Stickstoffgehalt nur dann für das Vorhandensein
einer spezifischen Situation sprechen, die die abwei-
chenden einzelstaatlichen Bestimmungen für bestimmte
Mehrnährstoffdünger rechtfertigte, wenn anerkannt
würde, dass das spezifische Problem, auf das man sich
beruft, rein wirtschaftlicher Natur ist, dass es also nicht
direkt mit den Zielen des Schutzes von Umwelt und
Arbeitsumwelt in Verbindung steht.
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(71) Wenn es sich bei der Vermarktung dieses NK-Dünger-
typs tatsächlich um eine neuere Erscheinung handeln
sollte, die nach dem Erlass der Harmonisierungsmaß-
nahme aufgetreten ist, so ist davon nicht allein der fran-
zösische Markt betroffen. Frankreich hat auch nicht
nachweisen können, dass diese Düngemittel ausschließ-
lich für den französischen Markt bestimmt waren. Die
von den französischen Behörden beigebrachten Daten
erlauben es nicht, von dem Vorhandensein einer spezifi-
schen Situation in Frankreich zu sprechen, die durch das
Inverkehrbringen dieser NK-Düngemittel verursacht
worden wäre. Es wurde kein Hinweis auf das Vorhan-
densein oder das Ausmaß einer derartigen Entwicklung
in den Mitgliedstaaten beigebracht; derartige Daten
wären aber wichtig gewesen, um den spezifischen
Charakter der von Frankreich beschriebenen Situation
einzuschätzen. Betrachtet man die etwaigen Gefahren
durch diese Dünger, die von den französischen Behörden
zur Begründung ihrer nationalen Maßnahmen angeführt
wurden, muss eingeräumt werden, dass es sich bei dem
Problem des Transports und der Lagerung dieser Dünge-
mittel um ein Problem handelt, das allen Mitgliedstaaten
gemeinsam ist und das keine spezifische Situation in
Frankreich bedingt, die abweichende einzelstaatliche
Maßnahmen rechtfertigen würde.

(72) Die Möglichkeit der Einführung einzelstaatlicher
Maßnahmen, die strenger sind als das Gemeinschafts-
recht, muss im Hinblick auf neue wissenschaftliche
Erkenntnisse in Bezug auf den Schutz der Umwelt und
der Arbeitsumwelt begründet werden; der letztgenannte
Bereich umfasst lediglich rein nichtwirtschaftliche
Gründe im Zusammenhang mit der Sicherheit und der
Gesundheit der Arbeitnehmer.

(73) Ob es sich um neue wissenschaftliche Nachweise
handelt, muss vor dem Hintergrund der Entwicklung der
wissenschaftlichen Kenntnisse beurteilt werden. Ziel des
Artikels 95 Absatz 5 EG-Vertrag ist es, die Lösung eines
besonderen Problems zu ermöglichen, das sich in einem
Mitgliedstaat nach Erlass der Harmonisierungsmaß-
nahme auf der Grundlage neuer wissenschaftlicher
Erkenntnisse ergibt.

(74) Damit obliegt es dem Mitgliedstaat, der die Notwendig-
keit einer Abweichung geltend macht, neue wissen-
schaftliche Erkenntnisse vorzulegen, etwa eine Bewer-
tung der Risiken für Umwelt oder Arbeitsumwelt,
wissenschaftliche Informationen und Studien oder
andere laufende Forschungsarbeiten, wobei den Auswir-
kungen der bereits erlassenen Gemeinschaftsbestimm-
ungen Rechnung zu tragen ist.

(75) In Anbetracht dessen erweist sich, dass die Dokumenta-
tion und die Begründungen der französischen Behörden
zum Antrag auf Ausnahmeregelung keine neuen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse im Sinne von Artikel 95
Absatz 5 EG-Vertrag darstellen.

(76) Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführungen
und insbesondere der Auszüge aus dem Werk von Louis
Médard, die der französischen Notifizierung beigefügt
wurden, ist ganz offensichtlich, dass es sich bei der
Vermarktung von NK-Dünger mit hohem Stickstoffge-
halt zwar sicherlich um eine relativ neue Entwicklung in
Frankreich handelt, dass jedoch die etwaigen Gefahren
solcher Düngertypen mit hohem Stickstoffgehalt und
insbesondere ihre leichten explosiven Eigenschaften
bereits vor dem Erlass der Richtlinie 76/116/EWG
bekannt waren, wie dies im Übrigen auch von den fran-
zösischen Behörden eingeräumt wird. Folgt man dieser
wissenschaftlichen Literatur, kann es bei den verschie-
denen Typen von NPK-Düngemitteln, die gleichzeitig
Chlorid und Ammoniumnitrat enthalten (also sowohl
die NK-Dünger als auch die NPK- oder NP-Dünger) zu
einer sich selbst erhaltenden Zersetzung kommen. Auch
die präventiven Maßnahmen sind seit einiger Zeit
bekannt; wesentlich dabei ist, bei der Lagerung dieser
Produkte alles zu vermeiden, was eine Zersetzung
einleiten könnte.

(77) In Bezug auf die von Frankreich angeführte Empfehlung
der Commission des substances explosives ist Folgendes
zu sagen: Dieser Ausschuss hat auf seinen Sitzungen
vom 23. Januar 2001 und vom 28. März 2001 die Frage
der etwaigen Gefährlichkeit von NK-Düngern (Stickstoff
— Kalium) behandelt, die mehr als 90 % Ammoniumni-
trat enthalten, also einen Stickstoffgehalt von insgesamt
mehr als 31,5 % mit einem hohen Chloridgehalt in Form
von Kaliumchlorid. In seiner Empfehlung möchte der
Ausschuss „die zuständigen Behörden darauf
aufmerksam machen, dass diese Art von Mischung zwar
nicht im herkömmlichen Sinne als Explosivstoff
bezeichnet werden, dass sie aber unter Umständen
explosive Eigenschaften aufweisen kann“. So hat die
Commission des substances explosives entgegen den
Behauptungen der französischen Behörden die NK-
Düngemittel mit mehr als 90 % Ammoniumnitrat nicht
als unter Umständen explosionsgefährlich bezeichnet,
sondern hat lediglich eingeräumt, dass sie unter
Umständen explosive Eigenschaften aufweisen können.
Hier ist anzumerken, dass diese Feststellung nichts Neues
ist; zur Untermauerung dieser Schlussfolgerung wurden
auch keine neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse beige-
fügt.
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(78) Der Auffassung der Kommission zufolge haben die fran-
zösischen Behörden die Schlussfolgerungen der
Commission des substances explosives extrapoliert. So
hat die Commission des substances explosives Folgendes
empfohlen: „ eine ganz besondere Sorgfalt bei der
korrekten Einstufung in Bezug auf den Transport der
NK-Düngemittel (Stickstoff-Kalium), die mehr als 90 %
Ammoniumnitrat enthalten oder einen Gesamtstickstoff-
gehalt von mehr als 31,5 % mit einem hohen Chloridge-
halt in Form von Kaliumchlorid aufweisen; sie empfiehlt
die strikte Einhaltung der entsprechenden Vorschriften
für den Transport“. Sie wünscht, „dass vor der Einfuhr
oder dem Inverkehrbringen eines solchen Produkts der
für die Einfuhr oder das Inverkehrbringen Verantwort-
liche dazu verpflichtet wird, Proben des Produkts analy-
sieren zu lassen, damit die genaue Übereinstimmung
dieses Produkts mit den geltenden Rechtsvorschriften
überprüft werden kann. Insbesondere müsste die
Analyse durch ein in der Europäischen Union ansässiges
und einschlägig bekanntes Laboratorium garantieren,
dass die dem Produkt vor kurzer Zeit entnommenen
Proben den Detonationstest gemäß der Richtlinie 87/
94/EWG vom 8. Dezember 1986, geändert durch die
Richtlinie 87/126/EWG vom 22. Dezember 1987, mit
Erfolg bestanden haben“. So beziehen sich also ihre
Empfehlungen lediglich auf NK-Düngemittel mit einem
Gehalt von über 31,5 % und nicht 28 %. Außerdem hat
die Commission des substances explosives lediglich eine
zweckmäßige Einstufung dieser Düngemittel im Hinblick
auf ihre Beförderung sowie die Prüfung ihrer Überein-
stimmung mit den Vorschriften empfohlen, insbeson-
dere durch den in der Richtlinie 87/94/EWG beschrie-
benen Detonationstest. Es sei darauf hingewiesen, dass
die Richtlinie 76/116/EWG diesen Test nicht
vorschreibt. Der Detonationstest ist bislang lediglich für
Einnährstoffdünger mit hohem Ammoniumnitratgehalt
gemäß der Richtlinie 80/876/EWG vorgesehen.

(79) Außerdem müssen sich die von Artikel 95 Absatz 5
EG-Vertrag verlangten neuen wissenschaftlichen
Erkenntnisse auf den Schutz der Umwelt und der Ar-
beitsumwelt beziehen. Nun haben die französischen
Behörden in diesem Fall aber keine wissenschaftlichen
Elemente vorgelegt, die speziell mit dem Schutz der
Umwelt oder der Arbeitsumwelt in Verbindung stehen.
Im Übrigen hat eine Prüfung der Erwägungsgründe des
Verordnungsentwurfs, die Aufschluss über die Gründe
der notifizierten Maßnahmen geben könnten, ergeben,
dass keine Anforderungen zum Schutz der Umwelt und/
oder der Arbeitsumwelt darin enthalten sind. Insbeson-
dere in den Erwägungsgründen 4 und 7 wird die
Tatsache betont, dass diese Mischdünger derzeit ohne
besondere Vorsichtsmaßnahmen, insbesondere in Bezug
auf Transport und Lagerung, eingeführt und in den
Verkehr gebracht werden. Aus dieser Situation würde
sich in der Tat eine schwere und unmittelbare Gefahr
ergeben. Es sieht daher so aus, als ob sich die französi-
schen Behörden eher über die Beförderung und die Lage-
rung dieser Düngemittel sorgen als über den Schutz der
Umwelt oder der Arbeitsumwelt. Hier sei darauf hinge-
wiesen, dass die französischen Behörden einen direkten

Zusammenhang zwischen zum einen der Beförderung
und der Lagerung und zum anderen dem Schutz von
Umwelt und Arbeitsumwelt nicht nachgewiesen haben.
Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die von
Frankreich geltend gemachte Sorge über die Beförderung
und die Lagerung nicht mit umwelt- oder arbeitsumwelt-
spezifischen Anliegen im Sinne von Artikel 95 Absatz 5
EG-Vertrag gleichgesetzt werden kann.

(80) Es hat sich gezeigt, dass die einzigen wissenschaftlichen
Erkenntnisse, die Frankreich zur Untermauerung seines
Antrags insbesondere in Bezug auf die etwaigen
Gefahren der NK-Düngemittel vorgelegt hat, die Auszüge
aus dem Werk von Louis Médard aus dem Jahr 1979
sind, das eine Zusammenfassung der einschlägigen
Arbeiten darstellt.

(81) Daraus kann man also schließen, dass die notifizierten
einzelstaatlichen Maßnahmen nicht gerechtfertigt
erscheinen, da Frankreich nicht durch neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse zum Schutz der Umwelt oder der
Arbeitsumwelt nachgewiesen hat, dass ein spezifisches
Problem gegeben ist, das sich nach Erlass der Richtlinie
76/116/EWG ergeben hat, wie dies in Artikel 95 Absatz
5 EG-Vertrag gefordert ist.

(82) In Bezug auf die Argumente im Zusammenhang mit der
Katastrophe von Toulouse, die den französischen
Behörden zufolge die Inanspruchnahme des Vorsorge-
prinzips rechtfertigen, möchte die Kommission daran
erinnern, dass „ein Rückgriff auf das Vorsorgeprinzip
voraussetzt, dass bei einem Phänomen, Produkt oder
Verfahren mit dem Eintritt gefährlicher Folgen gerechnet
werden muss und dass sich das Risiko durch eine
wissenschaftliche Bewertung nicht mit hinreichender
Sicherheit bestimmen lässt“. Das Vorsorgeprinzip erlegt
dem Mitgliedstaat die Bereitstellung neuer Daten auf, die
Anlass zu ernsthafter Sorge in Bezug auf die Gesundheit
oder die Umwelt geben und gemäß den allgemeinen
Regeln des Beweisrechts ernst zu nehmende und schlüs-
sige Anhaltspunkte darstellen, die ohne Ausschluss der
wissenschaftlichen Unsicherheit eine Vorsorgemaß-
nahme rechtfertigen können. Aus dem Vorsorgeprinzip
ergibt sich in der Auslegung durch den gemeinschaftli-
chen Gerichtshof außerdem, dass eine Vorsorgemaß-
nahme nur dann getroffen werden kann, wenn das
Risiko — ohne vollen Nachweis seiner Existenz und
Tragweite durch schlüssige wissenschaftliche Daten —
auf der Grundlage der zum Zeitpunkt des Erlasses der
Maßnahme verfügbaren wissenschaftlichen Daten ausrei-
chend dokumentiert scheint. Eine Vorsorgemaßnahme
könne durch die reine Annahme eines Risikos, die sich
auf einfache, noch nicht verifizierte wissenschaftliche
Vermutungen stütze, nicht zulässig gerechtfertigt sein.
Daher darf das Vorsorgeprinzip nur in Situationen zur
Anwendung kommen, in denen ein Risiko insbesondere
für die menschliche Gesundheit und die Umwelt besteht,
das noch nicht voll und ganz nachgewiesen wurde,
jedoch nicht auf reinen, wissenschaftlich nicht verifi-
zierten Hypothesen beruht.



DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 4.1.2003L 1/84

(83) Wie die französischen Behörden selbst auch einräumen,
handelte es sich bei den in die Explosion von Toulouse
implizierten Produkten um Ammoniumnitrat-Einnähr-
stoffdünger mit hohem Stickstoffgehalt, die den Anfor-
derungen der Richtlinie 80/876/EWG nicht genügten,
oder um technische Ammoniumnitrate, deren explosi-
onsgefährlichen Eigenschaften wohl bekannt sind, und
nicht um Düngemittel des Typs NK, die mit den Anfor-
derungen der Richtlinie 76/116/EWG übereinstimmen.
Daher kann nicht auf einen etwaigen Kausalitätszusam-
menhang zwischen den letztgenannten EG-Düngemitteln
und dem Unfall geschlossen werden. Den französischen
Behörden zufolge sind bis heute die Ursachen dieser
Explosion unbekannt und keine Hypothese konnte defi-
nitiv ausgeschlossen werden. Schließlich erkennen die
französischen Behörden an, dass die Hypothese, chlor-
haltige Produkte hätten ggf. bei der Auslösung der
Explosion in Toulouse eine Rolle gespielt, darauf beruht,
dass irrtümlicherweise Chlorabfälle in ein Lager mit
Ammoniumnitrat verbracht wurden, und nicht auf dem
Vorhandensein von Chlor in Form von Kaliumchlorid in
den Düngemitteln. Die Kommission hält die vorgelegten
Angaben für zu allgemein und für inkonsistent; eigent-
lich handelt es sich auch nicht um wissenschaftliche
Elemente. Daher wäre nach Auffassung der Kommission
in dem vorliegenden Fall die Anwendung des Vorsorge-
prinzips nicht gerechtfertigt.

(84) Auf jeden Fall möchte die Kommission daran erinnern,
dass Maßnahmen auf der Grundlage des Vorsorgeprin-
zips, sofern sie denn für nötig gehalten werden, insbe-
sondere im Verhältnis zu dem angestrebten Schutzni-
veau gerechtfertigt sein müssten. Die Kommission
möchte des Weiteren daran erinnern, dass die Rechtsvor-
schriften über Düngemittel zurzeit Gegenstand von Erör-
terungen im Zuge der Neufassung sind. Dieser Vorschlag
trägt der neuen Marktsituation Rechnung, insbesondere
durch die Ausweitung der Detonationstests auf Ammo-
niumnitrat-Mehrnährstoffdünger mit hohem Stickstoff-
gehalt. In Anbetracht dessen vertritt die Kommission die
Auffassung, dass dem französischen Anliegen lediglich
eine Maßnahme entspricht, nach der das Inverkehr-
bringen dieser NK-Düngemittel gegebenenfalls an die
Verpflichtung geknüpft würde, sie einem Detonationstest
zu unterziehen. Die notifizierten einzelstaatlichen
Maßnahmen, die neben dem Verbot der Einfuhr und des
Inverkehrbringens bestimmter NK-Dünger noch die
Verpflichtung vorsehen, diese Dünger auf Kosten und
unter der Verantwortung der Besitzer vom Markt zu
nehmen, erscheinen in Anbetracht der Gefahren nicht
gerechtfertigt, die unter Umständen von diesen Dünge-
mitteln ausgehen, wenn diese mit den gemeinschaftli-
chen Rechtsvorschriften übereinstimmen und der Defini-
tion der EG-Düngemittel entsprechen.

2.1.3. Zusammenfassung

(85) Damit die Einführung einzelstaatlicher Maßnahmen, die
von der erfolgten gemeinschaftlichen Harmonisierung
abweichen, zugelassen werden kann, müssen nach
Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag drei Voraussetzungen
erfüllt sein: die abweichenden einzelstaatlichen Bestim-

mungen müssen sich auf neue wissenschaftliche
Erkenntnisse in den fraglichen Bereichen stützen, es
muss ein spezifisches Problem für den Antrag stellenden
Mitgliedstaat gegeben sein, und dieses Problem muss
nach Erlass der Harmonisierungsmaßnahme aufgetreten
sein.

(86) Im vorliegenden Fall vertritt die Kommission nach
Prüfung der wissenschaftlichen Elemente vor dem
Hintergrund des Antrags Frankreichs die Auffassung,
dass Frankreich nicht mit Hilfe neuer wissenschaftlicher
Erkenntnisse in Bezug auf den Schutz der Umwelt oder
der Arbeitsumwelt nachweisen konnte, dass auf seinem
Hoheitsgebiet ein spezifisches Problem aufgetreten ist,
das sich nach Erlass der Richtlinie 76/116/EWG über
Düngemittel ergeben hat und der Einführung der notifi-
zierten einzelstaatlichen Bestimmungen bedarf. Zudem
hält die Kommission die Inanspruchnahme des Vorsor-
geprinzips durch Frankreich nicht für geeignet, die noti-
fizierten einzelstaatlichen Bestimmungen zu rechtfer-
tigen, die von der Richtlinie 76/116/EWG abweichen.

(87) Daher ist die Kommission der Ansicht, dass der Antrag
Frankreichs zur Einführung einzelstaatlicher Maßnahmen
zum Verbot der Einfuhr und des Inverkehrbringens von
bestimmten chlorhaltigen NK-Düngemitteln mit hohem
Stickstoffgehalt auf seinem Hoheitsgebiet die Bedin-
gungen gemäß Artikel 95 Absatz 5 nicht vollständig
erfüllt.

2.2. Keine willkürliche Diskriminierung/verschleierte
Beschränkung des Handels zwischen den Mitgliedstaaten
und keine Behinderung des Funktionierens des Binnen-
marktes

(88) Gemäß Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag beschließt die
Kommission, die betreffenden einzelstaatlichen Bestim-
mungen zu billigen oder abzulehnen, nachdem sie
geprüft hat, ob sie ein Mittel zur willkürlichen Diskrimi-
nierung oder eine verschleierte Beschränkung des
Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und ob
sie das Funktionieren des Binnenmarkts behindern.

(89) Da der Antrag Frankreichs die grundlegenden Bedin-
gungen gemäß Artikel 95 Absatz 5 (siehe Abschnitt 2.1
von Teil III dieser Entscheidung) nicht erfüllt, muss die
Kommission nicht prüfen, ob die notifizierten einzel-
staatlichen Maßnahmen ein Mittel zur willkürlichen
Diskriminierung und eine verschleierte Beschränkung
des Handels zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und
ob sie das Funktionieren des Binnenmarkts behindern.

IV. SCHLUSSFOLGERUNGEN

(90) In Anbetracht der Elemente, die ihr zur sachlichen Beur-
teilung der Begründungen zur Untermauerung der notifi-
zierten einzelstaatlichen Maßnahme zur Verfügung
standen, und vor dem Hintergrund der obigen Ausfüh-
rungen vertritt die Kommission die Auffassung, dass
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der Antrag Frankreichs zur Einführung einzelstaatlicher
Bestimmungen in Abweichung von der Richtlinie 76/
116/EWG in Bezug auf die Einfuhr und das Inverkehr-
bringen bestimmter chlorhaltiger NK-Dünger mit hohem
Stickstoffgehalt, die der Definition der EG-Düngemittel
und den Anforderungen der Richtlinie 76/116/EWG
entsprechen (vorgelegt am 19. Juni 2002),

— zulässig ist;

— nicht alle Bedingungen gemäß Artikel 95 Absatz 5
EG-Vertrag erfüllt, da Frankreich keine neuen wissen-
schaftlichen Erkenntnisse zum Schutz der Umwelt
und der Arbeitsumwelt im Zusammenhang mit
einem spezifischen Problem dieses Mitgliedstaates
beigebracht hat.

(91) Daher vertritt die Kommission die begründete Auffas-
sung, dass die ihr notifizierten einzelstaatlichen Bestim-
mungen nicht gemäß Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag
gebilligt werden können —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die einzelstaatlichen Bestimmungen in Bezug auf Beschrän-
kungen der Einfuhr und des Inverkehrbringens bestimmter
chlorhaltiger NK-Düngemittel mit hohem Stickstoffgehalt, die
den Definitionen für EG-Düngemittel und den Anforderungen
der Richtlinie 76/116/EWG entsprechen, notifiziert von der
Französischen Republik gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag,
werden abgelehnt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik gerichtet.

Brüssel, den 18. Dezember 2002

Für die Kommission

Erkki LIIKANEN

Mitglied der Kommission
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